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Schaffhausen und Allerheiligen.

Rechtshistorische Studie

von

k. Aälter. Archivar,



Dorwort.

Die Veranlassung zu nachstehendem Aussatz gad die Fortführung des Urkundenregisters

für den Aanton Schaffhausen. Bei diesem Anlaß kamen verschiedene

Urkunden zu meiner Kenntnis, die bis jetzt nur wenig, zum Teil gar nicht, von

den meisten Historikern unserer Stadt und des Kantons benützt oder berücksichtigt

worden sind, sei es, daß sie den betreffenden Urkunden keine größere Bedeutung

beilegten, sei es, daß sie sich mehr mit politischer Geschichte als mit rechls-

historischen Studien besassen wollten Mir schien die Materie von großem In
teresse für das Verständnis der schönsten Epoche schaffhauserischer Geschichte zu

sein, und da die zu erörternden Fragen bisher noch nirgends im Ausammenhang

und ausführlicher dargestellt worden sind, so glaubte ich hier eine Tücke

ausfüllen zu können.

Ich beabsichtige darzustellen, wie die Reichsstadt Schaffhausen mit der reichs-

sreien Abtei Allerheiligen während der Dauer von fast dreihundert Iahren in

öffentlich rechtlichen, zum Teil auch in zivilrechtlichen Fragen sich auseinandersetzte.

Es soll gezeigt werden, wie es kam, daß der ursprüngliche Herr, wenn nicbt zum

Anecht, so doch zum Bürger einer Stadt wurde, die ursprünglich als Dors dem

Aloster zu freiem Eigentum geschenkt worden war. Eines der interessantesten

Bilder unserer Geschichte ist das, zu sehen, wie das von Kaisern und Päpsten

nach allen Richtungen begünstigte und vom Adel reich ausgestattete Aloster nach

etwa zweihundertjährigem Bestände an Einfluß und Macht von dem jungen

Schaffhausen eingeholt und bald überflügelt wurde. Neu erworbene Rechte und

kaiserliche Privilegien der Stadt kamen bald in Kollision mit den altverbriesten

Rechten der Abtei, und damals wie heute bewährt sich die Wahrheit, daß, wer

die Macht hat, auch das Recht erhält. Der Aamps dauerte bis zum Ende des

Mittelalters; dann war der Zusammenbruch des Alosters ein rascher.
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Alles dieses Ringen um Blachtstellung und Recht erhält am besten seinen

Ausdruck in dem Aamps zwischen Abt Dettikoser und der Stadt. Zn einer

Beschwerdeschrift von 55 verschiedenen Streitfragen und in der Beantwortung
derselben durch den Rat ist so ziemlich alles berührt, was zwischen den Parteien

streitig sein konnte. Dieser Schristenwechsel bildete später die Basis der

Prozeßschriften, als ein eidgenössisches Schiedsgericht die Differenzen entschied oder verglich,

und diese Akten bilden die Grundlage meines Aussatzes,

Es ist nun aber nicht zu befürchten, daß ich den Leser mit der Wiedergabe

von langweiligen Prozeßakten und Urteilen langweilen werde. Unter Beiseitelassen

alles hinwesentlichen werde ich die wichtigeren Streitfragen darstellen, jede für sich,

wie die Parteien sie ausführten, jede von ihrem Standpunkte aus, dann

mitteilen, was die Richter entschieden, und schließlich gestützt aus eigene (Quellenstudien

und Urkunden dasjenige beifügen, was zum richtigen Verständnis der einzelnen

Rechte dienlich erscheint.

Aus diese Weise hoffe ich, das Interesse für die Rechtsverhältnisse jener

Zeit eher wecken zu können, als durch eine systematische, trockene Abhandlung,
sür welche allerdings viel Uîaterial zu Gebote stehen würde, die aber sicher nicht

den Erfolg haben würde, den Einzelnen ein lebendiges, bleibendes Bild aus dem

Rechtsleben unserer Vorsahren zu bieten.

Im Anschlüsse an die Schilderung des Aampfes zwischen Stadt und Aloster

werde ich noch kurz ausführen, wie rasch infolge der Reformation dieser

unerquickliche Zustand zwischen beiden ein Ende fand. Es war unhaltbar geworden,

daß in dem von den Stadtmauern und Letzinen umschlossenen Raume von nicht

viel mehr als einigen Quadratkilometern zwei reichssreie Stände, von denen jeder

sein besonderes Kontingent zum Reichsheer zu stellen hatte, bestanden Auch

ohne die Glaubensänderung hätte das Aloster bald von einer weltlichen Herrschaft

zu einem rein kirchlichen Znstitut heruntersinken müssen, und es war allerdings
dann ein Glück sür die Stadt, daß infolge jener religiösen Bewegung auch das

kirchliche Znstitut zu existieren aushärte, kampslos und ohne Gewalt, denn es war
vorauszusehen, daß, trotz aller Rechtstitel aus alter Zeit, das Aloster sich

überhaupt nicht mehr halten konnte, weil ein zürn neuen Glauben übergetretenes

Volk den Znsassen eines Benediktinerklosters nie Zehenlen oder Grundzinsen

bezahlt haben würde, wie dies vorher geschehen war.
Einem Gedanken glaube ich vorgängig noch Ausdruck geben zu müssen, um

alle diejenigen, die der Ansicht sind, es handle sich hier um interesselose, veraltete



Ill

und für die Gegenwart kaum brauchbare Ideen und Darstellungen, non einem

Irrtum zu befreien. Aein Zeitalter in unserer èchaffhausergeschichte hat in

öffentlich rechtlichen Fragen so viel Verwandtschaft und Anhaltspunkte mit der

Gegenwart, wie das hier von mir darzustellende, und himmelweit verschieden von

dieser Periode sind die stagnierenden Jahrhunderte vor der großen Revolution.

Aianches, was wir erst anstreben, bestand damals schon, und vieles, was heute

aitgestrebt wird, bewegte auch die Geister jener Zeit.

Achafshausen, Oktober sßdS.

S. Vciltsr, Hi-ckwar.



I. Abt (Lonrad Dettikofer.

'enige Charaktere aus ganz alter Zeit sind

^ ^ uns so deutlich überliefert, une das Bild des

Mannes, mit dem wir uns eben beschäftigen wollen

Der dreißigste und drittletzte Abt des Alosters

Allerheiligen in Schaffhausen, Abt Tonrad Dettikofer,

war einer der bedeutendsten Männer in Schaffhausen am

Ausgange des Mittelalters. Er hat sich schon dadurch verewigt, daß

er die Schillerglocke gießen und seinen Namen darauf anbringen

ließ. Bedeutender schon war der Bau einer neuen Abtei, der

heutigen kantonalen Finanzverwaltung, eines für jene Zeit stattlichen Gebäudes,

und die wenigsten, welche heute die Straße unter dein Alosterbogen passieren,

sind sich dessen bewußt, daß sie das kaudinische Joch passieren, welches einst ein

streitbarer Abt über der freien Reichsstraße wölben ließ. Er war es auch, der

dafür sorgte, daß in der Pfarrkirche zum St. Johann eine Grgel erstellt wurde,

die vielleicht heute noch bestände, wenn sie nicht anno sZZsi als Trompete oder

Sackpfeife des Teufels hätte weichen müssen.

Allein weder das Bau- noch das Airchenwesen war sein Hauptelement.

Dettikofer war mehr Jurist und Vermögensverwalter. Mehr wie anderthalb

Jahrhunderte hindurch hatte das Aloster aus verschiedenen Ursachen, meistens

aber durch die Mißwirtschaft bald der Mönche, bald der Aebte, bisweilen auch

beider zusammen, schwere Einbußen an Ansehen wie an Vermögen zu leiden

gehabt, und gerade sein Aintsvorgänger, Bertold III. der UAechser, aus adeligem

Schaffhausergeschlecht stammend, mit dem Bürgermeister und verschiedenen adeligen

Geschlechtern verwandt, hatte eine arge Verschwendung getrieben. Für sich

persönlich verschwenderisch, ein Freund von schönen Pferden und anderem Sport,
suchte er die Pfründen der Aonventualen zu schmälern und erregte so allgemeine

Unzufriedenheit, daß sowohl der Aonvent an den Bischof als der Rat von Schaff-
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Hausen an die Lidgenossen um Abhilfe sich wendeten, Wit Hinterlassung eines

Defizites von angeblich Gulden zu Lasten des Alosters wurde er anno

l^66 entweder abgesetzt oder zum Rücktritt gezwungen. fAirchh. X. XX, L. ^—4).

Hier war Abhilfe sehr nötig.

öchillerglocke an der 5üdseite des tliiiinsters.

Detlikofer fauch Tettikofer geschrieben) aus patrizischem Aonstanzergeschlecht

stamniend, war der Wann, der nicht nur den Willen, sondern auch die Arast
und die Einsicht besaß, um das RIoster aus dieser Versumpfung herauszuheben.

Leinen Eharakter zeichnet am besten eine Episode, die Airchhoser von ihm erzählt.

Wie verschiedene Aebte hatte auch er Anstände und Ltreitigkeiten mit den Rönnen
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im 5t. Agnesen-Aloster. Nun war es eine alte Gewohnheit, daß die Nonnen in

der peuernte ab Wiesen, die Allerheiligen gehörten, zwei Wagen mit peu

hinwegfahren durften. Als dies wieder geschah, sandte der Abt seine Diener aus,

die den Verwalter der Nonnen anhielten und in das Schlößchen im Wörth
führten, wo er 3 Tage gefangen saß. Die Nonnen klagten bei dem Bischof und

erhielten ein Bkandat, daß der Abt bei Strafe des Bannes sie an ihren alten

Rechten nicht verhindern solle. Dies verachtete der Abt, bis der Leutpriester

drohte, das Rkandat von der Ränzel zu verlesen, Zin Vertrauen, das peu ohne

Störung abholen zu können, sandte die priorin 2 vierspännige Wagen in die

nahen Wiesen. Diese wurden geladen und glücklich bis auf die Straße geführt.

Pier hielten bewaffnete Diener des Abtes mit gezückten Degen die Wagen an,

führten sie zurück aus die Wiesen und die Pferde in das Wörth. Das alles

geschah auf Befehl des Abtes und vor den Augen eines der Hünse (Richter),

des Zunftmeisters der Weber, der vermitteln wollte Die Nonnen klagten über

diese Gewalttätigkeit bei dem Rat, welcher Räte und den Stadtschreiber zu den

Abt sandte mit den: Befehl, die Pferde herauszugeben. Grst nach 8 Tagen ließ

er die halbverhungerten Tiere frei. Voll Zorn erklärte er, wenn er selbst bei

Abfuhr des peues bewaffnet zugegen gewesen wäre, so hätte er sein ^eben in

die Schanze geschlagen, um das peu zurückzuhalten.

Alan soll aber ja nicht glauben, daß der Abt auf nieist gewalttätige Weise

die Znteressen des Alosters habe wahren wollen. Zn diesem Halle mochte er im

Glauben gewesen sein, einein Rtißbrauch entgegentreten zu müssen. Sonst zeich-

tvappen der Oettikofer, noch Siebmachers neuem
tvoppenbuch von
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neten sich die meisten seiner Verwaltungshandlungen durch Alarheit, Gründlichkeit

und Zweckmäßigkeit aus. So z. B. ist der Lehenbrief über die Höfe zu

W-sdlen ein Muster von Ausführlichkeit und Gründlichkeit; klar und zweckmäßig

sind die Lehenbriefe über den Aelnhof in Neuhausen und die Verleihung des

Hofes und ZDaldes von Hofstetten an die Gemeinde Neuhausen zu einem

Zinslehen, die Verpachtung der verschiedenen Fischenzen und eine ganze Zahl von
anderen Rechtsgeschäften.

Große Verdienste hat er sich um das Aloster erworben durch Feststellung

der Rechte desselben mittels Urkunden und Anfertigung von Güterverzeichnissen

und Zinsrodeln. Durch die bischöfliche Turie in Aonstanz ließ er eine Zahl von

wichtigen Urkunden des Alosters kopieren und beglaubigen; der auf seinem Befehl

angefertigte Iahrzeitrodel über die Gesälle in der Stadt umfaßt Folioseiten;

durch Erstellung eines Urbars wurde der Randegger Zehent festgestellt und durch

Uebereinkunft mit St. Agnesen der Zehent in Schaffhausen und Merishausen.
Die Bestätigung der Privilegien des Alosters wurde beim Papst und beim

Aaiser eingeholt. Durch den Gffizial des Bischofs von Aonstanz wurde das

Gewohnheitsrecht festgestellt, daß Allerheiligen die Priester der inkorporierten

Airchgemeinden beerbe.

Die Verwaltung des Alosters vereinsachte er dadurch, daß er weniger gut

zu verwaltende Rechte verkaufte und einträgliche für das Aloster erwarb. So

veräußerte er im oberen Allgäu befindliche Leibeigene und Güter an den Grafen

von Montfort und die Fischerei bei Wagenhausen an das Aloster St. Georgen

gegen einen ganz anständigen Zins; Allerheiligen hatte ja genug Fischereirechte

und Fische bei Schaffhausen und am Rheinfall. Dagegen erwarb er für sein

Aloster Eschheim und Griesbach, Liegenschaften und zum Teil auch Vogteirechte

in Ergoltingen, Erzingen, Siblingen, Beggingen und Büttenhardt, alles der Aussicht

des Alosters näher gelegene und leichter zu wahrende Rechte. Dazu kamen

die Ablösung des Emdzehenten von den Alosterwiesen im Merishausertal und

verschiedene andere Verbesserungen, die hier nicht alle aufzuzählen sind,

Tonrad Dettikofer war vor allen Dingen ein großer Prozessierer. Zur

Geltendmachung von Rechten des Alosters hat er wenigstens 20 Prozesse geführt.

Zahlreiche Prozesse hat nun freilich schon mancher angehoben, aber Dettikofer

hat sie zum größten Teil gewonnen, und das kann nicht jeder. Die Notwendigkeit

vieler Rechtshändel ergab sich für das Aloster resp, desten Abt aus

folgenden Gründen:
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Unter verschiedenen Vorgängern in der Abtei hatte bei der Verlotterung

im Verwaltungswesen auch der Einzug der Zinsen oder Gefalle gelitten. Manche

wurden lässig oder gar nicht mehr eingezogen, und bei manchen hatten sich

Mißbräuche eingeschlichen, auf welche sich nachträglich die Schuldner als altes

Gewohnheitsrecht beriefen. Als Beispiel sei hier folgendes angeführt: Tlewi Barter,
Bürger von Schaffhausen, schuldete dem Uloster Allerheiligen von seinem Haus
einen jährlichen Zins, bestehend in einer „Lägel Wins von Elsaß". (Eisässer

Wein kam im Mittelalter oft als besserer Weinzins vor.) Der Schuldner meinte,

er könne sich wie bisher läsen mit Geld, dem preis des bessern Landweins, und

jedenfalls habe er dann Elsässer „Sinn" (Maß) und nicht Schaffhauser Sinn

(der größer war) zu liefern. Der Abt klagte und die Schiedsrichter sprachen,

Barter habe dem Gottshus „eine Legel, die ein halb Som (Saum) tüge, Schaff-

huser Sinn, mit Elsässer" zu liefern und kein Geld. (((72 III. (2.)
Bei den vielen Besitzungen des Alosters und den zum Teil noch mangelhaften

Einrichtungen zum Nachweis von dinglichen Rechten waren Prozesse

überhaupt nicht zu vermeiden, so z. B. über Wunn- und Weiderecht, über

die Nichtteilbarkeit von Lehengütern, über Fischereirechte, über Zehenten und

Grundzinsen und deren Vorzugsrechte rc.

Einen ganz wichtigen Prozeß führte der Abt in Verbindung mit der Stadt

gegen die Grasen von Lupfen, dessen Ausgang er aber nicht mehr erlebte. Es
betras das reichsfreie Gebiet des Randen, die sogenannte Mundat, welche im

Jahre (067 von Aönig Heinrich IV. den Grafen von Nellenburg geschenkt

worden war und von diesen aus das Aloster kam. In: Jahre (-(22, am
30. Sept., wußte sich Gras Johann von Lupfen hinterrücks von Aaiser Sigismund
diese Mundat zu verschaffen, und nun begannen Hiewegen verschiedene Streitigkeiten,

die erst nach 70 Iahren ihr Ende fanden. Das Aloster wußte sich hiebei

den Grasen von Lupfen gegenüber zu schwach und verständigte sich deshalb schon

am 2. April (-(5( mit der Stadt Schaffhausen zur Wahrung ihrer gemeinsamen

Interessen. Beide Parteien suchten sich von da an die Beweismittel für ihre

Ansprachen zu sichern, insbesondere durch Zeugeneinvernahmen. Im Jahre (H80

wurde der Prozeß vom Reichskammergericht an den Rat von Aonstanz gewiesen;

im Jahre s-(87 fällte der Rat von Basel ein Urteil, das auch nicht anerkannt

wurde, und erst am 27. August s-(91, also zwei Jahre nach dem Tode von Abt

Tonrad, wurde der Streit durch den von beiden Parteien als Schiedsrichter

bestimmten Grasen Heinrich von Fürstenberg zum gütlichen Austrag gebracht. Auf
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das Nähere dieses Prozesses hier einzutreten ist nicht nötig; es kann verwieien

werden auf die Festschrist des Aanlons Schaffhausen S. Zl9 (Abh. von Dr. U.penking)
und aus die Festschrift der Stadt Schaffhausen S. s2Ibh. von Dr. T. A. Bächtold.)

Den für das Uloster wichtigsten Prozeß aber führte Abt Tonrad gegen die

Stadt selbst, piebei handelte es sich nicht nur um Privatrechte dieser und sener

Art, sondern um Verhältnisse, die ihren Ursprung im öffentlichen Rechte hatten

und auch nach diesem unter Berücksichtigung der historischen Entwicklung von

Uloster und Stadt zu beurteilen waren. Der Abt stützte sich bei seinen Ansprüchen

gegen die Stadt auf kaiserliche Rechte und Privilegien, die vor mehr als ^00

fahren erteilt worden waren, insbesondere aus den Freiheitsbries von Uaiser

peinrich V. vom lSept. lsss, und von Uonrad III. vom "fahre Er
schien nicht zu wissen oder wollte offenbar nicht wissen, was alles in jener Zeit-
epochc von den Urcuzzügen an bis fast an die Grenzen der neuen Zeit sich im

Lebeil der abendländischen Völker geändert hatte. Er nannte sich noch perr von

Schaffhausen, während er bereits von der Stadt als ein steuerpflichtiger Bürger

behandelt wurde, und glich so dem unsterblichen Ritter aus der llUancha, der

immer noch in einer anderen Zeit als der wirklichen lebte.

Zn einem Libell von 66 Folioseiten, das den protzigen Titel trägt: ,,Das

min Register", hat Abt Detlikoser nicht weniger als öö verschiedene Beschwerdepunkte

gegen den damaligen Rat von Schaffhausen angeführt, deren Znhalt im

wesentlichen daraus hinausläuft, die Stadt mißachte die Freiheiten und Rechte

des Ulosters und lasse ihm nicht zukommen, was ihm von Rechts wegen gehöre.

Blanche Punkte sind nebensächlicher Natur und werden auch als solche in Uürze

behandelt, aber aus dem Ganzen erhält man eineil Einblick in die Verhältnisse

zwischen Uloster und Stadt, wie ihn keine andere Urkunde wiedergibt. Zn dieser

Beschwerdeschrist tritt nämlich als gleichwertige Urkunde die Beantwortung durch

den Rat, so daß die beidseitigen Standpunkte einander klar gegenüberstehen.

Beide Urkunden, oder vielmehr Abschriften von solchen, sind nicht datiert;
sie sind uni das Zahr f^3t) entstanden.

Es war klar, daß diese zahlreichen und zum Teil wichtigeu Differenzen nicht

von den Parteien allein erledigt werden konnten. Allerdings bestand in öchaff-

hausen ein Gericht, genannt die „Fünfe", welche in Streitigkeiten der Bürger

gegeli den Abt Recht zu sprechen halten, und bei Ansprüchen gegen die Stadt

selbst konnte man das Recht bei dem Rat in Ueberlingen suchen. Allein die

Eidgenossen mischten sich im Einverständnisse beider Parteien in die wichtige An-
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gelegenheit (Lin Schiedsgericht, bestehend aus Heinrich Räist, Bürgermeister von

Zürich, Ulrich Aätzin, Ratsherr von Schwyz und Landvogt im Thurgau, und

Elas von Zublen, Altammann von Unterwalden, hielt Ätzung in Schaffhausen,

nahm die Ausführungen der Parteien entgegen, entschied die wichtigsten

Streitpunkte und brachte in verschiedenen minder wichtigen Sachen die Parteien

zusammen. Die umfangreiche Urkunde wurde in Doppel ausgefertigt, von Abt,

Aonvent, der Stadt und den 2 Schiedsrichtern besiegelt und galt als ein Bertrag
oder Uebertrag, der dann bis zur Aufhebung des Alosters die beidseitigen Der

Hältnisse beherrschte. Die Entscheidungen sind jeweils nicht motiviert.

In Folgendem will ich es unternehmen, in abgekürzter, gedrängter Form
dem Leser Aenntnis von diesen Streitpunkten zu geben, und zwar so, daß nicht

alle 25 Beschwerden Punkt für Punkt behandelt werden, sondern daß da, wo

gleichartige Rechte und Beschwerden in Frage stehen, ein Zusammenfassen mehrerer

Punkte Platz greift. Auch soll nicht zuerst die Alage des Abtes, dann die Ver-

nehmlassung des Rates und schließlich das Urteil der Schiedsrichter jedes für sich

besprochen werden, sondern jede einzelne Ukaterie soll für sich vorgeführt werden,

von der Alage an bis zum Urteil. Dabei soll alles Geringfügige und

Ueberflüssige weggelassen werden.

II. Vorrangiger historischer Ueberblick.

Bevor ich aber zur Besprechung und Darstellung dieses merkwürdigen

Handels übergehe, muß ich zu besserer «Orientierung für den Leser einige historische

Ausführungen bringen, die das Interesse und Verständnis für die Streitfragen

erhöhen werden,

UUt Recht konnte sich ein Abt von Allerheiligen wenigstens zweihundert

Jahre lang seit der Gründung des Alosters den Titel „Herr von Schaffhausen"

beilegen. Das Aloster war immun, d. h, keiner besonderen Herrschaft

unterworfen; in geistlichen Dingen stand es direkt unter dem Papst, in weltlichen

direkt unter dem Aaiser. Die Aebte erhielten Einladungen zum Besuche der

Reichslage, und noch zu einer Zeit, wo Schaffhausen bereits wieder Reichsstadt

geworden war sl^sö), hatte das Aloster für Beiträge an das Reich an UAmn-

schaft und Geld beinahe so viel zu liefern wie die Stadt. Diesem im früheren
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Mittelalter so reichen und angesehenen Aloster, das von Päpsten und Aaisern

gleich begünstigt wurde, war Schaffhausen als Dorf geschenkt worden. Allerdings

nicht die Einwohner, welche als Raufleute und Handwerker sreie Leute waren,
aber der Grund und Boden und alles, was Einkünfte gewährte, namentlich die

Regalien, Markt, Zoll, Münze, Fährgeld, Jagd, Fischerei und Bußen gehörten

den? Abt oder, und was die letztern betrifft, dem von ihm ernannten Schultheißen

des Grtes. Es dauerte überhaupt bis zum Jahre P20, bis nur Schaffhausen

oppiclum sStadt oder befestigter Platz) und seine Einwohner als Bürger bezeichnet

wurden. Aber auch damals war es noch keine Reichsstadt. Raiser Heinrich IV.

spricht in seinem Schreiben an den Abt Pl8L>) von „eurer Stadt", also von des

Rlosters Stadt, und das war sie auch noch, da der Abt immer noch den

Schultheißen, den obersten Iustizbeamten der Stadt, der an Stelle des Reichsvogtes

amtete, ernannte. Erst im Jahre f258 wollte ein Schultheiß, Jakob Hün, sich

nicht mehr vom Abt ernennen lassen, aber auch dieser Versuch, der Stadt die

volle Selbständigkeit zu verschaffen, schlug fehl. Der Abt war also, wenigstens

rechtlich, auch damals noch Herr von Schaffhausen und noch lange Zeit hernach

blieb ihm dieser Titel. Man sprach gewöhnlich nicht vom Abt, sondern vom

/,Herr" und heute noch spricht man vom Herrenacker, Herrentrotte, usw.

Die Frage, wann Schaffhausen eine Reichsstadt sd. h. eine freie, selbständige

Reichsstadt, nicht etwa bloß eine Stadt im Reiche) geworden sei, war schon lange

streitig und ist aber auch keine wesentliche. Es existiert keine Raiserurkunde,

welche die Stadt auf einmal zu einer freien Reichsstadt mit Sitz und Stimme

an den Reichstagen und mit voller Freiheit der Rechtsprechung und Verwaltung

erhoben hätte. Ebensowenig können die Jahre s2Hs und s26H, wo Schaffhausen

zum ersten Mal unter den steuerzahlenden Städten des Reichs aufgeführt wurde,

als Entstehungszeit der Reichsfreiheit angesehen werden. Ganz wichtig ist das

Privileg von Raiser Rudolf von s2?3; aber auch dieses enthält nur einen Teil
der städtischen Freiheit und Selbständigkeit.

Sicher ist dagegen das: Schon von der zweiten Hälfte des fZ. Jahrhunderts

an war Schaffhaufen tatsächlich, nicht durch kaiserliches Privileg, selbständig

geworden. Schon im Jahre f250 schloß sich die Stadt, ohne den Abt zu fragen,

einem Städtebund zu Gunsten von Raiser Friedrich II. an. In den Rriegen und

Fehden des Rönigs Rudolf half es diesem und wurde dafür auch mit Freiheiten

belohnt. Anno s290 schloß Schaffhausen mit Minterthur einen Vertrag über

die Gerichtsbarkeit ab, ohne den Abt zu fragen. Die Ernennung des Schultheißen
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durch den Abt war bloß noch eine Formalität; denn bald wurde die Schultheißen-

würde erblich, und in die Gesetze und Verordnungen hineinzureden war dem Abt

überhaupt nie eingefallen. Die Autorität des Adels, besonders aber des Rates,

der schon im Jahr s272 genannt wird, verdrängte die Bedeutung des Schultheißen,

und unter der österreichischen Herrschaft verschwand die letzte Spur des politischen

Einflusses der Abtei aus die Stadt. Die Aebte hatten nur noch alte Rechtstitel

auf diese und jene Abgaben seitens der Stadt, aber Herren der Stadt waren sie

jedenfalls schon um sZOLl nicht mehr, Zetzt erst konnte von Reichssreiheit

gesprochen werden, denn weder ein Fürst noch ein Abt stand über der Stadt,

sondern allein der Kaiser.

Es ist interessant zu sehen, daß gerade zu der Zeit, als die Stadt rasch emporblühte,

es mit dem Kloster ebensoschnell abwärts ging. Taut Urkunde vom

23. Mai s300 mußte Bischof Heinrich von Konstanz die Angelegenheiten des

tief verschuldeten Klosters ordnen, und bald nachher sahen sich die Herzoge von

Oesterreich veranlaßt, wieder einzuschreiten. U)ie war dieser Rückgang zu erklären?

Die Gründe des Zerfalles erblicke ich wesentlich in folgenden Tatsachen i

s. Allerheiligen war im Anfange sehr reich ausgestattet worden, fast

überreich. Allein seine Besitzungen und Güter waren in aller Herren Tändern verstreut,

im Osten von den Tälern Rhätiens an bis jenseits der Gestade des schwäbischen

Meeres, im südlichen Baiern und in einem großen Teil von Mürltemberg; dann

im Norden im ganzen südlichen Baden und in der Schweiz vom Nordfuß der

Alpen an bis an den Rhein hatte das Kloster Güter und Gesälle. Die

Verwaltung eines so zerstückelten Besitzes mußte sehr schwierig sein, verursachte viele

Umtriebe und auch Prozesse und mußte die Aufmerksamkeit der Aebte fast

ausschließlich in Anspruch nehmen; für näher liegende Ausgaben hatten diese wohl

nur wenig Zeit.
2. Das Kloster verfügte nicht nur über einen großen Besitz, sondern auch

über bedeutende Privilegien. Die Mönche hatten nicht nur das Recht der

Abtswahl, sondern der Abt und Konvent dursten später auch den Schirm- oder Tastvogt

wählen. Die Konventualen waren vielfach Adelige oder sonst gut situierte Teule,

die sich vom Abte nicht viel gefallen ließen. Diese allzugroße Freiheit wurde

mißbraucht, öfters lag der Abt mit dem Konvent im Streit, und zwei Aebte sind

aus dem Kloster zum Bischof in Konstanz geflohen. Aber andererseits kam es

auch vor, daß einzelne Aebte recht eigenmächtig und übel hausten und das Kloster

vorübergehend in Geldverlegenheit und sogar in Dürftigkeit brachten. Dies gab
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bald der Stadt, resp, dem Rat, bald aber auch den Herzogen von Oesterreich

Gelegenheit oder Veranlassung, einzuschreiten und den Vermittler zu spielen,

wodurch natürlich das Ansehen des Alosters schwer geschädigt wurde.

3. Nicht zuletzt war die Lebeweise der Abouche selbst schuld am Sinken des

Ansehens ihres Gotteshauses und an der Beeinträchtigung der Giukünste. Nach

der von Abt Siegfried eingeleiteten Reorganisation des Richters und der damit

Ehemaliges Kloster St. Agnes (nach I. S. Leck).

zusammenhängenden Blütezeit von Allerheiligen, in welcher sowohl geistiges

Leben als strenge Auebt waltete, begann eine unrühmlicheZeit, in der das Richter

mehr ein schrundhaus war, in welchem nicht nur sdersonen geistlichen Standes,

sondern auch gewöhnliche Leibdiugnehmer sich aushielten. Bereits im Zahre säst)

mußte die Zahl der Abönche aus -sv reduziert werden; anno (325 wurde bei

einer Vereinbarung zwischen Abt und Ronvent festgesetzt, daß es aus den Rops
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per Tag 2 Nkaß IVein treffen solle, ohne denjenigen besserer Sorte, der bei

besondern Anlässen verabreicht wurde. Das war nun so ziemlich ein Schlemmer-

leben. Die Tatsache, daß das Frauenkloster St. Agnesen keine 20N Nieter weit

von Allerheiligen errichtet wurde, förderte Zucht und Sitte auch nicht.

Tine Zeit lang wohnten sogar Nonnen in einein Hause, das auf dem

Gebiet des Alosters Allerheiligen lag. Die bessern Aebte hatten eine schwere

Not mit den unbotmäßigen Frauen in St. Agnesen, und oft mußte der Bischof

einschreiten. Dieses Leben blieb natürlich nicht unbekannt, und die Folge davon

war, daß die Vergabungen an Allerheiligen im fp und sä. Jahrhundert
beinahe ganz ausblieben. Große Schenkungen erhielten dagegen die einfachern,

bescheidenen Barfüßer und die priesterschast von St Johann. Bezeichnend ist auch

die in verschiedenen Vermächtnissen enthaltene Bestimmung, daß, wenn die Priester

oder Nkönche die Seelenmessen nicht gewissenhast lesen würden, das Vermächtnis

andern Anstalten zufallen solle.

Bekannt ist, daß gegen Ende des fö. Jahrhunderts und bis kurz vor der

Reformation das sittliche Leben im allgemeinen tief zerfallen war, und die Aloster

machten hier keine Ausnahme. Bei Allerheiligen ist hierfür unter anderem

Beweis ein Brief des Papstes Leo an den Abt des Alosters vom Zahre töf8 und

die im Besitz des historisch- antiquarischen Vereins befindlichen Frevelbücher.

Aus diesen und anderen Gründen kam es also, daß sich das Aloster fremde

Tinmischung gefallen lassen mußte und Stellung um Stellung verlor. Daß der

Bischof von Aonstanz im Zahre Ordnung schaffen mußte, ist lchon früher

gesagt worden, aber nur O pahre später mußte die Zahl der Ntönche reduziert

werden, und die Ntönche verpflichteten sich eidlich, das innerhalb der Aloster-

mauern liegende Fronhaus von den dort sich aushallenden Nonnen räumen

zu lassen.

Ganz ernst wurden die Zerwürfnisse unter Abt Johannes Zmthurn, und

zwar nicht nur unter Abt und NkSnchen selbst, sondern auch zwischen der Stadt

und dem Aloster. Die Bürger nahmen ihn sogar einmal gefangen, was ihnen

von Seite des Bischofs von Aonstanz den Bann und eine Fehde eintrug. Bei
den Zwisten mit den Aonvenlualen zog der Abt mit seinen Anhängern aus dem

Aloster weg, und Herzog Otto von Oesterreich ließ durch die Ritter Johannes

Truchseß von Dießenhosen und Tgbrecht von Goldenberg die Angelegenheiten
des Alosters, namentlich die Aompetenzen von Abt und Aonvent und Vermögensverhältnisse

ordnen und die Parteien wieder verständigen. P?>A IX. 2ä>. Aber
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erst als der verständige und versöhnliche Abt ^)akob von Henggart ans Regiment

gelangt war, kam unter Mitwirkung oder wenigstens in Gegenwart von Schultheiß

und Räten von lvchaffhausen eine ausführliche und von beiden Parteien,
Abt und Aonvent, besiegelte und anerkannte Ordnung zustande. (fZZZ XII. 6)'

Kreuzgang des ehemaligen Barfüßer Klosters (nach I. I. Beck).

Jetzt konnten auch die Differenzen mit der ötadt wegen Ersatz von Ariegsschaden

und der Münze verglichen werden, alles noch Nachwehen von der Fehde mit
dem Bischof und den Etreit mit Abt ^mthurn.

Es war unausbleiblich, daß jetzt die unter der österreichischen Herrschaft

emporgeblühte Etadt mit organisierter Herrschaft von Adel und Bürgern und



vorgängiger historischer Ueberblick, 13

einem Rat in Aollision kommen mußte mit ihrer früheren Herrschaft, dem Aloster

Allerheiligen. Um ein Beispiel anzuführen, sei erwähnt, daß bis Mitte des

Jahrhunderts die Fertigung von Häusern in Schaffhausen vor dem Schultheißen

stattzufinden hatte, wobei für das Aloster als Fertigungsgebühr ein Viertel

Wein zu bezahlen war. Nun maßte sich der Rat das Fei tigungsrecht auch an,

und so kam es, daß eine Zeit lang an 2 Orten gefertigt werden konnte. Auch

gab es wegen der Zehenten und Zinsen und anderen Rechte des Alosters

Streit und dies um so mehr, als infolge der großen Feuersbrunst vom Jahre s 372

die Bücher und Urkunden vielfach verbrannt waren und ein Bestreben der

Schuldverbindlichkeit leichter war. Es standen setzt zwei öffentlich rechtliche Gemeinwesen

einander gegenüber, wovon das eine, das Aloster, ganz im Gebiet des

andern inne lag und von dessen Stadtmauern mit einbeschlossen wurde. Es hatte

dieses zur Folge, daß das Aloster in militärischen und polizeilichen und

Steuerangelegenheiten sich den Satzungen der Stadt fügen mußte, und so waren ganz

neue Verhältnisse und Beziehungen entstanden, die notwendig eine vertragliche

Ordnung der Dinge erforderten. Diese erfolgte am )3. März )377 auf Ansuchen

beider Parteien durch Herzog Leopold und dessen Räte. Die über diese Vereinbarung

zwischen Aloster und Stadt aufgenommene Urkunde ist gesiegelt vom

Herzog, vom Abt und Aonvent und vom Rat der Stadt Schaffhausen, wird

„Uebertrag" genannt und in den späteren Rechtsschristen vom Abt Dettikoser

und dem Rat auch immer so citiert. Nach )03 Jahren bildete sie noch die

Basis für die Ansprüche des Abtes, und deswegen mag ihr Znhalt hier kurz

angegeben werden.

Die Münze bleibt als Lehen der Stadt; wenn aber nicht rechtzeitig der

Lehenzins bezahlt wird, kann der Abt bei seinen Briefen bleiben, d. h. die Münze

an sich ziehen. Der Weinzehent soll gegeben werden je von dem Wein, der da

gewachsen ist, weißer vom weißen, roter vom roten, also nicht geringere Qualität,
als in dein zehentpflichtigen Grundstück in dem betreffenden Jahr gewachsen ist;

auch den kleinen Zehent hat der Abt von den Baum- und Arautgärten in der

Stadt. Wer den Zehent losgekauft, aber die Urkunde (bei dem Brande von 1372)

verloren hat, kann mit dem Zeugnis von zwei ehrbaren Männern den Beweis

leisten. Das Erbrecht und andere Rechte gegenüber den Leibeignen des Alosters

(deren übrigens in Schaffhausen nie viele waren) bleibt wie bisher.
Sind Zinslieferungen streitig, so kann der Abt den Beweis leisten durch

alte Rodel oder Bücher, verbunden mit den eidlichen Zeugenaussagen eines Laien
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und eines Mönches aus dein Kloster, und, wenn kein Laie als Zeuge vorhanden

ist, inil den Aussagen zweier Priester, daß der Zins jeweils gegeben und

genommen worden sei. Die festgestellten Zinsen soll man in zwei gleichlautende

Bücher eintragen, wovon der Abt und der Rat je eines hat. Die Fertigung der

Häuser in der Sladt soll vor dem vom Abt und Konvent eingesetzten Schultheißen

geschehen, mit der Fertigungsgebühr von einem Viertel Wein; wenn aber jemand

zu größerer Rechtssicherheit auch vor dem Rat fertigen will, so kann er dies tun,

unbeschadet der Rechte des Klosters. Wer seit (2 Zahren, also seit (365, Türen

von seinem Tigenlum aus in des Klosters Baumgarten oder über des Abtes

und Konvents Acker in der Stadt (Herrenacker) gemacht hat, der soll sie vermachen,

oder aber ein Recht nachweisen oder solches erwerben. (Der Herrenacker war
also damals noch ein eingefriedigtes Kulturgrundstück des Klosters mitten in der

Stadt.)

Ganz ausführliche Bestimmungen enthält diese Urkunde über die Geltend-

machung von Rechten zwischen dem Abt und den Klostersleuten einerseits und

der Stadt oder deren Angehörigen anderseits. Hier wird nun der frühere Richter,

der. Schultheiß, ausgeschaltet, und es amtet als Richter bei der Geltendmachung

von Ansprüchen, die nicht bestrillen werden können, der (österreichische) Vogt „oder

welcher dann unser Amtmann hie ist." Bei förmlichen Prozessen aber zwischen

den Angehörigen beider Teile entscheidet der Gerichtshof der Fünfe, ein Gericht

aus dein Vogt „als gemein Wann" d. h. Gbmann, und 2 vom Abt bestimmten

und 2 vom Rat bestimmten Beisitzern. Dieses Gericht der Fünfe blieb dann

bestehen bis zur Auslösung des Klosters.

Durch den damaligen Landesherrn war also imchicà Gleichberechtigung

von Stadt und Kloster in streitigen Rechtssachen ausgesprochen worden. (Daneben

bestand aber noch die hohe Gerichtsbarkeit, der Blutbann, der dein Vogt (früher

Reichsvogt, jetzt österreichischem Vogt) zustand; ferner die Gerichtsbarkeit in

Streitigkeiten der Bürger unter sich oder in Strafsachen, die nicht unter dem Blut
bann inbegriffen waren, die dem Rate oder dein städtischen Gericht zustand;

weiter die besondere Gerichtsbarkeit des Klosters über seine Gotteshausleute, die

durch das Psallcnzgericht (Gericht in der Pfalz des Klosters) ausgeübt wurde.

Die Stadt selbst konnte in Prozeßsachen bei dein Rate in Keberlingen belangt

werden. Als Appellationsinstanzen fungierte das Hofgericht in Rotlweil, später

das Reichskammergericht; auch gelangten die Parteien hie und da direkt an den

Kaiser, der die Sache irgend einer Reichsstadt oder einem Fürsten zuwies. Bach
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der politischen Verbindung aber nnt den Eidgenossen wurden alle wichtigen

Streitigkeiten entweder durch eidgenössische Schiedsgerichte oder den Rat von

Zürich zum Austrag gebracht.)

Nach dieser Ausgleichung zwischen RIoster und Stadt in rechtlichen

Angelegenheiten folgte auch eine Verständigung in einer für die Stadt sehr wichtigen

materiellen Lache. Der große Steinbruch westlich von der Stadt, der von der

heutigen Promenade im Fäsenstaub bis an den Rhein bei den Rrühlenen reichte,

geHärte Allerheiligen. Dieses gab nun der Stadt die Erlaubnis, den Steinbruch

zu benützen, und es wurde so ausgiebiger Gebrauch davon gemacht, daß wohl

gesagt werden kann, der größte Teil der Bauten in Schaffhausen bestehe aus

Steinen aus diesem Bruche. An Stelle der weggebrochenen Aalkfelsen trat die

Arühlenstraße, die Straße in den Alettgau, Tore und Befestigungswerke. Blit
dem Schutt füllte man einen Teil des Rheines aus. So kam das Alosterareal

und dessen Nkühlen gar vollständig in den Schutz der Stadt resp, der von ihr
erstellten Befestigungen.

Daß die schlechte Alosterwirtschaft den Herzogen Veranlassung gab, in

ökonomischen Fragen die Freiheit des Abtes zu beschränken, geht daraus hervor,

daß beim Verkauf von wichtigen Rechten und Grundstücken ä Alosterpfleger,

Adelige von Schaffhausen, mitwirken mußten. Im Jahre sä?H den sä. April
wirken Eberhard Imthurn, Johann der Hün und der Iöheler als Pfleger von

Allerheiligen beim Verkauf eines Gutes in Gächlingen mit. Anno s38^ verkauft

Abt IValther, der Uonvent und die 3 Pfleger Johann der Hün, Egbrecht der

Löwe und NIeister Johann Nkurer vor Vogt und Rat in Schaffhausen dem St.

Agnesenkloster run sOs Gulden einen Zins von 2'/-- Saum Landwein und '/? Saum

Elsässer IVein ab der Aellerei des St. Agnesenklosters. Allerheiligen mußte mit
dem Geld „großen, unlidigen und bärlichen Schaden, der täglich wuchs und gierige"

abwenden. Herzog Leopold empfahl den Pflegern, den Verkauf zu genehmigen.

Im gleichen Jahr erfolgten noch zwei Verkäufe von bveinzinsen. Es sah dies

einer zeitweisen Bevogtigung recht ähnlich. Aönig Albrecht hatte eben schon

anno s2Zv die Vogtei des Alosters mit Gewalt an sich gezogen (Harder).

Daß die wichtigen Regalien, welche das Aloster früher gehabt und zu einem

unbedeutenden Lehenzins verliehen halte, nicht mehr eigentliche Hoheitsrechte

desselben, sondern nur noch Titel für einen kleinen Zins bildeten, ergibt sich daraus,

daß Eberhard Imthurn und Ulrich und Ioh. bVinkelsheim anno s38() den

Salzhof, das Fahr und die Schiffledi zu Schaffhausen säurt allen Rechten und
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Häusern und dem Einfang an Herzog Leopold um die stattliche Summe von

2500 Gulden verkaufen konnten und für das Aloster bloß vorbehielten: eine

Mark Silber zu Weihnachten, zwei Lägeln vom besten Wein, am 30. Oktober

zwei Lachse und einen Schilling Pfennig Grundzins. Zur Zollordnung hatte das

Aloster gar nichts zu sagen.

Um die Finanzen des Alosters in bessere Ordnung zu bringen, halfen auch

die Päpste mit. Sie gestatteten dem Aloster die Inkorporation der meisten

Airchen, über welche es das patronatsrecht hatte. Ins Deutsche übersetzt heißt

das, das Aloster erhielt das Recht, die bisweilen recht ansehnlichen Einkünfte
der betreffenden Airchgemeinden für sich einzustecken gegen die Verpflichtung, den

betreffenden Pfarrer mit einer mehr oder weniger magern Pfründe abzufinden.

Es war dies zwar mehr oder weniger ein schnödes Benehmen gegenüber den

jenigen Gemeinden, zu deren Gunsten die Airchengüter oder Pfründen bestellt

oder gestiftet worden waren, aber es war da nicht viel zu machen, denn die

Mönche und Orden waren damals und sind noch heute begünstigte prä-
torianer des Papsttums. Inkorporiert wurden Gailingen, Wolsenhausen und

Blidelzhausen anno (H02, Beringen und Andelfingen anno Eingetauscht

wurde gegen das abgelegene Remisheim das nahe Gailingen, gegen Griesingen

die Pfarrei Andelfingen. Wagenhausen mit seinen bescheidenen Einkünften wurde

aus der Abtei zu einer probstei gemacht und Allerheiligen inkorporiert. Auch

Ablaßbriefe zugunsten des Alosters wurden erteilt, um dessen Einkünfte zu mehren,

und vom Bischof in Aonstanz wurde den Angehörigen der dem Aloster

ungehörigen Pfarreien anbefohlen, nur in den Alostermühlen mahlen zu lassen.

Auch die Herzoge von Oesterreich halfen um diese Zeit noch dem Aloster,

Am die schweren Lasten, welche der jungen Stadt im Interesse ihrer Erweiterung
und Befestigung erwachsen waren, bestreiten zu können, mußte dieselbe notwendig

auf neue Einnahmen bedacht sein. Dabei kamen wesentlich neue Zölle aus

Aorn und Wein in Frage. Herzog Friedrich befahl im Jahre s ^05 seinen

Landvögten, daß ihre Amtsnachkommen dafür sorgen sollen, daß Allerheiligen nicht

mit Steuern und Auflagen oder in anderer Weise beschwert werde, und Burkard

von Mansperg, Vogt der Herrschaft Oesterreich, entschied anno daß die von

der Stadt eingeführte „srömd Müller Mutung" (Maut-Zoll) aus Trinkweine,

Aorn und andere Sachen weder für das Aloster Allerheiligen noch für St. Agnesen

gelten solle. Als aber Schaffhausen wieder freie Reichsstadt geworden und die

gleiche Frage zwischen den Parteien wieder ausgeworfen wurde, entschieden die
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beiden von den Parteien vereinbarten Schiedsrichter, Hans von Hönburg, Hauptmann

der Gesellschaft im Hegau, und Heinrich von Tettikofen, Bürgermeister zu

Aonstanz, daß das Aloster das Umgeld (Ohmgeld) aus Wein und Aorn auch

zu bezahlen habe, weil der Abt und sein Aloster auch Bürger zu

Schaffhausen seien.

Zum ersten Mal wird hier deutlich der Gedanke ausgesprochen, daß der

Abt nicht der Herr, sondern Bürger von Schaffhausen sei, und damit hatte die

privilegierte, absolute immune Stellung des Alosters den Anfang vom Ende

gemacht, Auch der Rat von Ueberlingen entschied im Jahre aus den gleichen

Wlotiven, daß pfründer des Gotteshauses Allerheiligen von der allgemeinen

Steuer der Stadt Schaffhausen nicht ausgenommen seien.

Die Reformen, welche zur materiellen Hebung des Alosters vorgenommen
worden waren, svon Neuerungen oder Besserungen auf geistigem Gebiet wird

nirgends etwas gemeldet) scheinen nicht ohne Grfolg geblieben zu sein. Als der

Aonvent mit dem Abt Berchtold (von Sissach) anno sHsß wegen der Vermögensverwaltung

wiederum Anstünde hatte, vermittelten gelehrte Leute, Herren und

Prälaten, und auch der Bürgermeister und Rat von Schaffhausen, Aus der vom
Abt Johannes von St. Georgen auf dem Schwarzwald und vom Rat in

Schaffhausen besiegelten Urkunde ergibt sich, daß damals die Fahrhabe allein,

also Wein, Aorn und Silbergeschirr usw., ohne das Geld, aus 3000 Pfund Heller

taxiert wurde. Ueber die Verwaltung und Verpflichtung zur Rechnungsstellung

wurden genaue Vorschriften aufgestellt, und besonders wurde bestimmt, daß, wenn

die Aonventualen an ihren Nutzungen Gebresten hätten, also ihre Pfründe nicht

recht erhalten sollten, der Abt durch 2 Mitglieder des Rates von Schaffhausen

den Streit entscheiden lassen solle. Also wieder eine neue Bresche in der Selbst-

Herrlichkeit der Aebte.

Wer glauben wollte, damit wären die langwierigen Streitigkeiten zwischen

Abt und Aonvent endlich einmal beigelegt gewesen, der befände sich im Irrtum.
Nur s3 Jahre später hatte Abt Johannes peier im Hof wieder Anftände mit
seinen Aonventualen wegen der Verpflegung. Diesmal waren Abt und Aonvent

schlauer als früher, die Vermittelung besorgten bloß Aebte, und die getroffene

Uebereinkunft ist vom Bischof Otto in Aonstanz besiegelt. Die Wenage für die

psründer wird in ausführlicher Weise festgefetzt und der Weinkonsum pro Wann
und Tag auf eine Waß reduziert.
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Immerhin hat das Aloster unter der Herrschaft der beiden Aebte Berchtold

von Ässach und Ioh. peier sich ordentlich erholt und verschiedene Erwerbungen

gemacht, von welchen der Erwerb von Neuhausen und vom IVörth (Werd) samt

Zoll am Rheinsall die bedeutendste ist, Die Summe, welche das Aloster an die

Brüder vom Fulach dafür zahlte, betrug 6H00 Gulden Aber aus den Sparer-

folgt der Geuder; der im Jahre (H^2 folgende Abt Berchtold der Wiechser wurde,
wie schon eingangs erzählt worden ist, nach einer Lumpenwirtschast von 2H

Iahren abgesetzt oder entlassen.

So sind wir, nach einem allgemeinen, kurzen historischen Ueberblick wieder

bei unserem Abt Dettikoser angelangt und können nun die Richtigkeit oder

Unrichtigkeit seiner dem Rate gegenüber geführten Beschwerden besser beurteilen,

III. Die Beschwerdeschrift,

ihre Beantwortung und Beurteilung.

Ziff. p (Einleitung.

Hier führt der Abt einleitend aus, aus welche Rechtstitel er seine Beschwerden

stütze. Insbesondere wird das Privileg von Aaiser Heinrich IV. (richtiger HeinrichV.)

vom -f. Sept. erwähnt. Nicht vergessen wird, daß Aaiser Heinrich ein

Zuwiderhandeln gegen sein Privileg und eine Beeinträchtigung der Rechte und

Freiheiten des Alosters mit einer Buße von (00 Pfund Goldes bestrafen werde,

die zur Hälfte dem Aloster zufallen solle. In Ziff, 2 der Beschwerde macht in

in der Tat der Abt diese Forderung geltend.

Ziff. 2 ^7. Asylrecht.

Beschwerde des Abtes: Unter die Rechte und Freiheiten des

Alosters rechnet der Abt auch das sogenannte Asylrecht, d. h. das Recht der

Airchen und Alöster, denjenigen Personen, die irgend eine strafbare Tat begangen

hatten, Schutz gegen Verfolgung und Rache zu gewähren. Er beschwert sich

darüber, daß vor kurzen Iahren ein Schneiderknecht, der einen Taspar von Aach



Die Beschwerdeschrift, ihre Beantwortung und Beurteilung. ft)

in dessen Haus nachts erschlagen und sich in das Aloster Freiheit geflüchtet habe,

von gegen 20 bewaffneten Stadtknechten im Aloster aufgesucht und trotz erfolgter

Einsprache Ses Abtes weggeführt und nach längerer Haft vor Gericht gestellt

worden sei. Das Gericht hätte dann allerdings erkannt, daß der Täter wieder

in die Freiheit gehöre.

Junker Tonrad von Fulach sei seiner Zeit „umb ehrlich Aachen" (also

nicht wegen Verbrechen) in die Freiheit geflohen. Die Gegenpartei habe aber

seinen Boten oder ihm selbst die für ihn bestimmte Nahrung weggenommen und

ihn so durch Hungersnot gezwungen, sich mit ihr abzufinden, so daß er sich oft

geäußert, die Freiheit des Gotteshauses habe ihm nichts genützt.

Wenn einer wegen Totschlag, Geldschuld oder frevlen Worten und Werken

die Freiheit suche, so finde von denen, „die sich der Sach annehmen", d. h. den

Geschädigten, ein störender Zulauf in den Airchen und Aapellen des Alosters

sowie in der Aonventstube und selbst in der Abtswohnung statt, der bisweilen

Gottesdienst, Schlaf oder Ruhe störe. Der Bürgermeister und der Rat hätte es

gelitten, daß der geflüchtete ^)ude Salomon in der Abtswohnung gesucht worden

sei. Auf derartige und andere Beschwerden hätte man einem Abt geantwortet,
die Freiheil gehe den Abt nichts an. Es sei auch schon vorgekommen, daß ein

Bürgermeister und Rat mit ihren Stadtknechten, die ihre Stäbe getragen, in des

Gotteshauses Freiheit gekommen und hätten den Abt und seine Leute ersucht,

den Geflüchteten weder zu essen noch zu trinken zu geben und ihnen keinen Schirm

noch Fürschub zu leisten. Das alles sei ein Bruch der Freiheit, und der Rat

möge hierüber erkennen.

Antwort des Rates: Die Freiheit des Alosters tasten sie nicht an,

aber die Stadt sei als eine ehrbare Stadt des heiligen Reichs auch loblich gefryel,

ihre Rechte seien auch von Aönigen und Aaisern bestätigt, und ein großer Teil
der angezogenen Rechte stehe ihnen zu.

Die Verhaftung des Totschlägers des Taspar von Aach sei erfolgt, weil

man zuerst habe annehmen müssen, es liege ein Word und kein Totschlag vor.

Für Mörder gebe es aber kein Asylrecht. Als sich dann für den Richter ergeben,

daß Totschlag vorliege, habe man den Mann wieder in die Freiheit gelassen

Der Rat halte und achte die Alosterfreiheit, und von unbescheidenen Worten habe

er kein Wissen.

Zm Falle des Taspar von Fulach liege die Sache so: Zhrer zwei hätten

dem von Fulach in der Gefangenschaft gewartet fes handelte sich wohl um Schuld-
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haft), und da sei ihnen der Gefangene in die Alosterfreiheit entronnen. Ghne

Befehl des Rates seien nun die Wärter ihrem Gefangenen nach, damit er ihnen

nicht entgehen könne und sie desto eher wieder zu Gnaden kämen.

Es möge auch sein, daß Schritte getan worden seien, um das Entkommen

von Totschlägern zu verhüten. Aber der Abt oder dessen Amtsleute erzeigten sich

den Uebeltätern günstiger als den ehrbaren Bürgern, denen Schaden zugefügt

worden sei, und helfen den Totschlägern über der Stadt Mauern hinaus, zu Schiff,

in Nistkarren oder Nönchskleidern, und deswegen möge es schon Unruhen gegeben

haben. Das könnten sie aber vermeiden. Uebrigens glaube der Rat, es sei seine

Sache, die Freiheit resp, das Asylrecht zu handhaben, sonst brauchte einer nur

auf den Herrenacker zu entrinnen und wäre in der Freiheit.

Das Schiedsgericht sprach sich über diese Fragen nur sehr kurz aus.

Es sagte einfach, beide Parteien sollen bei ihren Freiheiten bleiben.

Bei dieser Streitfrage war der Abt der Hauptsache nach im Unrecht.

Erstens rührte diese Art der Freiheit, das Asylrecht, nicht aus einem kaiserlichen

Privileg her. In der Urkunde von Aaiser Heinrich V. steht nichts von

einem Asylrecht; dieses brauchte auch nicht besonders verliehen zu werden; es war
im Airchenrecht begründet. Es hatte auch gar nicht die allgemeine Ausdehnung

und Bedeutung, die das Uloster ihm geben wollte. Erstens wurde das Asylrecht

gar nicht allen Uebeltätern gewährt, so z B. den Räubern und Mördern nicht,

und wenn also der Rat jemanden aus dem Uloster holen ließ, von dem er an-

nehmen mußte, er habe einen Mord begangen, so hatte er das Asylrecht nicht

verletzt, namentlich wenn er den perhafteten wieder in die Freiheit entließ, als

es sich herausstellte, daß nur Totschlag vorliege.

Zweitens war das Asylrecht nur gegeben für die dem Uultus bestimmten

Gebäude, also wesentlich die Airchen, nicht aber alle weltlichen damit zusammenhängenden

Gebäude und Plätze. Innerhalb der Einfriedigung des Alosters

lagen Gebäude, die weltlichen Zwecken dienten, Verwaltungsgebäude, Werkstätten,

Baumgärten usw., und der Rat hatte wiederum Recht, wenn er der Auffassung

des Abtes entgegentrat, daß derselbe aus dem ganzen Alostergebiet ein Asylrecht

habe.

Drittens aber war das Asylrecht nicht gegeben, um sich vor allen Folgen

einer strafbaren Tat zu sichern. Ja, vor Blutrache und überhaupt gegen jede

unmenschliche Behandlung und Härte konnte das Asyl schützen, nicht aber zum

Beispiel gegen die privatrechtlichen Folgen einer Untat; sonst wäre, wie der Rat
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wiederum richtig anführte, der unschuldige uud geschädigte Teil schlechter gestellt

worden, als der Uebeltäter.

Ueberhaupt hatte das Asylrecht seinen Zweck und seine Bedeutung da bereits

verloren, wo für die Bestrafung von Verbrechen und Freveln schon Gesetze be-

standen und Behörden, die über deren Handhabung zu wachen hatten. Es war
eine ganz falsche Auffassung des Alosters, wenn es glaubte, die in sein Gebiet

Geflüchteten unter allen Umständen dem Arm der Gerechtigkeit entziehen zu müssen

Erwägungen dieser Art mögen es wohl gewesen sein, welche das Schiedsgericht

davon abhielten, über diese Beschwerden des Abtes zu entscheiden uud

Veranlassung gaben, einfach zu erklären, daß jeder Teil, also auch die Stadt, bei

seinen Rechten bleiben solle. Bas Asylrecht des Alosters bestand auch nach dessen

Auflösung noch lange. Im Jahre (550 erließ der Rat sogar eine Verordnung
über die Benutzung des Asylrechtes, und anno s 620 benützte ein Totschläger das

Recht noch mit Erfolg.

Ziff. 8—ZH. streitige Gerichtsbarkeit.

Beschwerde des Abtes: Der Abt führt aus, daß, entgegen altem

Herkommen und Gewohnheit, die Stadtknechte, wenn fie irgendwie Veranlassung

hätten, in die Freiheit des Alosters zu kommen, ihre Stecken und Stäbe (das Zeichen

der Amtsgewalt) dahin mitnehmen und gebieten und verbieten, ungescheut der

Freiheit (Immunität) des Alosters.

Und wenn ein Bürger der Stadt in des Gotteshauses kaiserlicher Freiheit
einen Frevel begehe, so unternehmen sich die von Schaffhausen, den selbst zu büßen

und zu strafen, als ob er in ihren Gerichten gefrevelt hätte. Nach Ansicht des

Abtes gehöre ein solcher Frevel und Freiheitsbruch vor des Alosters psalzgericht,

und der Bürgermeister und Rat sollte behülslich sein, das Recht des Alosters

auszuführen.

Auch hält es der Abt nicht für richtig, daß Bürgermeister und Rat die

geschworenen Anechte eines Herrn von Schaffhausen (des Abtes) auch ihnen

schwören lassen. In Nöten und Ariegsläusen möge dies zur Sicherheit der Stadt

angehen, aber sonst nicht.

Insbesonders beschwert sich der Abt auch darüber, daß die Stadt seine

Gerichtsbarkeit in den Vogteien des Alosters, außerhalb des eigentlichen Aloster-

gebietes, mißachte.
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So sei ein Rudi bftlffiker, gewesener Stadtknecht, Schulden halber aus

Schafshausen geflohen und nach Neuhausen gekommen, wo das Gericht und der Bann

dem Abt gehöre. Anstatt nun dessen Verhaftung mittels eines „Nach Briefes",

(Verhaftungsbegehren) zu verlangen, hätten die von Schasfhausen ihn einfach mit

Gewalt genommen und in ihr Gericht geführt.

Herner sei es vorgekommen, daß Bürger der Stadt in den Vogteien und

Gerichten des Alosters gefrevelt hätten, und wenn es ihnen gelungen sei zu

entfliehen, hätten sie nachher einer Vorladung vor Gericht keine Folge mehr

geleistet, und da der Abt davon Umgang genommen, aus Bürger der Stadt

fahnden zu lassen, so seien die Betreffenden ungestraft geblieben und das Aloster

um die Bußen verkürzt worden. Ganz gleich verhalte es sich bei den Flurfreveln.
Wenn Bürger von Schaffhausen sich in Wald und Held des Alosters Hrevel zu

Schulden kommen lassen, so lassen sie sich vom Förster nicht pfänden und erscheinen

auch nicht vor Gericht. Sache des Bürgermeisters und Rates wäre es, die

Frevler anzuhalten, sich den Gerichten zu stellen. Tbenso sollte, wenn ein Bürger

in des Gotteshaus Gerichten durch dritte Schaden erlitten hätte, der Fall nicht

von dem Rat, sondern in den gleichen Gerichten beurteilt werden.

Antwort des Rates: Nach Inhalt des Uebertrages (von (377) hätte

der Rat das Recht, den Abt und die Ukönche vor das Gericht der Fünse laden

zu lassen, auch Bürger, die im Aloster sitzen, könne er vor Rat laden lassen durch

die Stadtknechte, und dabei hätten sie das Recht, die Stäbe mitzunehmen. Und

wenn diese Anechte zu einer Tür hinein und zu einer anderen hinausgingen, wo

sie dann ihre Stecken stehen lassen sollten 7 Um Geldschulden oder Frevel gebiete

man einem nichts in der Freiheit.

Vie Bürger der Stadt strafe der Rat immer selbst, gleichgültig, wo sie

gefrevelt hätten, ob im Aloster oder an andern Grten außerhalb der Stadt.

Was die Inpflichtnahme oder Beeidigung der Alosterknechte betreffe, so

bleibe der Rat bei diesem Rechte, weil der Abt Bürger und das Gotteshaus in

der Stadt-Ringmauer, hohen und niederen Gerichten gelegen sei.

Ver Rüdi bftlffiker sei ein flüchtiger Bürger gewesen, dessen Vermögen aus

der Stadt verschleppt worden und auf den zu fahnden man das Recht gehabt

habe. Nun halte er, der Rat, dafür, daß er das Recht habe, einen solchen

ungehorsamen Bürger in der Gerichtsbarkeit jedes andern Bürgers festzunehmen,

und glaube da keine Schwierigkeiten von irgend einem Bürger gewärtigen zu müssen.

Aus die Beschwerde des Abtes, daß sich Bürger, die auf Alostergebiet ge-
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frevelt, nachträglich nicht mehr stellen, entgegnet der Rat, daß Gleiches bei der

Stadt oft vorkomme, und übrigens habe der Abt nach dem Wortlaut des Ueber-

trages das Recht, diese zu verrechtfertigen.

Urteil des Schiedsgerichtes: Frevel im Gotteshaus und dessen

Freiheit, begangen von Dienern, Leibdingern und Hftründern und andern fremden

Leuten, werden vom s?falzgericht des Abtes beurteilt, und die Bußen gehören ihm.

Wenn aber ein Bürger, außerhalb der Stadt oder im Aloster wohnend, gegen

Alosterleute oder fremde Leute frevle, oder diese gegen ihn, so sollen solches die

von Schaffhausen richten; die Bußen, die aus die Alosterleute fallen, sollen in

solchen Fällen zur Hälfte dein Abt gehören; die Bußen für die Bürger fallen

immer der Stadt zu. Bußen für Frevel in den Wühlenen sollen zur Hälfte dem

Abt, zur Hälfte der Stadt zufallen. Die Diener, Anechte, Hffründer, Leibdinger

und Insassen im Aloster sollen der Stadt schwören, unschädlich dem Abt und

Aonvent, Alagen gegen Bürger der Stadt sind vor Rat oder Gericht in Schaff-

hausen anzubringen; Alagen gegen die Stadt selbst vor Rat in Ueberlingen, nach

der Stadt Satzung.

Wie man aus dem Urteil ersieht, hat das Gericht in dieser Frage wesentlich

zu Gunsten der Stadt entschieden, Gs konnte hier nicht einzig das Privileg
von Aaiser Heinrich V., aus welches sich der Abt stützte, zur Geltung kommen,

sondern es waren auch die der Stadt erteilten Gerichtsprivilegien der Aaiser

Rudolf von Habsburg und Sigismund zu würdigen. Der erstere hatte der Stadt

versprochen, daß ihre Bürger nur vor dem Gerichte der Stadt zu belangen seien,

und der zweite hatte der Stadt die volle Gerichtsbarkeit, auch die hohe, den

Blutbann, gegeben. Was dem Abte noch belassen wurde, war die niedere

Gerichtsbarkeit ini Aloster und in seinen Vogteien oder Gerichten aus dem Lande,

soweit es keine Schasshauser Bürger betraf. UAt dem Zahre (52H hörte auch

dies aus.

Ziff. s 5 u. s 6. Zollsachen im Lauffeil.

Beschwerde des Abtes: Während doch der Zoll beim Werd von
dem Aloster erkauft worden sei, maße der Rat sich an, durch seine Schauer

(Aufseher) die Größe der Schiffsladungen messen zu lassen und eine Aontrolle über

die richtige Ablieferung zu führen. Und wenn der Abt wegen des abzuliefernden

Zolles mit einem Fuhrmann Differenzen habe, so verlange dieser, daß er gerichtlich

vor Rat oder dem Gerichte der Fünfe belangt werde, während die Stadt
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hier gar keine Rechte besitze. Auch werde ihm mit Unrecht zugemutet, beim Zoll
ein Haus oder einen Schuppen zu erstellen, da doch solches nie dagewesen sei.

Antwort des Rates: Die Schiffahrt im Lauffen sei durch Ordnungen

und Schauer (Aufseher) seitens des Rates schon geordnet worden, bevor das

Kloster den Zoll erworben habe. Wie Klagen des Abtes gegen die Schiffleute

(oder Bürger überhaupt) zu behandeln seien, stehe schon im Uebertrag. Lin
Güterschopf sei an dieser Stelle zum Schutz der Waren nötig, sonst werde der

Zoll verweigert. Auch sei an dieser Stelle früher schon ein Häuschen gestanden

für die Geräte der Schiffsleute.

Das Urteil des Schiedsgerichtes enthält über dieses wenig. Es

wird das alte Recht bestätigt. Es scheint, daß der Abt die Differenzen wegen

Zoll- oder Schiffahrtsangelegenheiten habe fallen lassen.

Der Zoll im Werd oder Worth war im Jahre (429 den (6. September

von den von Fulach gekauft worden. Er war aber nicht freies Eigentum des

Klosters, fondern Lehen von Oesterreich, das z. B. noch im Zahre 149? den

Heinrich Töning als Lehenträger des Klosters für das Wörth bezeichnete.

Schiffahrt und Zoll hingen zusammen und waren früher sowohl beim Salzhof

in Schaffhausen als beim Werd in österreichischen Händen. Später wurde

dann die Stadt Eigentümerin des Zolles, Salzhofes und der Schiffahrt und erließ

auch die Zollordnungen und die polizeilichen Ordnungen über die Schiffahrt. Es
konnte doch nicht angehen, daß ein sDrivate, seien es die Fulach oder der Abt,
über die Schiffahrt, die sich auch über das Gebiet der Landgrafschaft Klettgau oder

des Standes Zürich erstreckte, Ordnungen erlasse. Schließlich beweist die Tatsache,

daß der Abt sich sträubte, zum Schutz der Kaufmannswaren einen Güterschuppen

zu erstellen, die alte Erfahrung, daß sonst kluge und große Herrn bisweilen wenig

Verständnis für die Bedürfnisse des alltäglichen Lebens haben.

Ziff. 17. Besteuerung der Leibdinguehmer des Klosters.

Beschwerde des Abtes: Die Stadt zwinge die Hffründer oder Leibdinger
des Klosters, ihre Bürger zu werden, um sie besteuern zu können. Wenn einer,

der bereits Bürger von Schaffhausen sei, sich als Hffründer ins Kloster verdinge

und sein ganzes, bisher in der Steuer der Stadt gelegenes Vermögen wegziehe in
die Freiheit des Klosters, so habe er der Stadt den Abzug zu zahlen (den (6.
Hffennig), wie wenn er anderswohin wegziehen würde. Wenn aber jemand, der

in des Klosters Mauern sitze, sich wegen größeren Schirms und Schutzes freiwillig
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in das Bürgerrecht der Stadt begeben wolle, sei es ihm unverwehrt Es würde,

so führt der Abt ans, dem Aloster ein großer Abbruch mit seinem Verpfrün-

dungsgeschäst geschehen, wenn Leute, die sich von der Welt zurückziehen wollten,

noch mit allerlei Steuerplackereien behelligt werden würden. Auch bezahle er der

Stadt jährlich 87^2 Pfund Heller Steuer für sich und die in dem Gotteshaus

Wohnenden, und wenn die pfründer besteuert würden, so müßte dann diese

Steuer wegfallen,

Antwort des Rates: Das wäre nicht billig, daß einer, der ein groß,

merklich Gut hätte und im Gotteshaus eine Behausung, in der Woche 6 oder 7

Brote nnd jährlich ein Fuder Wein und manchen Aarren holz kaufte, im Aloster

sitzen und der Stadt Weg, Steg, Märkte und Brunnen brauchte, und den der

Rat beschließen, behüten und bewachen müsse, nichts geben sollte.

Die Steuer, welche der Abt zahle, die gebe er als ein Bürger von dem

Alostergut und nicht für die pfründer. Diese Steuer sei eine gesetzte (fixe), die er

zu geben habe, die Steuer gehe auf oder ab. Gin einzelner Bürger, (ain ainiger

Bürger) der nicht den hundertsten Teil Gutes des Alosters besitze, habe etwa

wohl das Doppelte gegeben.

Urteil des Schiedsgerichtes: Diejenigen pfründer oder Leibdinger,

die ihr Gut ganz dem Abt übergeben, daß er sie nach ihrem Tode erben möge,

die sollen von der Steuer ganz frei sein, doch unbeschadet des Rechtes der Stadt

aus ihren Abzug (also mit den f6. Pfennig sind sie dann für immer ausgelöst).

Diejenigen Personen aber, die sich nur mit einer bestimmten pfrundsumme

eingekauft haben, im übrigen aber ihr Vermögen sich vorbehalten haben, die sollen

sich mit der Stadt gütlich vereinbaren. Die städtischen Vertreter hätten den

Thädingsmännern zugesagt, hierbei so zu verfahren, daß sich das Aloster nicht

darüber beklagen werde, daß man ihm die pfründer vertreiben wolle.

Diese Steuerfrage wurde im wesentlichen schon im Jahre durch ein

Urteil des Gerichtes in Ueberlingen entschieden, welches erklärte, daß psründe-

rinnen im Aloster Allerheiligen der Stadt steuerpflichtig seien, weil sie das Bürgerrecht

hätten. ((H6s V. f5). Uebrigens scheint das Aloster mit dieser Verpfrün-
derei nicht immer gut gefahren zu sein wegen der vielfachen Ansprüche, die

gestellt wurden. Auch wurden ihm hie und da Pfründer ausgedrängt, ^sni

^sahre gab der Bischof von Aonstanz dem Aloster die Zusicherung, daß es

nicht mehr zur Ausnahme der psründer angehalten werden solle, die nicht geistlich

werden wollen,
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Ziff. 18. Handwerker im Kloster.

Beschwerde des Abtes: Das Kloster habe von jeher das Recht

gehabt, Handwerker zu hallen, die bis jetzt nnangesprochen geblieben seien, wäh
rend jetzt viele meinten, diese hätten die Pflichten, wie die zünftigen
Handwerker der Stadt.

Der Rat antwortete, er wisse nicht, welche Fälle und was der Abt meine;

er möchte sich deutlicher aussprechen. Die Schiedsrichter entschieden, daß,

wenn psründer im Kloster ein Handwerk oder Gewerbe innerhalb oder außer

halb der Klostermauern betreiben in ihrem eignen Nutzen, nicht für das Kloster,

diese gleichzustellen seien wie die anderen Handwerker der Stadt.

Ziff. 1st. Zoll und Salzhof.

Beschwerde des Abtes: Der Zoll im Salzhos sei von den Stiftern
des Klosters diesem gewidmet worden und sei ein Lehen desselben. Dennoch

erlaubten sich die von Schaffhausen solche Neuerungen und Satzungen, daß die

Ginkünste des Klosters aus Zoll statt, wie vor wenig Jahren, 8V Pfund Heller,

nun kaum 6V Pfund einbringen. Zur Aenderung des Zolles sei nur der Lehensherr

berechtigt, und überhaupt sei das Lehen eigentlich längst dem Kloster

anheimgefallen, weil es nicht mehr erneuert worden sei. Auch hätte Allerheiligen als

Lehensherr früher das Recht gehabt, den Rhein und See hinaus bis nach Fußach

sein Korn kostenfrei spedieren zu lassen, während es jetzt noch den Zoll davon

zahlen müsse. Gbenso unrichtig sei es, daß das Kloster das von ihm bezogene

Salz der Stadt verzollen müsse.

Antwort des Rates: Der Zoll sei gemeiner Stadt, und da habe

niemand etwas darein zu reden. Gs werde sich auch finden, „daß darin keinerlei

Nssatz (Ausschlag) geschehen sye." Gs habe auch kein Abt seit 20V Jahren und

länger nie damit etwas zu tun gehabt, und die Stadt hätte für ihr Recht auch

gute Brief und Freiheit. Daß die Stadt das Korn des Klosters zu fertigen

habe, davon wüßten sie nichts, und das, was der Abt jetzt gebe, das haben seine

Vordern auch gegeben, als der (der Zoll) in der Herrschast (Oesterreich) Hand

gestanden sei,

Spruch der Schiedsrichter: Der Abt und Konvent sollen die Stadt

bei ihrem hergebrachten Recht der Schiffsstelle und Schiffsmaß bleiben lassen, und

wegen des Zolles soll nach Inhalt des Stadtbuches und der Rodel kein Abbruch
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noch Aufsatz geschehen. Es betrifft dies wohl nur den Zoll beim Werd; be-

züglich der weitergehenden Reklamation wird nichts gesagt.

Was diese Zollreklamationen anbetrifft, so war der Abt wirklich falscher

Ansicht. Wenn es auch richtig ist, daß ursprünglich der Ertrag der Zölle auch

Allerheiligen zugewiesen worden war und dieses die Ausübung des Zolleinnehmens

als Lehen an Adelige von Achaffhausen verliehen hat, so änderte sich das

Verhältnis bald so völlig, daß das Aloster außer einein kleinen Lehenzins nichts mehr

erhielt und nichts mehr zu sagen hatte. Als Heinrich Am Atad, gen. Brümsi,

im Zahre s259 ZuHaber des Lehens der Achissledi war und in deren Besitz

gestört wurde, war es nicht der Lehensherr, das Aloster, der ihn im Besitz schützte,

sondern das städtische Gericht, welches den Achutz versprach. Auch als Aönig

Rudolf anno s 235 den Besitz bestätigte, berief er sich nicht aus die Belehnung

durch das Aloster, sondern aus diesen Apruchbries. Als dann gar Oesterreich in

Folge Verpfändung der Reichsstadt Landesherr wurde, kümmerte es sich um die

Lehenshoheit des Alosters gar nicht mehr. Die Privilegien für das Aalzhaus

und die Achiffsledi erteilten in der Folge die österreichischen Herzoge nicht dem

Aloster, sondern der Atadt; sie machten Zollordnungen und beherrschten die Achifp

fahrt, und nach dem Ende der österreichischen Herrschast gingen diese Rechte alle

auf die Atadt über. Es erscheint fast unverständlich, wie ein Abt nach mehr als

zweihundertjähriger, unwidersprochener Ausübung des Zollwesens sich für berechtigt

halten konnte, gestützt aus ein altes allgemeines Privileg, wieder auf die Eache

zurückzukommen und Geschehenes ungeschehen zu machen. Wan braucht nur die

Achifferordnung vom 5. Dez. s378 anzusehen. sZ. Aleier: Das Atadtbuch von

Schaffh., S. 2f7.)

Aisf. 20—26. verschiedene kleinere Zinsen und Einkünfte.

Beschwerde des Abtes: vom Aalz sei ein durchgehender Zoll seit etwa

20 Zahren erhoben worden, ohne daß dem Aloster etwas davon gegeben worden

sei. von dem sogen. Werkhaus aus dem Acker und von des Weckers Brotbank

sei die Atadt, welche diese Liegenschaften erworben, seit einer Reihe von Zahren
die Zinsen schuldig, von den Atellinen auf dem Wcarkt habe der Abt früher je

H Heller jplatzgeld) zu beziehen gehabt, und der Bürgermeister hätte dem Amtmann
des Abtes einen Atadtknecht beigegeben, um den einzuziehen. Aeit einigen Zahren
hätte sich der Bürgermeister dessen geweigert, und nun wollten die Bürger nicht

mehr zahlen. Ebensowenig zahlen die Achuhmacher, welche mit ihren Achuhen
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auf den Achseln den Markt besuchen, die 6 Schilling Heller mehr. Auch von
dem Zoll vom Vieh aus dem Markt erhalte er nichts. And so weiter.

Die Antworten des Raies aus diese Beschwerden sind etwas brüsk

und kurz. Entweder weiß er nichts über das Bestehen solcher Forderungen, oder

dann meint er, der Abt solle doch das einziehen oder einklagen, was er glaube

ansprechen zu können.

Die Schiedsrichter, welche durch diese zum Teil geringfügigen
Reklamationen jedenfalls auch gelangweilt wurden, teils vielleicht auch deswegen, weil

frühere Aebte die Forderungen nicht geltend gemacht hatten und diese daher

verjährt sein mochten, veranlaßten den Abt und Konvent, diese Forderungen zum
Teil fallen zu lassen.

Gerade bei dieser minder wichtigen Reklamation zeigt es sich, wie ein früher
unbestrittenes Recht einem aus den Händen rinnen und gegenstandslos oder fast

wertlos werden kann. Zn den Stistungsurkunden und insbesondere in dem schon

wiederholt genannten Vrivilegienbrief Kaiser Heinrichs V. waren in der Tat dem

Kloster Jahrmärkte (Messen) und Wochenmärkte, Schiffledi, Zölle, Münze rc.

zugeschieden worden. Aber das Kloster war gar nicht im Falle, diese Rechte alle

selbst geltend zu machen, es mußte die Ausübung, was ja die Hauptsache war,
zu Lehen geben. AIs erst die Stadt und deren Verkehr zu Wasser und aus den,

Land, aus den Märkten und außerhalb derselben bedeutend angewachsen war,
bedürfte es einer ganzen Organisation und eines ganzen Trosses von Schiffern,

Zollbeamten, Salzvogt und Stadtknechten :c., um den Verkehr zu überwachen und

die Gebühren einzuziehen. Nun war es eine sonderbare Auffassung des Abtes,

wenn er glaubte, die Stadt sei verpflichtet, ihm seine Marktgebühren für das

Kloster einzuziehen. Ebensowenig konnte sich der Abt darüber beschweren, daß

der Rat ihm nicht behülflich sei, beim Einzug des lächerlich kleinen Grundzinses

von den Häusern der Stadt, der meist nur wenig Heller betrug, behülflich zu sein.

Daß man sich nicht beeilt habe, dem Abt resp, dessen Einzüger das Geld bereit

zu halten, ist sehr glaublich, und so minime Summen rechtlich einzufordern war

ganz untunlich. Ganz gleich verhielt es sich mit der Einsorderung des kleinen

Zehenten in der Stadt, dessen Einzug man längst ausgegeben hatte

Es zeigte sich eben, daß die dem Kloster im und (2. Zahrhundert
verliehenen Regalien von ihm gar nicht mehr gehandhabt werden konnten, und so

gingen sie successive, zuerst tatsächlich als Lehen, dann auch rechtlich, durch Kauf,

an die Stadt über.
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Ziff. 27. Abschluß des Klosters.

Beschwerde des Abtes: Tr habe ein Recht, sein Aloster zu schließen

und aufzuschließen, wie und wann es ihm gefalle. Die Tore und Türen mit
Schlössern weisen zur Genüge darauf hin, daß es früher so gewesen sei. Nun

hätten unter Abt Berchtold, seinem Vorfahren, als dieser das Aloster schließen

wollte, die von Schaffhausen gedroht, sie wollten diese Tore und Türen mit Gewalt

aufstoßen. Das Fahren mit Wagen und Aarren durch das Aloster in die Mühlenen
und anderswohin sei nicht notwendig, da das Gotteshaus außerhalb seiner Mauer
eine eigene, freie Gasse hiezu gegeben habe, die Mühlengasse. Diese wollen sie

aber nicht brauchen, sondern durch das Aloster oder vielmehr über dessen Areal

eine Landstraße machen, während sie die Mühlengasse mit Mistgruben und anderem

Wust aus ihren Häusern unbrauchbar machen.

Antwort des Rates: Der Abt möge sein Gotteshaus beschließen an

den Tnden (Grten) wo es von Grdens und Regel wegen billig beschlossen werde.

Aber jeweils sei eine Landstraße da durch gegangen, und dabei lasse man es bleiben.

Denn die Straße, die er (der Abt) anzeige, sei keine Straße (mag nit ain strauß

sin). Zu dem so habe gemeine Stadt „enhalb hinus" (d. h. aus der andern

Seite, gegen den Rhein) ein Tor durch ihre Ringmauer, das sie zu- und ausschließe,

und nachts gehe alle Stunden eine Wache da durch.

DieSchiedsrichter veranlaßten den Abt, von diesem Begehren abzustehen,

hielten dagegen die Stadt an, die Gassen um das Aloster sauber zu halten.

Ts handelte sich um die alte Straße vom Schmiedentörli oder der spätern

alten Metzg an, am Aonvikt vorbei unter dem Bogen der Finanzverwaltung durch

bis zum Tiergarten. Es war die einzig richtige, für schwere Fnhrwerke brauchbare

Straße aus den Mühlenen und später aus dem Alettgau ins Innere der

Stadt und auf den Markt. Die vom Aloster angewiesene Straße hätte aus der

Grub zur alten Aaserne hinauf und von dort wahrscheinlich den Rathausbogen

hinab in die Vordergasse führen müssen, bergauf und bergab und erst noch stark

winkelig. Man begreift den energischen Widerstand der Bürger gegen dieses

Ansinnen. Die alte Straße führte auch gar nicht durch das Aloster selbst, sondern

nur über des Alosters Boden, einzig bei der neuen Abtei unter dieser durch.

Maßgebend für die Schiedsrichter mögen allerdings auch die Rücksichten für die

Sicherheit der Stadt und deren Ringmauern gewesen sein, denn die Rücksichten

aus diese Faktoren gingen in jenen Zeiten allem vor.
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Ziff. 2K. Gasse beim Hospital nitd Vaumgarten.

Beschwerde des Abtes: Durch die Bürger werde die Gasse vor dem

Baumgarten und beim Hospital lheutige Hintergasse) durch Anlage von Düngergruben,

Schweinestiegen und Holzbeigen entstellt und belastet, ebenso der anstoßende

Platz, der nur mit Gebäuden in vier Mauern und mit Ziegeln gedeckt bebaut

werden dürfe. Die Schneider hätten hinter ihrer Trinkstube sogar Linden gesetzt.

Das alles sei bei einem Pfund Heller Buße verboten, aber diese werde nicht

gehandhabt.

Der Rat antwortet hierauf lakonisch, gegen wen er, der Abt, irgend etwas

habe, den möge er darum fürnehmen, d. h. einklagen.

Die Schiedsrichter nahmen aber ausdrücklich in ihr Urteil auf, daß diese

Verunstaltung nicht statthaft sei.

Dieser Streitpunkt ist insofern von Interesse, als er eine Auskunft über die

bauliche Entwickelung der Stadt gibt. Der Platz, auf dem die ganze sog. Hintergasse

gegenüber dem Münster liegt, war noch anno s3si2 ein Bestandteil des

Baumgartens des Alosters und wurde vom Abt in einzelnen Abteilungen an

Bürger verkauft, um darauf Häuser zu bauen. Hiebei wollte aber eben das

Aloster für seinen Baumgarten und Erholungsplatz rechte Gebäude, aber keine

Schweineställe als Nachbarschaft.

Ziff. 29- Ausübung des Weiderechtes.

Beschwerde des Abtes: Der ganze Grund und Boden, aus dem

Schafshausen stehe, habe dem Aloster zugehört, die Stadt habe nur das zu.Eigentum,

was sie gekauft habe, oder was ihr sonst verwilliget worden sei. Dennoch treiben

die von Schaffhausen zu allen Toren aus aus des Alosters eigene Wunn und

Weid, nach den Höfen, Weilern und Dörfern, so daß die dortigen Bewohner,

welche dem Gotteshaus diese Güter verzinsen, das nicht ertragen wollen und sich

sperren, die alten Zinsen zu geben, wenn nicht Wunn und Weid wie von altem

Herkommen her gefreit werde. Und wenn die Amtleute des Alosters oder

diejenigen, welche auf den Gütern sitzen, sich dessen wehren, so bieten die Hirten

Recht aus ihre Herrn, die daselbst Sächer (Partei) seien. Die Herren bezögen sich

für ihren Brauch aus ihre gedingte Anechte und Hirten, denen sie selbst besohlen

hätten, dahin zu treiben, und werden also Sächer (Partei), Zeugen und Richter,

und aus die Aussage ihrer Hirten hin setzen sie Marken, wie die ihnen eben,
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(passend) und dem Gotteshaus schädlich seien. Und wenn ein Herr (Abt) wolle,

daß die Wann- und Weiderechte ausgemarket werden, so schlagen sie das ganz ab.

Wenn ferner der Ab! das Weiderecht ans des Gotteshauses Eigen vergönne

und zu Zeiten das Holz verkaufe (also schlagen lasse) es sei am Buchberg, Lauffer-

berg oder anderswo, und ein Herr begehre, daß derselbe Hau zwei oder drei jähre
gebannt werde und gesreiet sei, wie das an andern Luden (Grten) von Städten

und Dörfern gehalten werde, so gebe die Stadt Antwort, sie bekenne, daß des

Haues billig geschonet würde, wo sie aber das täten und nicht mehr hin fahren

würden, so inächte ein Herr Einrede tun und ihnen das nachher wehren. Darum

wollen sie das nicht meiden, sondern dahin treiben lassen, und dadurch würden dem

Gotteshaus seine Hölzer gewüstet und geschwächt. Auf diese Weise wollen sie

dem Aloster sein Eigentumsrecht entziehen und sich selbst aneignen.

Antwort des Rates: Sie treiben, wie von Alters hergekommen sei,

und wollen dabei bleiben. Sie treiben auch an Grte, „da das Gotteshaus nicht

habe", (die also nicht dem Aloster gehören) und den mindesten Teil aus dessen

Gebiet. Er (der Abt) sei aber wohl geneigt, „zu machen uß der Stadt

ein Dorfs."

Urteil der Schiedsrichter: jn jungen Hauen (Schlägen) dürfe drei

jähre lang nicht geweidet werden; dann solle die Weide ausgeübt werden, wie

es an andern Grten gebräuchlich sei, und wie das hergekommen sei.

Man kann sich des Eindruckes nicht erwehren, daß hier der Abt im Rechte

gewesen sein mag Die Stadt Schaffhausen hatte von Anfang an und noch zu

jener Zeit fast gar kein Land, d. h Aulturgebiet, Wald und Feld, und doch

mußte sie bei der großen Bevölkerung, die namentlich unter österreichischer

Herrschaft angewachsen war, Weidegebiet, Allmend haben. Gb das Aloster gegen

Entgelt oder aus Gefälligkeit oder wegen Gegendiensten der Stadt Weiderechte

eingeräumt habe und wann, ist nicht ermittelt; denkbar ist auch, daß die Wälder
des Alosters schon zur Zeit der Vergebung mit Weiderechten belastet waren,

jedenfalls wurde die Ausnutzung des Weiderechtes immer größer und rücksichtsloser.

Es war dies übrigens nicht bloß in Schaffhausen so, sondern fast überall

in unserer Gegend, und es gibt sehr wenig Gemeinden, die nicht ihre Wunn- und

Weidprozesse hatten, dagegen eine ganze Anzahl solcher, die verschiedene Male
Hierwegen prozessierten.

Nach der Aufhebung des Alosters hörten diese Streitigkeiten für
Schaffhausen auf. Die Stadt ordnete das Hirtenwesen durch besondere Brdnungen.
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Es waren 2 Hirten bestellt, die benannt wurden nach dem Sammelplatz oder der

Ausfahrt der Herden, ein Hirte für das Gbertor, das Schwabenlor und das

Schwarze Tor: schließlich noch ein Schweinehirt, Die allgemeinen Weiderechte

auf städtischer Allmend oder vielmehr in städtischen Waldungen dauerten noch bis

in die vierziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, Damals mußte dieser idyllische,

aber wenig rationelle Zweig der Landwirtschaft aufhören, und der Name Hirt
existiert bei uns nur noch als Geschlechtsname.

Ziff. 30—40. Streitigkeiten wegen der Atnhlenen.

Beschwerde des Abtes: Die Wühlen (Alostermühlen) samt Grund

und Boden, Wasser, Wasserflüssen, Rechten, Gerichten, Eigenschaften, Lehenschaften

und aller Zugehör seien seit unvordenklichen Zeiten Eigentum des Alosters, das

sie auch in Ariegsläufen mit Wacht und Hut aus seine Rosten versehen habe.

Als nun vor einigen Iahren das Aloster einen Müller wegen eines Frevels
bestraft hätte, da haben die von Schaffhausen mit Gewalt den Heinrich Süchler,

der als Richter geamtet habe, eingesperrt und die anderen Richter und

Urteilssprecher angehalten, künftig das Rechtsprechen dort unterbleiben zu lassen. Die

Müller seien aber nicht nur des Gotteshauses Hintersässen, sondern gehören auch

lebend und tot in das Aloster und nehmen alle psarrlichen Rechte dort, während
die andern Bürger, die vor den Toren der Stadt sitzen, in der großen Pfarrei
St. Johannes ihre pfarrlichen Rechte suchen. Infolge dessen nehme die Stadt

die Müller zu Bürgern aus, und erst seit dieser Geschichte sperren und wehren

sich diese gegen des Alosters Gerichte und Gebote.

Im fernern setzte die Stadt Zollstöcke zu ihrem Nutzen in des Alosters

Wühlen, ohne eines Herrn (Abtes) Gunst oder Willen.
Das Gotteshaus habe auch die Wühlen mit großen Aosten bisher so erstellt

und eingerichtet, wie man sie am ganzen Rheinstrom selten oder nirgends finde.

Namentlich die Wuhre und auch die Gebäude seien jetzt in besserem Stande als

je. Auch seien die Müller daraus angewiesen, von Bürgern und Amtsleuten „als
zimlichen als kleinen" Lohn von dem zu mahlenden Aorn zu nehmen. Wiewohl

nun weder Müller noch Wühlen der Stadt gehören, mache diese den Müllern
neue Ordnungen und Satzungen, daß sie den Zins, den sie sonst dem Aloster gern

geben würden, wegen diesen Beschwerden nicht geben wollen, wodurch das Aloster zu

großem Schaden komme. Gegenwärtig habe das Aloster jährlich hundert Pfund

mehr Auslagen als Einnahmen von den Mühlen.
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Im weitern habe sich die Stadt beikommen lassen, ans Grund und Boden

des Alosters bei den Mühlen, auf pfählen im Rhein, eine Ziegelhütte zu erstellen.

Endlich lasse die Stadt den Abraum und Schutt aus den Steinbrüchen bei

den Mühlen in den Rhein führen, was für die Mühlen schädlich sei, insbesondere

den Wasserlauf künstig benachteiligen könne. Auch werde der dortige Steinbruch

nicht nach dem jüngsten Bertrage benutzt.

Antwort des Rates: Die Müller seien jeweilen Bürger gewesen

und den Boten der Räte und Gerichte gehorsam, hätten bei der Stadt Recht

gegeben und genommen und als Bürger geschworen. Hohe und niedere Gerichte

gehören an diesem (Orte der Stadt und nicht dem Aloster zu, auch hätte der Rat

in Ariegsläufen dort wachen nnd hüten lassen.

Wegen der Zollstäcke in den Alostermühlen bemerkt der Rat, diese Abgabe

(der Aorn- oder Mahlzoll) werde von den Bürgern bezahlt und seien sie auch zu

bezahlen schuldig; dem Alosterbringe das an seinen (Lehen-) Zinsen keinen Schaden.

Die Müller steigere der Abt, daß sie die Zinsen nicht wohl geben mögen

„und uns dester wirß malen und zu besorgen, daß sie uns dester nawesger s-yen."

Schon die Altvordern hätten den Müllern Ordnungen gegeben, die etliche

hundert Jahr und älter, etliche über 60 Jahre alt seien; diese Gewaltsame wollen

sie für sich behalten. Wenn das Aloster meine, den Bürgern nicht zu mahlen,

wie sie's erleiden mächten, so wolle der Rat gedenken, wie er sich versehe.

Und wenn schließlich der Abt davon rede, er habe jährlich mit den Mühlen
sOt) Pfund Heller mehr Auslagen, so möge er die Mühlen der Stadt lassen;

sie wollen ihm dagegen noch einen Zins von 50 Gulden nachlassen.

Die Ziegelhütte, über welche sich der Abt beschwere, habe die Stadt bauen

lassen im Interesse der Bürger, also auch des Alosters; einen besonderen Nutzen

habe sie daraus nicht.

An Arbeiten und Abräumen im Steinbruch habe die Stadt in kurzen Iahren
mehr geleistet, als vorher in hundert Iahren. Den Schutt könnten sie nicht anderswohin

bringen, aber dem Wasser geben sie keinen andern Lauf; dagegen habe

der Abt auf aufgefülltem Land Rahmen (für die Gewerbe) anbringen lassen, die

ihm Zins eintragen.

Spruch der Schiedsrichter: Die Zollstöcke in den Mühlen soll das

Aloster leiden. Das Steinbrechen solle nach den Bestimmungen des hierüber
bestehenden Vertrages erfolgen. Neue Bauten solle die Stadt auf Gebiet des Alosters
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ohne Bewilligung des Abtes nicht mehr aufführen, es wären denn Bauten zu

Befestigungszwecken, deren Anlage aber den Rechten des Klosters nicht schaden solle.

Diese Mühlen, welche so alt waren als das Kloster und zum ersten Mal
in der oft erwähnten Kaiserurkunde vom ch Sept. s s s s ausgezählt werden, blieben

dem Kloster bis zu dessen Bertrag mit Schaffhausen, wo sie an die Stadt

übergingen (s52^). Äe lagen aber außerhalb des ummauerten eigentlichen Kloster-

gebietes, das allein als besondere Freiheit anzusehen war. Dagegen lagen sie im

Gebiete der Stadt, wo hohe und niedere Gerichtsbarkeit nur dieser zustand, ebenso

die Steuerhoheit und alle staatlichen oder städtischen Rechte. Mit dein gleichen

Rechte hätte der Abt auch für andere Liegenschaften, so z. B. die Klosterreben

im Herrenberg und den Herrenacker, ein besonderes Recht beanspruchen können.

Daß seine Auffassung nicht geschützt wurde, geht daraus hervor, daß er die Aoll-

stöcke, das Zeichen der Herrschast, in seinen Mühlen anzuerkennen angehalten

wurde. Weder das Recht an Grund und Boden noch die kirchliche Zugehörigkeit
der Müller zu irgend einer Kirchgemeinde kam hier in Betracht.

Ziff. 35—38. Kriegsdienste. Raisen.

Beschwerde des Abtes: Die Freiheit des Klosters hätte auch in sich

begriffen, daß es in allen Kriegsläufen sowohl in der Stadt als nach andern

Orten zu raisen sauszuziehen) nie ersucht noch gezwungen worden sei, bis vor

etwa Zahren, (also seit etwa). (Rodel von s^M) Seither habe

die Stadt das Kloster gezwungen, Wagen oder Karren und Knechte zu ihren

Raisen (Auszügen) zu geben, trotz der Vorstellungen des Abtes. Wiewohl nun

ein Abt Wagen, Karren und Knechte geliehen habe, hätte das beim-Auszug nach

Bellenz noch nicht genügt, sondern das Kloster habe noch zwei Knechte und zwei

Säumer stellen müssen, obschon es seine Leute sehr nötig gehabt hätte. Die Bitte
des Abtes, ihn zu schonen, sei so kräftig gewesen, daß sie ihren Stadtschreiber und

Hans Murbach den Ratsherrn geschickt hätten, um ihm zu sagen, daß er die

Säumer und Knechte fertige (stelle) und Zehrung und Lieferung gebe, und wenn

das nicht geschehe, so würde befohlen, daß man des Klosters Rosse, Karren, sein

Vieh und seine Dienste, die in der Stadt wären, hinausschaffen, und die außerhalb

der Stadt wären, nicht hineinlassen solle, wodurch dem Gotteshaus sein Gewerbe

ganz niedergelegt werde. Das sei Gewalt anstatt Recht.

Wohl sei es früher vorgekommen, daß ein Herr (Abt) von der Stadt gebeten

worden sei um Roß und Wagen, und daß man das geliehen habe, aber den
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Unterhalt, Aosten und Achaden habe die Atadt getragen, Zetzt sei das abgeändert,

und ein einziger Auszug sei das Aloster auf s0t) Gulden zu stehen gekommen,

abgesehen davon, daß während dieser Zeit Anechte und Rosse unnütz wurden

sd. h. nicht arbeiten konnten oder Achaden nahmen).

Es sei anzuerkennen, „daß die Atadt Achaffhusen swär und treffenlich Arieg

zu mengem mal vormals erlitten haut", weshalb nicht ohne Ursache auf das

gemeine Volk der Wochen-Pfennig gelegt worden sei, wobei das Aloster und seine

Leute nicht angesprochen wurden. Vor wenigen Zahren habe man nun den

Wochen-Pfennig auch von den Alosterknechten eingefordert und dem Amtmann des

Alosters befohlen, allen Alosterknechten zu sagen, den Wochen-Pfennig zu geben;

denn wer den nicht geben wollte, den würden sie einsperren, bis er gehorsani

würde, und dann würde ihm die Atadt noch 7 Jahre verboten. Ebenso hätte

die Atadt kürzlich Hintersäffen des Alosters angehalten, mit den ihrigen zu reifen

oder Reisgeld zu bezahlen.

Wiederholt hätte der Abt den Rat ersucht, ihm Recht vorzuschlagen wegen

dieser Neuerungen, d. h. die Aache gerichtlich zum Austrag zu bringen; allein er

hätte ihn noch nie hiezu veranlassen können.

Antwort des Rates: Der Abt und das Aloster seien Bürger, und jeweils

hätten sie auch Ariegsdienste geleistet und in Ariegsläufen mit reisigen Anechten

und Pferden gewartet, und deshalb meine der Rat „er solle es auch sürbas tun,

nach Gestalt der Löuffen sAriegsläufe). Die Alosterknechte halten sie, wie die

Anechte anderer Bürger auch, und ebenso die Ausleute. Es gebe Bürger, die

zwei- oder dreimal so viel Vogtleute haben, als der Abt, und diese reisen auch

und ihr Herr erst noch persönlich (mit sinem lib).
Der Weinung sei der Rat jetzt noch, daß er wegen dieser UAlitärlasten mit

dem Abte nicht zu prozessieren habe; er sei in Besitzung, Gewalt und Gewer.

Urteil der Achiedsrichter: Zn Ariegsläufen habe der Abt auf

Ansuchen der Atadt Anechte, Rosse und Wagen zu liesern, aber der Unterhalt

derselben außerhalb der Atadt falle dieser zu. Ueber die Dienstpflicht der Vogtleute

in den Vogteien wird bestimmt, daß auch die Leute des Alosters zu reisen haben.

Bei der Beurteilung dieser Atreitfragen muß man nicht vergessen, daß sie in

das Zeitalter der Burgunderkriege und des bald nachfolgenden Achwabenkrieges

fallen, wo die kriegerischen Leistungen der Eidgenossen ihren Höhepunkt erreichten,

aber auch die Ausgaben für das Wehrwesen außerordentliche waren Das traf
auch für Achaffhausen zu. Dienstpflichtig, persönlich oder ersatzpflichtig, waren
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alle Bürger; auch die Witwen hatten, wenn sie Vermögen besaßen, einen Ersatzmann

zu stellen, und die Bürger hatten auch alle ihre Vogtleute, Unechte, reisen

zu lassen, Das Uloster Salmansweiler (die reichssreie Eisterzienserabtei Salem)

hatte in Schaffhausen hinter der St Iohannskirche ein Haus, Dieses war
steuerfrei, hatte aber immerhin „mit 2 Harnischen und einer Armbrost der Stadt

zu warten." Der Abt und die Nffönche waren natürlich als geistliche Leute dienstfrei,

aber es war nicht einzusehen, warum ihre Dienste und Unechte frei sein

sollen. Die Schiedsrichter haben deswegen mit Recht davon Umgang genommen,
der Stadt in ihre (Ordnungen für den Uriegsdienst hineinzureden oder diese nicht

anzuerkennen; der Rat hatte sich das schon dem Abte gegenüber verbeten. Rühmend

zu erwähnen ist die kurze Art der Stadt, wie sie mit denjenigen verfahren ist,

welche den Dienst oder Pflichtersatz weigerten. Heutzutage ist in solchen Sachen

nur zu viel geschrieben und gesprochen worden.

Jiff. Is). Vetterläuten.

Beschwerde des Abtes: Aus Gnaden habe ein Herr manches

Jahr seine Unechte „des Gotzhus Gloggen über das Wetter (Gewitter) lüten

lassen, und daraus ist kommen, wenn die Unecht etwan nit daheim und unmüssig

sind, so senden die von Schaffhusen nach des Gotzhus Amtlüten für ihren Raut

(Rat) und redent mit ihnen, das sie schasfind, das über das Wetter gelüt werd,

oder sie wellind sie darumb strausen. Es wirdet auch von etlichen groben Lüten

geredt, sie wellind einem Herrn (Abt) und den Unechten über die Büch lauffen."

Er vermeine, nicht schuldig zu sein, daß er seine Unechte zu läuten bestelle; er

möge ihnen die Glocken wohl gönnen, doch so, daß sie Unechte bestellen, um zu

läuten nach ihrer Notdurft, wie dies an andern (Orten und Städten auch geschehe.

„Sie hätten auch eine pfarr und darin gut löblich Gloggen, die mögend sie auch

lüten lassen, wenn ihnen das füglich und eben sei."

Der Rat gibt hierauf gar keine Antwort und ebensowenig das Schiedsgericht.

Das Wetterläuten war im Nuttelalter und wohl noch später gebräuchlich.

Die Gemeinde Löhningen hatte dein fforster und „dem, so gegen das Wetter

lütet" drei Garben zu geben, (s((72 VI. (8); in Wangen am Untersee hatte der

Hofbesitzer „der Heiligkeit" das Wetterläuten zu besorgen. (s((78 VI. (8).
Das Ironische bei dieser Geschichte ist nur das, daß der Abt, der mehr

Reben und Güter hatte, als die Stadt, das Läuten zum Schutze des Ulosters selbst
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nicht für nötig erachtete oder an die Wirksamkeit nicht recht glaubte. Und doch

war dies der Abt, der aus die bekannteste aller Glocken sechs Jahre später die

glaubensstarke Inschrift setzen ließ: kulAnrn ànKv (ich breche die Blitze),

Heutzutage werden gegen das Wetter nicht mehr die Glocken, sondern Raketen

verwendet; beide verursachen Tufterschülterungen; welche Art die wirksamste ist, bleibt

noch näher zu beobachten,

Ziff, 40. Bezahlen des Abzuges bei Stiftungen.

Beschwerde des Abtes: Bisher hätten Stiftungen von Iahrzeiten
und Seelgerät zu Handen des Alosters keinen Abzug (den (6. Pfennig zu Handen

der Stadt) bezahlt. Grst in den letzten Iahren sei von den Vermächtnissen für

Seelenmessen, Vigilien und Seelgerät der Abzug eingeführt worden.

Antwort des Rates: Den Abzug sei man schuldig von dem Gut,
das in Steuer und Anzahl liege und daraus weggezogen werde; bei Stiftungen

für andere Gotteshäuser werde es auch so gehalten. Ueber diesen Punkt äußerte

sich das Schiedsgericht nicht; es ist daher zu schließen, daß die Praxis
des Rates verblieb.

Aiff. 44 43 n. 47. Bechtssprechnng des Gerichtes der Häufe.

Beschwerde des Abtes: Der Uebertrag (das Verabkommnis von

(377) bestimme, daß Streitigkeiten über Zehenten zwischen dem Abt und Bürgein

vor dem Gericht der Hünfe zum Austrag kommen sollen. Nun liegen zehent-

pflichtige Güter außerhalb den Gerichten von Schaffhausen, und wenn er nun im

Halle der Bestreitung der Zehentpflicht diese Bürger vor dem Gericht der Hünfe

einklage, so weigern sich diese zu urteilen (wegen Inkompetenz), da die zehent-

pflichtigen Güter nicht in den Gerichten der Stadt liegen. Gr meine, dieser Uebertrag

sei gemacht worden wegen der Güter des Alosters und der Bürger,
gleichgültig, wo die gelegen seien. Gr leite das auch schon daher, daß er, wenn er

einen Ausbürger belangen wolle, also einen Schaffhauser Bürger, der außerhalb

den Gerichten der Stadt sitze, den auch vor den Hünfen belangen müsse.

Auch nach einer andern Richtung beschwert sich der Abt über die Hünfe,

So oft diese Richter in ihren Urteilssprüchen von den Bestimmungen des Ueber-

trages abgingen, so oft nehme er das Recht in Anspruch, den andern Sprüchen

der Hünfe auch nicht nachzukommen, sondern beanspruche die Anwendung des

geistlichen Rechtes, das er gerne annehmen wolle. Der Artikel des (Übertrages,
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der von dein Zehenten handle, bestimme nämlich, wer sich weigere, Zehent zu

geben, der solle von dem Gotteshaus hierüber gute Urkund haben, (daß er den

Zehent abgelöst habe oder sonst nicht pflichtig sei), und es sei also nicht notwendig

und auch nicht nach Laut des Uebertrages, daß ein Herr „Wisung darlegen",

d. h. Beweis leisten solle.

Wenn im sernern der Uebertrag davon spreche, daß der Abt mit den Bürgern
und die Bürger mit dem Abt vor den: Gericht der Fünfe Recht suchen sollen, so

können darunter nur weltliche, nicht aber geistliche Personen verstanden sein. Bon

jeher seien nun Streitigkeiten zwischen Allerheiligen und St. Agnesen von ihren

ordentlichen Richtern, den geistlichen, verhandelt worden. Und da der Abt von

Allerheiligen unmittelbarer Dberer und Prälat des St. Agnesenklosters sei, so

sollte der Bürgermeister und Rat nicht alle Beschwerden und Ulagen der Frauen

annehmen, sondern sie eher abnehmen, es wäre denn, daß offenbar an dem Tag

läge, daß ein Herr Mutwillen wider Recht brauchen wolle. Aus diesem Titel des

Bürgerrechtes sei jetzt erwachsen, daß ein Abt mit den Frauen zum Paradies (die

auch das Bürgerrecht der Stadt besaßen) vor dem Rate prozessieren müsse, was

früher nie geschehen sei. Sollte dieser Artikel wegen des Gerichtsstandes der

Bürger so weit reichen, daß er auch geistliche Personen und Ausbürger umfasse,

so müßte ein Abt, der mit einem Priester auf dem Land wegen der pfründ
Differenzen hätte, denselben auch vor den Fünfen verklagen, was doch kein Recht

zugebe.

Endlich beschuldigt der Abt den Rat, daß durch seine und des Gerichtes

Saumseligkeit die Prozesse zu lange dauern. Nach den Bestimmungen des Ueber-

trages sollte ein Rat nach Eingang der Alage des Abtes in den nächsten 8 Tagen

die Fünse berufen; er sei aber schon manchmal ein halbes Jahr aufgezogen worden.

Dann dauere der Prozeß bisweilen ^—Z Zahre. Zn dem Prozeß des Alosters

gegen den Spital wegen des Emdzehenten im Merishausertal habe er in 7 Jahren
nie einen Spruch erhalten.

Antwort des Rates: Den Zehenten gebe man dem Abt nach Laut des

Uebertrages. Und wenn sich die Fünfe nicht für zuständig erachten, Prozesse über

Zehenten von auswärts gelegenen Liegenschaften zu entscheiden, so erkennen die

Fünfe, was sie recht bedünke, nach ihrem Eid. Sie seien nicht gebunden, zu

sprechen, daß einer auswärtigen Zehent so geben solle, wie man den hier gebe.

Auch mit Bezug auf die Beweispflicht für den Bestand des Aehenten sprechen sie

auf ihren Eid, was sie das beste bedünke.
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In Streitigkeiten zwischen Allerheiligen und den andern Rlöstern (Paradies
und St. Agnes) beurteile der Rat, da alle Genannten Bürger der Stadt seien,

alle Ansprüche, welche Liegenschaften, Zinsen oder Schulden betreffen; was aber

geistliche Gbrigkeit oder Sachen anginge, deren nehme sich der Rat nicht an.

Was schließlich die Verzögerung der Rechtssprechung bei den Fünfen betreffe,

so hätten die Bürger diese Alage auch. Es begebe sich aber oft, daß die Fünse

hiebei keine Schuld treffe, sondern daß etwa eine Partei oder von den Richtern

etliche nicht zur Verhandlung kommen könnten, und darum habe die Sache Verzug.

Urteil des Schiedsgerichtes: Das Gericht der Fünse solle in Zukunft
die Streitigkeiten zwischen Abt und Bürgern über auswärtige Aehentlasten auch

beurteilen. In Streitsachen zwischen den Alöstern Allerheiligen, St. Agnes und

Paradies sollen die Fünse auch sprechen, ausgenommen geistliche Sachen und

ausgenommen die Ehehaften und Rechte der geistlichen Gbrigkeiten.

Der Beweis für die Existenz von Zehenten solle in Zukunft durch die zwei

Gegenbücher (von welchen eines im Besitze der Siadt und eines im Besitz des

Klosters war) in der Weise geleistet werden, daß die Bücher erläutert und künftighin

alle -(0 Jahre erneuert und verglichen würden; was in diesen Büchern stehe,

solle nicht bewiesen werden müssen.

Die übrigen Beschwerden werden vom Gericht nicht beantwortet oder

entschieden.

Der Hauptsache nach hat hier die Stadt Recht erhalten. Nur zwei Punkte

sollen noch besprochen werden.

Die Ansicht des Gerichtes der Fünse, daß es nicht zuständig sei für die

Beurteilung von Zehenten außerhalb der Gerichtsbarkeit der Stadt, war offenbar

richtiger als der Entscheid des Schiedsgerichtes, daß es diese Fälle auch behandeln

solle, nach dein Wortlaut des Uebertrages, der nur aus die Personen und nicht

aus die Sache abstellte.

Zehent- und Grundzinsstreitigkeiten hatten als dingliche Klagen den Gerichtsstand

der gelegenen Sache, welcher im ganzen Nsiittelalter schon geltend gemacht

wurde. Von verschiedenen Beispielen, die angeführt werden könnten, sei nur eines

erwähnt. Ritter Heinrich von Roggwil hatte die Vogteien Wagenhausen und

Etzweilen als Pfand, die er zur Vergantung bringen wollte durch das Landgericht

im Thurgau. Bertha von Kirchberg, Gräfin von Thengen, erhob Ansprüche aus

die Vogteien und verlangte, daß der Prozeß hierüber durch das Gericht im Hegau,

wo sie in allen Angelegenheiten zu belangen sei, entschieden werde. Trotzdem selbst



Schaffhausen und Allerheiligen,

der Kaiser dies befürwortete, erklärte das thurgauische Landgericht, es sei allein

zuständig, und setzte Tagsahrt an.

Wenn es auch der Herzog Leopold war, der den liebertrag zwischen Stadt

und Kloster anno sZ77 vermittelt hatte, so konnte durch dieses Verabkommnis

die Kompetenz eines andern Gerichtes, z. B. des Landgerichtes Klettgau, nicht

geschmälert werden. Dessen Grenzen gingen bis zum Nrwers, und wenn nun in

Schaffhausen durch ein Schiedsgericht die Frage, ob ein im Alettgau gelegenes

Grundstück zehcntpslichtig sei, entschieden worden wäre, hätte das Landgericht

sofort Ginsprache erhoben oder erheben können.

Bei dem Beschwerdepunkt der Verzögerung der Rechtssprechung und dessen

Beantwortung durch den Rat glaubt man sich in die Ätzung irgend eines

schweizerischen Auntonsrates der Gegenwart versetzt, der gerade den ^ustizbericht

verhandelt. Dieselben Klagen und dieselbe Beantwortung. Wenn künstig ein

Volksvertreter den Kebelstand der Prozeßverschleppung rügen will, kann er sich

mit Recht darauf berufen, daß schon vor mehr als 400 fahren ein angesehener

Abt von Schafshausen diesen chkandal habe tadeln müssen, und dann wird ihm

ein anderer darauf antworten können, gerade der damalige Rat habe die Gründe

der Verzögerungen nachgewiesen, und diese seien offenbar noch einige ))ahre älter

gewesen als das Postulat. Nebrigens sollte man glauben, der Abt wäre mit

diesem Gericht, das meistens zu seinen Gunsten entschied, zufrieden gewesen.

Aiff. 44 lt. 45. Einbürgerung und Bevormundung von

Gotteshausleuten,

Beschwerde des Abtes: Es sei nicht billig und unleidlich, daß

die Stadt des Gotteshauses Hintersässen und Geschworene salso Gotteshausleute,

die dem Abt geschworen hatten und in dessen Gerichten saßen) zu Bürgern
ausnehme, was keiner, der in den Räten der Btadt sitze oder Bürger wäre, dulden

würde, wenn er auch Vogteien hätte. Denn der Eid, welchen ein Gotteshausmann
dem Abt schwören müßte oder geschworen habe, könne nicht bestehen mit dem

Eid, welchen er der Äadt ablege, wenn er Bürger werde. Das habe sich kürzlich

gezeigt in einem Falle Nestler, der als des Klosters Hintersäß und Geschworener

in Neuhausen in des Klosters Gericht gesessen und ohne Erlaubnis eines Abtes

und ohne dessen Willen chchaffhauser Bürger geworden sei. Der Abt hätte

denselben vor dem Gericht der Fünse belangen müssen, und als der Rat gemerkt
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habe, daß Nestler seinem Lid nicht nachgekommen und an Leib und Gut zu

strafen gewesen wäre, habe er den Abt durch Bitten bewogen, von seiner Alage

abzustehen. Die Unverträglichkeit des Stadtbürgerrechtes mit der Stellung eines

Gotteshausmannes ergebe sich schon daraus, daß beide, die Stadt und der Abt,
persönliche Leistungen zu gleicher Zeit fordern könnten, und das mache Zweiung
und großen Unwillen. Wenn ein Bürger der Stadt außerhalb derselben sich in

der Vogtei des Alosters niederlasse, dort holz, Wunn und Weid nutze uud ein

Gewerbe treibe, so könne er sich mit Hilfe feines Bürgerrechtes weigern, dem

Abt den Lid zu schwöreu und alle Gebote desselben verachten. In diesem Falle

befinde sich ein Lläwi Dießenhofer, der die Witwe eines Meister Thomas Lisen-

schmied in Neuhausen geheiratet habe, dort alle Nutzungen der Gotteshausleute

beziehe, aber sich sperre, dem Abt den Lid zu leisten, demselben vielmehr „dratze"

(tratze, trotze) und ihn schmähe. Von dem Gericht der Fünfe, wo er ihn

deswegen im Jahre belangt habe, hätte er dann die Sache abgestritten, sei

aber nach erfolgtem Beweis gezwungen worden, einen Widerruf zu tun. Lntweder

solle er schwören, wie die anderen Alosterleute, oder sich von dannen ziehen. Auch

hätte der Rat die Frau dieses Lläwi Dießenhofer samt ihren Rindern (erster Lhe)

bevogtet, wozu sie doch in den Gerichten des Alosters kein Recht haben, ebenso

zur Abnahme der Vogtrechnungen. Ls komme aber sogar vor, daß das

Stadtgericht in des Alosters Vogtei Gericht halte und Liegenschaften dort fertige, was
alles die Absicht bekunde, die Gerichtsbarkeit des Alosters zu beseitigen.

Antwort des Rates: Außer acht oder neun Haushaltungen (Gehüsit)

in Neuhaufen und der Hälfte von Merishausen (dessen andere Hälfte dem Spital
gehöre), sei dem Rat keine andere Vogtei und Gericht des Alosters bekannt,

„deshalb sei der Anzug nicht so schwer, als ob er tausend Mann vermöcht".

Im Falle Nestler sei es möglich, daß dieser aus Irrtum gefehlt habe, als er,

seinem Lide entgegen, ein anderes Bürgerrecht erworben habe. Der Fall Dießenhofer

liege aber anders: dieser sei ein Lrb-Bürger; und seine Frau sei auch Bürger,
so daß sie nicht auf das Bürgerrecht zu verzichten brauchen, denn von jeher und

länger als Neuhausen in des Alosters Handen gestanden sei, hätten die Schaff-

hauser dort Bürger gehabt. Sie reden dem Abt in seine Vogtrechte und

Strafkompetenz nicht, immerhin ihrem Bürgerrecht ohne Schaden.

Die Ainder des Meister Thomas, welche sie unter Vormundschaft gestellt haben,

seien Lrb-Bürger von Schaffhaujen. Ihr Stiefvater hätte sie „gerne von ihrem väterlichen

Lrb gedrungen" und sie um hundert Gulden, die sie geerbt hatten, gebracht.
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Urteil des Schiedsgerichtes: Alle, welche in den Gerichten des

Gotteshauses sitzen, sie seien Bürger oder nicht, hätten dem Abt zu schworen;

alle Frevel, die im Gericht des Klosters begangen werden, von wem dies sei,

seien dort zu richten, und die von Schaffhausen sollen sich in den Gerichten des

Gotteshauses keiner Bogtei annehmen noch unterziehen.

Bei diesem Beschwerdepunkt erhielt also der Abt Recht, und nicht ohne Grund.

Die Bogtei Neuhausen, ein Lehen der Freiherren von Tengen, gehörte

srüher den Schultheißen von Randenburg, dann denen von Fulach und wurde von

diesen anno f42si mit samt dem Werd an Allerheiligen verkauft. In der

Öffnung von Neuhausen vom Jahre s^66 ist auch der Lid enthalten, den die von

Neuhausen den Aebten Berchtold und Dettikofer schwören mußten. Der Lid war

zu schwören nicht nur von den Gotteshausleuten, sondern auch von andern, „si

syend srämd oder haimisch." Lin vorn Abt ernannter Bogt mit 2 Geschworenen

bildete das Dorfgericht, das noch im Jahre s 52 s IV. 25 im Namen des Abtes

als Fertigungsbehörde amtete und an die Fertigungsurkunde resp, den Kaufbrief
das Siegel des Abtes hängen ließ. Durch den Lrwerb des Bürgerrechtes einer

Stadt konnte ein Unfreier in jener Zeit überhaupt sich nicht der Pflichten gegen

seinen frühern Herrn entledigen. Lin Leibeigener von Allerheiligen war vom

Abt wegen Ungenossame (d. h. wegen Berheiratung mit einer Person, die nicht

zugleich auch dem Kloster angehörte) vom Landgericht in Stockach belangt worden.

Der Bürgermeister von Aach führte aus, daß der betreffende ihrer Stadt Insasse

sei und nach ihrer Freiheit nicht vom Landgericht belangt werden könne. Das

Gericht entschied, daß er sich in Stockach zu verantworten habe, und als er nicht

erschien, wurde er in die Acht erklärt. (Auch Bormundschaft gehörte in die niedere

Gerichtsbarkeil, ebenso Fertigung).

Ziff. 46. Die Zins- oder Grundbücher.

Beschwerde des Abtes: Nach Inhalt des Uebertrages seien die Zinse,
die „unlogenbar", d. h. unbestreitbar, erwiesen seien, in zwei gleichlautende Bücher

einzutragen, wovon der Abt eines und der Rat eines habe, und diese

übereinstimmenden Linträge bilden den Beweis für die Lxistenz des Zinses. (Siehe

Ziff. 41—42.) Nun hätte der Abt unlängst den Zunftmeister der Schneider vor
dem Gericht der Fünfe um einen Zins von einem Pfund Heller belangt, der in

beiden Büchern sich eingetragen gefunden habe. Das Gericht aber habe den Lin-
trag nicht als genügenden Beweis angesehen und dem Abt auferlegt, den Zins
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besser nachzuweisen. Da vermeine er, der Abt, wenn und soviel die Fünf in

dergleichen und andern Sachen von dem Uebertrag abgehen, daß er nicht schuldig

sei, ihrem Spruch Folge zu leisten.

Antwort des Rates: Die Bücher seien gegen hundert Zahre alt

und die Namen darin meistens „verschinen", d. h. verblichen oder verschwunden,

so daß man nicht gut wissen könne, welche Häuser und Güter gemeint seien.

So habe das Kloster auch Zinsen, die nicht in diesen Büchern stehen, und deshalb

begebe es sich oft, daß darüber Streitigkeiten entstehen. U?enn nun jemand ein

Gut HO Jahre und mehr unansprächig innegehabt habe und davon dem Kloster

weder Zins gegeben noch genommen worden sei, so wäre es befremdend, wenn

das einem nichts nützen sollte. Eben deswegen habe der Uebertrag auch bestimmt,

daß ein Abt vorbringen solle, daß der Zins gegeben und genommen worden sei.

Das sei nun dem Abt im Falle gegen Zunftmeister Schmid nicht möglich

gewesen, und deshalb meinen die Fünfe, „daß sie darüber unbillig so von ihm (dein

Abt) geschmützt und geschmäht werden sollen." Auch hätten sie oft verlangt, daß

die Bücher erneuert werden sollen.

Urteil der Schiedsrichter: Die Bücher sollen alle HO Zahre
erneuert werden; die in beiden Büchern sich vorfindenden, übereinstimmenden

Ginträge sollen Beweis bilden

Ziff. 46. Kleiner Zehent.

Beschwerde des Abtes: Nach dem Znhalt des Uebertrages hätte das

Kloster von allen Gärten und Baumgärten in der Stadt den Zehenlen gehabt

(den sogenannten kleinen Zehent) von Aepfeln, Birnen, Nüssen, Zübel (Zwiebel),
und was darin gewachsen sei. Die Fünfe hätten den Abt aber ersucht, von der

Ginforderung dieses Zehenten abzustehen; er sei hiezu zwar berechtigt, aber die

Ginsammlung würde bei dem gemeinen Nolk einen so großen Unwillen erwecken,

daß sie befürchten müßten, daß denen, die diesen Zehent einsammeln, „Schmach

erbotten würde." Nun habe der Abt eine Zeit lang von dem Ginzug Umgang

genommen; jetzt aber müsse er im Znteresse des Gotteshauses verlangen, daß die

Fünf einen Spruch tun und diesen Spruch den Bürgern eröffnen, daniit diese

wissen, daß sie diesen Zehent mit Recht nicht verweigern dürfen und der Unwille

abgestellt werde. Denn sollte und müßte ein Abt in dem Ginzug seiner Zinsen

und Zehenten solchen Unwillen besorgen und damit einhalten (daruinb still ston)

so sei klar, daß dem Kloster großer Abbruch an Zinsen und Zehenten zugefügt
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würde, „dann lützel minder denn alle Häuser in der Stadt (also fast alle) geben

dem Gotteshaus Grundzins."

Antwort des Rates: Es sei richtig, daß der Uebertrag bestimme,

daß man den kleinen Zehent geben solle, aber er sei schon lange nicht mehr
gefordert worden. Wenn aber der Abt daraus beharre, daß deswegen ein Spruch

ergehe, so müssen dann die Fünf die Angelegenheit wegen der Lieferung des

Emdzehenten im Werishausertal, den der Abt dem Spital schuldete, aber streitig

machte, auch gleich entscheiden.

In diesem Punkt gelang dem Schiedsrichter eine Vermittelung. Der Abt
verzichtete aus den kleinen Zehent, der Spital aus dem Emdzehent ab den 'kloster-

wiesen im Werishausertal.
Dieser sogenannte kleine Zehent bildete den Gegensatz zum großen Zehent,

welch' letzterer von dein Getreide und Wein eingefordert wurde, während der

kleine Zehent von den Erträgnissen der Brachzelg erhoben wurde, insbesondere

von Hanf, Rüben, Gartengewächsen und namentlich vom Gbst. Seine Erhebung

mußte bei den schon mit dem gewöhnlichen Zehenten und Grundzinsen belasteten

Bauern Unwillen erwecken, schon weil die Erhebungsart nicht so einfach war,
wie beim großen Zehent. Als die Thaynger im Jahre s324 mit dem Domkapitel
in "Konstanz wegen der psarrbesoldung und den: Zehentbezug Streit hatten,

entschieden aus Befehl des Rates der damalige Bürgermeister und zwei Ratsherrn
als Schiedsrichter, daß die Thaynger den großen Zehenten weiter bezahlen sollen

wie bisher; der kleine Zehent soll vorläufig ruhen, bis die Reformation oder

„Enderung" durchgeführt sei resp, darüber entschieden haben werde. Sie scheint auch

damit aufgeräumt zu haben, denn bei der spätern Zehentablösung kommt nur
der große Zehent, sowie der Heuzehent und nasse Zehent sWeinzehent) noch in

Frage, Auch die Schleitheimer weigerten sich anno s 324 den kleinen Zehent zu

bezahlen, ebenso die von Buch anno s323 sS. ^Korrespondenz).

Die Einsorderung dieses kleinen Zehenten, der bei den wenigen Gärten des

Stadtgebietes nicht viel eintragen konnte, und von dem mit Recht gesagt werden

konnte, daß es viel Gescher und wenig Wolle sei, zeigt, daß Abt Dettikoser bei

seiner Fürsorge für die Finanzen des 'Klosters selbst bis ins Aleinliche rücksichtslos

sein konnte.

Jiff. 49 u. 50. Fertigungsrecht.

Beschwerde des Abtes: Ein Artikel des Uebertrages weise, wo
und wie die Häuser zu Schaffhausen gefertigt werden sollen. (Vor Schultheiß und
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Gericht mit der Fertigungsgebühr von einem Viertel Wein; aber auch die Möglichkeit,

vor Rat größerer Sicherheit halber auch noch zu fertigen.) Der Schultheiß

klage nun oft, „daß des Gotteshauses Stab an dem End verachtet und das Viertel

Win nicht gegeben werde und Häuser in der Stadt vor ihrem Rat gefertigt
werden." Daraus ergebe sich, daß dem Kloster Zinsen verschwiegen werden

könnten. Gleichfalls werden von dem Rat gefertigt Güter in- und außerhalb der

Stadt, Weingärten, Aecker und Wiesen, die dem Kloster Grundzinse und sonst

Zinse und Zehenten schulden. Zu solchem Fertigen werde weder einem Abt noch

dessen Amtsleuten verkündet, und dadurch werde das Kloster beeinträchtigt. Erst

kürzlich habe ein Eonrad Sissach ein Gut als zehentsrei fertigen und sich einen

Brief geben lassen. Deswegen habe ein Abt den Sissach vor den Fünfen

eingeklagt, und diese hätten gesprochen, der Beklagte habe den Zehenten zu geben.

Auch sonst seien Dörfer und Höfe, die laut Stistungsbries dem Kloster ge- '

hören, die weder „berechtet noch verfertiget werden sollen denn vor des Gotteshauses

Stab und Gericht, insbesondere dann, wenn es Eigen und Erb anbetreffe",

wie das überall gehalten werde von Vogtherrn über Gotteshaus-Güter. Aber

die von Schaffhausen unterstehen sich, an diesen Grten zu richten und zu verfertigen,

aus dem Grunde, weil die Vogteien zu anderer und weltlicher Hand gebracht

worden seien.

Antwort des Rates: Von den Fertigungen lasse man dem Abt die

Fertigungsgebühr von einem Viertel Wein zukommen, wie ihm der Uebertrag das

Zugebe.

Die Fertigung lasse der Rat gehen, wie die hergekommen sei für Güter,
die 6 oder Meilen Wegs von hier gelegen seien. Die Fertigung sei jedermann

an seinen Rechten unschädlich, wie dies gerade im Falle des Eonrad Sissach sich

gezeigt habe. So werde es auch gehalten mit den Eigengütern, und diejenigen,

welche dort die Gerichtsbarkeit haben, hätten nicht darein geredet.

Das Schiedsgericht hat sich über die Fragen der Fertigung nicht

ausgesprochen. Entweder hat der Abt diesen Hunkt fallen lassen, oder das Gericht

hat gefunden, es genüge, wenn es beiden Parteien im allgemeinen ihre bisherigen

Rechte als zu Kraft bestehend erkläre. Es mag deshalb nicht unnötig erscheinen,

hier über die bisherige Handhabung des Rechtes sich auszusprechen.

Drei Gesichtspunkte waren es, welche den Abt zu Reklamationen wegen des

Fertigungswesens veranlaßten.
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Erstens wollte er sich hie Einnahmen des Alosters nicht schmälern lassen.

Nach dem Nebertrag siel die Fertigungsgebühr von einem Viertel Wein dem

Nloster zu, da der vom Abt und Nonvent erwählte Schultheiß die Fertigung,

allerdings unter Mitwirkung des Gerichtes oder Rates, vorzunehmen hatte.

Wenigstens war dies anno (377 noch so. Der Schultheiß wurde indessen gerade

in dieser Zeit durch den österreichischen Vogt zum Teil verdrängt, d. h. so weit

es nicht die Häuser der Stadt betras. Während anno (373 den s7. Januar Abt
und Nonvent noch vor Schultheiß und Rat eine Liegenschaft im Fulachtal fertigen,

Friedrich Schultheiß sein Gut zu Aazheim an Zoh von Fulach vor Egbrecht

Schultheiß und Rat sFertig. vom 7. Febr. s373), das Alostcr Allerheiligen sein

in Gächlingen gelegenes Lehengut vor den wisen Lüten, d. h. Schultheiß und

Rat sf37^ IV. (3), findet bereits am 28. Zum (376 eine Fertigung vor dem

Vogt Heinrich von Randegg und dem Rat statt, ebenso am 26. Zum f377 und

von dort ab immer vor Vogt und Rat. Diese Umänderung war wahrscheinlich

eine Folge des am 8. Zuli (375 von Herzog Leopold der Stadt Schaffhausen

gegebenen neuen Grundgesetzes. Es steht zwar nicht ausdrücklich im Text, wurde

aber wahrscheinlich aus der Bestimmung betreffend die Gerichtsbarkeit der Stadt

abgeleitet. Der Rat von s^80 berief sich also wahrscheinlich auf dieses alte

Recht. Mit der Aushebung der österreichischen Herrschaft im Zahre nahm

nämlich die Stadt alle von den Vögten (Oesterreichs ausgeübten Funktionen an sich.

Der Rat wollte dem Aloster seine diesbezügliche Einnahme nicht schmälern, legte

sich aber das Fertigungsrecht auch selbst bei.

Der zweite Grund, warum das Nloster gegen die Fertigung durch den Rat

reklamierte, war der, daß der Rat fertigte, ohne sich um die Lasten der

Liegenschaften und seine Rechte zu kümmern. Deswegen gab er auch zu, daß eine

Fertigung durch ihn die Rechte an Liegenschaften, soweit diese dritten zustanden,

nicht geschmälert werden sollen.

Der dritte Grund endlich bestand darin, daß der Abt sich auch in diesen:

H>unkt seine Gerichtsbarkeit und Rechte nicht schmälern lassen wollte, namentlich

soweit es die seiner Gerichtsbarkeit unterstellten Liegenschaften betras, so namentlich

in der Vogtei Neuhausen. Dort konnte er mit vollem Recht immer noch

selbst die Fertigung vornehmen, d. h. durch sein Vogtgericht vornehmen lassen.

Die Entwicklung im Fertigungswesen ist wohl folgende: Dem Abt, als

Grundherrn von Schaffhausen, waren fast alle Häuser grundzinspflichtig; eine

Ausnahme bildeten wohl nur die wenigen Häuser, namentlich von Adeligen, die
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schon vor der Stiftung des Alosters bestanden hatten, ohne Zins, Als Grundlage

sür den Zinseneinzug hatte das Aloster schon seit ganz früher Zeit Zinsrodel

oder ein Häuserverzeichnis, so von ts>50 und (255. Diese Verzeichnisse

mußten fortgeführt werden, um richtig zu bleiben, und wenn auch beim Ueber-

gang von Grundeigentum auf dem Wege des Grbsalles bis auf den heutigen

Tag eine Fertigung nicht nötig war, so wurde sie erfordert beim Aaus und Tausch.

Diese Islandänderungen mußten also zur Aenntnis des Alosters kommen, und

deshalb hatte es das Fertigungsrecht durch seinen Schultheißen, wie ihm dies im

Uebertrag auch ausdrücklich vorbehalten wurde und noch im Zahre s-(80 vom
Rat anerkannt wurde, mit dem Recht aus Bezug der Fertigungsgebühren.

Dieses Recht bezog sich aber nur aus Häuser oder Hosstätten. Zu dem

gleichen Uebertrag wurde auch der Stadt das Fertigungsrecht zuerkannt, resp,

bestätigt, aber nicht bloß sür Häuser, sondern sür Liegenschaften überhaupt, und

nicht bloß für Liegenschaften aus Stadtbann, sondern, wie der Rat sagt, auf 6—(0
Weilen im Umkreis, aber nur dann, wenn wenigstens ein Uontrahent bei dem

Aaus Bürger der Stadt war. Am 2 Dez. (58 fertigte das Aloster selbst vor
dem Rat in Schaffhausen einen Weingarten und Acker ob den Mühlenen einem

Bürger als Lehen zu Vor Vogt und Rat in Schaffhausen verkaust Friedrich von

Trzingen, genannt von Betmaringen, an Nikolaus Murer von Schaffhausen sein

Vogtrecht über die Hübe in Manchen ((392 IU> (7). Vor Schultheiß und

Gericht in Schaffhausen verkauft Heinrich von Blumenegg die Vogtei Merishausen

an Allerheiligen und den Spital ((336 I. 25), und wenige Tage nachher wird
ein Hos in Uttenhosen in Schaffhausen vor Schultheiß und Rat verkauft. Das

Recht des Rates zu fertigen, d. h. Aäufe über Liegenschaften oder dingliche Rechte

mit voller Rechtsgültigkeit vor sich vornehmen zu lassen, bestand also schon lange.

Denn, wenn der Rat, wie es am 2. September s278 geschah, dem Heinrich

Brümsi den Besitz von Liegenschaften bestätigen konnte, so konnte er auch, wenn

beide Parteien einig waren, einem Aaus die Bestätigung oder Beglaubigung
erteilen. Durch den Nebertrag wurde dann dieses (fakultative) Fertigungsrecht des

Rates bestätigt. Für die Häuser bestand also in Schaffhausen die Möglichkeit

einer doppelten Fertigung; obligatorisch war sie vor dem Schultheiß des Alosters,

fakultativ vor dem Rat.

Zm Zahre (H68 ordneten Bürgermeister, Alein- und Groß-Räte das

Fertigungswesen genauer. Ts wurde bestimmt, daß, wer bei einein Verkauf oder

Verpfändung von Liegenschaften bestehende Lasten verschweige, dem Betrogenen
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seinen Achaden ersetzen müsse und dazu der Stadt die hohe Buße, d, h. 8t) Pfund

peller, zu geben verfallen sei, und „uff die Stunde bei dem Gliede, so er darumb

schweren wirt, vier mil wegs von der Stadt Schaffhusen gon und der niemer

neher konnnen bis daz er dem kleger und der Stadt gnug gethan haut".

Im weitern wird gesagt:

Auch soll niemand hinfür kein paus in unsern Gerichten gelegen nirgends

anderswo fertigen denn vor unsers perrn, des Abtes, Schultheißen und einem

Bürgermeister und Rat nach Inhalt des Uebertrages zwischen dem Gotteshaus

und der Stadt. „Wer aber das darüber tut dieselben vertigungen und brieff

sollen kam krafft haben." (S. Stadtbuch v. Schafs., S. 2-s6 u. 2^7, von Pros.

Ioh Meyer.)

In seiner verdienstlichen Dissertation über „die Geschichte der Fertigung nach

den Rechtsquellen von Schaffhausen" sagt On. Ludwig Peyer auf S 35, daß diese

Bestimmung des Stadtbuches in schroffen Widerspruch stehe mit der Annahme,

daß um diese Zeit nur noch vor städtischen Behörden gefertigt worden sei. Aus

dem bisher Gesagten geht hervor, daß in der Tat eine Zeit lang sowohl vor

Bogt und Rat (bis (HP) und von da an vor Bürgermeister und Rat die päuser

in Schaffhausen gefertigt werden konnten, daß aber dem Aloster sein altes

Fertigungsrecht mit der damit verbundenen Abgabe betreffend die päuser in der

Stadt verblieben war. (Wann und wie die Fertigung vor Rat bei allen

Liegenschaftskäufen teils wegen der Rechtsordnung, teils aus fiskalischen Gründen

rationell geordnet und obligatorisch erklärt wurde, kann hier unerörtert bleiben.)

Daß im Fertigungswesen zu der Zeit, von welcher wir sprechen, noch zwei

Behörden amten konnten, läßt sich aus dem Auriosum erklären, daß eine reichsfreie

Abtei eben zum Teil auch Bestandteil einer freien Reichsstadt bildete, insofern

der Abt auch Bürger war mit samt seinem Aloster.

Iisf. 5s. Leibeigene des Klosters.

Beschwerdedes Abtes: Das Aloster habe innerhalb und außerhalb
der Stadt Gigenleute (Leibeigene), von welchen die in der Stadt sich weigern, dein

Aloster jährlich ein Fastnachthuhn zu geben, welches ein Zeichen der Leibeigenschaft

sei. Es wäre billig, wenn Bürgermeister und Rat ihm behülflich wären, daß
die Fastnachthühner von den betreffenden Tigenleuten eingingen.

Ls sei nämlich vorgekommen, daß ein Bürger, der sich früher als Leibeigener

dadurch zu erkennen gegeben habe, daß er mit dem Abt freiwillig über die An-
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genossame übereingekommen sei, auch beim Tode seiner Mutter dem Aloster den

„Fall" (Erbteil sür das Aloster) gegeben habe, seinen Herrn verleugnet, d. h. sich

nicht mehr als leibeigenen bekannt habe. Als dann der Abt den Bürger
deswegen vor dem Gericht der Fünse belangt habe, sei ihm die Auflage gemacht

worden, sein Recht aus den Manu als Leibeigenen nachzuweisen. Die von ihm
vorgebrachten Tatsachen des Erbsalles bei dem Tode der Mutter und der Ueber-

einkunft wegen Ungenossame hätten dem Gerichte nicht genügt als Beweis sür

das angesprochene Recht. Nun vermeine der Abt, daß der Nachweis der Beerbung

der Mutter und der Lieferung des Fastnachtshuhns genügen müsse.

Antwort des Rates: Die Leibeigenen in der ötadt hätten nie ein

Fastnachthuhn gegeben, auch im Uebertrag stehe nichts davon. Es sei auch hier

wieder ungerechtfertigt, wenn er die Fünse schmähe.

Die Schiedsrichter vermochten den Abt, von seiner Ansprache auch in

diesem Punkte abzustehen.

Der Hühnerzins kam nicht nur häufig als ein Bestandteil eines Grundzinses

vor, sondern er bildete einen selbständigen Zins als Abgabe zur Anerkennung von

Herren- oder pogtrechten. In den Urkunden wird meistens nicht bloß das Wort

Hühner gebraucht, sondern es wird unterschieden zwischen Herbsthühnern und

Fastnachtshühnern, nach der Zeit ihrer Ablieferung. Die letztern, welche

überwintert hatten und sich anschickten, mit ihrer Arbeit zu beginnen, waren natürlich

die wertvollern. Adam Tron, der auch manch' ein prozeßlein hatte, führte
einmal deswegen einen Prozeß, weil er Fastnachthühner wollte, während ihni nur

Herbsthühner geliefert werden wollten. Am 2s). Juli (4?3 entschied das Gericht

der Fünse, daß alle Bürger von chchasfhausen, die Holznutzungen aus dem Rheinhart,

sowie dem Buchthaler- und Büsingerwald beziehen, dem Aloster die

Holzhühner geben sollen. Daß aber Leibeigene auch noch eine solche Abgabe entrichten

sollten, ohne besondern Gegenwert, das war eine Forderung, die ein Abt nicht

hätte stellen sollen. Es ist aber aus der Geschichte bekannt (vergl. Dr. F, L,

Baumann: die zwölf Artikel der oberschwäbischen Bauern), daß die Alöster mit Bezug

auf die Rechte der Leibeigenen, insbesondere wegen der Ungenossame, gleich

hartherzig waren, wie die weltlichen Herrschaften.

Ziff. 52. Die Jagd aus dem Randen.

Beschwerde des Abies: Eine Uebereinkunft zwischen Abt und Rat

über die Mundat an, Randen weise aus, daß sie beide einen gemeinsamen Forst-
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meister wählen sollen, der den Forst- und Wildbann in der Alundat überwachen

solle. Es sei auch bestimmt, daß niemand in diesem Gebiet weder jagen noch

andere Waidny (Weidwerk), die in den Wildbann gehöre, treiben oder treiben

lassen solle, als mit eines Abtes und eines Bürgermeisters Erlaubnis, Gunst,

Wissen und Willen. Und wenn ein Forstmann zu schwach wäre dazu, so sollen

beide Parteien die Ordnung handhaben. Hierauf habe sich ein Abt beklagt, daß

der Forst nicht nach dieser Übereinkunft gefreit noch gehalten werde, worauf der

Ratsherr Niklaus Brennwald und Eonrad von Eham, Stadtschreiber, beide von

Zürich, die Angelegenheit in einem von ihnen und den Parteien gesiegelten Brief
geordnet hätten, der folgendes bestimme:

„Daß alles Gewild, Hochs, klain und großes, und Federspiel, Haselhühner,

Rebhühner und Geflügel, mit Zagen und allem Gezüge (Zagdzeug) zu vahin

(fangen) bei einer Wark Silber verbannt und verboten sein solle von einem Herrn

Abt, seinem Aonvent und denen von Schaffhusen, und darin usgelassen, daß die

vorgenannten Hühner mit Federspiel und die Vögel mit dein Lym (Leim) und

der Wolf wie der umbbraucht wol gefangen werden mögen." Von den Bußen

sollen Hz dem Aloster und der Stadt gehören, und beide Teile sollen behülflich

sein, die Bußen einzuziehen.

Nun habe ein Abt dem Bürgernleister und Rat schon verschiedene Wale

vorgebracht, wie verschiedene Bürger und auch auswärtige Grafen, Edle und

Unedle, dieses Verbot nicht achten und der Rat auch keine Bußen eingezogen

habe. Etliche behaupten auch, ein Bürgernleister habe ihnen das erlaubt, was

doch unzulässig wäre.

Auch sei der Abt der Weinung, das Fischen gehöre auch zur Waidn^ (zum

Weidwerk) und solle auch verboten sein. Nun seien Bäche und Wasserflüsse im
Gebiet der Wundat, nämlich der Bach im Wühlental, der Thalerback durch

Beggingen und Schleitheim und die halbe Wutach, die auch gebannt sein sollten.

Antwort des Rates: Wenn sich der Abt so freundlich und nachbarlich

halten würde wie seine Vorfahren, so würde hier kein Streit bestehen; denn es

seien von jeher Bürger gewesen, die gejagt hätten, ohne daß dies zu Reklamationen

geführt hätte. Der Abt möchte aber jetzt die Zagd gar niemand gönnen. Da

nun aber der Vertrag zugebe, daß Abt und Bürgermeister das erlauben können,

der Abt aber das niemanden erlauben möchte, so nehme der Rat an, daß er

dann einseitig Erlaubnis erteilen könne.
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Der Rat habe auch Mißbräuchen von Auswärtigen gewehrt; der Abt
aber schon hinter einem Bürgermeister das Jagen Auswärtigen gestattet, einem

Bürger aber nicht.

Das Fischereirecht gehöre nicht zum Forstbann oder in die hohen Gerichte;

wenn aber der Abt nachweisen könne, daß zu Handen des Klosters oder der Stadt

besondere Fischereigerechtigkeiten irgendwo bestehen, so sei er gerne bereit, das

handhaben zu helfen.

Spruch der Schiedsrichter: Es solle bei dem Inhalt der beiden

bestehenden Briefe verbleiben, und das Jagen sei Bürgern und Auswärtigen

untersagt, sosern sie nicht von Abt und Bürgermeister eine Bewilligung hätten.

Keiner von diesen beiden dürfe allein eine Erlaubnis erteilen. Wenn der Abt

zeitweise für sich selbst keine eigene Jagd ausüben würde, so solle Bürgern die

Erlaubnis erteilt werden, „damit der Forst nit verschyn" (d. h. Waldbestand nicht

abgehe). Im weitern anerbot sich der Abt, wenn Gesellschaften von Räten oder

Zünften, oder bei geistlichen oder weltlichen Hochzeiten (Festen), die den Bürgern
zustehen, jagen wollten und ihn darum ersuchten, so wolle er ihnen dies gestatten,

auch ihnen seinen Jäger und sein Jagdzeug leihen. Andrerseits versprach der

Rat, von der Erlaubnis nur einen gezienienden Gebrauch zu machen. Damit war
dieser Streitpunkt auf befriedigende Weise gelöst.

Zu besserem Verständnis der Sachlage sei Nachstehendes bemerkt:

Der Rechtsvorsahr von Abt Dettikofer, der lebensfrohe Schaffhauser Bürger

Berchtold Wiechser, stand mit seinen Mitbürgern und insbesondere mit dem Rat

und auch den adeligen Kreisen aus viel besserem Fuße, als der fremde und strenge

Dettikofer, der nur die finanziellen Interessen des Klosters im Auge hatte. Er
hatte denn auch schon lange vorher dem Rat, resp, verschiedenen Bürgern von

Schaffhausen, die Erlaubnis erteilt, gelegentlich auf dein Randen, in der Mundal,

zu jagen. Es war dies indessen auch sehr vernünftig, da das Kloster nur einen

Jäger dort hatte, das Wild reichlich vorhanden war und in der Stadt gute

Verwendung fand, aber insbesondere auch durch Schwarzwild an den Kulturen und

durch Bären oder Wölfe, die in den Urkunden hie und da noch erwähnt werden,

unter dem Vieh Schaden angerichtet wurde.

Das konnte nun den Besitzern des anstoßenden Jagdreviers, den Grasen von

Lupfen, natürlich nicht gleichgültig sein, indem der Wildstand auf dein Randen

dadurch wesentlich geschmälert wurde. Die Brüder Heinrich, Sigmund und Johannes,

Grafen von Lupfen, erhoben daber beim Kaiser Friedrich Klage gegen das Kloster,
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und dieses erhielt eine Vorladung. Da waren der Abt und der Rat über das

Vorgehen sofort einig. Zunächst stellte das Aloster zu Handen des Rates eine

Urkunde aus, daß das Zagen und andere von Schaffhausern vorgenommene
Handlungen mit seiner Erlaubnis geschehen seien. Das Aloster habe sich seine

Eigentumsrechte und Privilegien in der INundat vorbehalten, die Ausübung der Zagd
könne es anderen gewähren.

Dann aber kam unter gleichem Datum, dem 2. April 1H5s, ein weiterer

Vertrag zwischen Abt und Rat zustande. Zunächst vereinigte man sich dahin, den

Prozeß gemeinschaftlich zu führen, so daß jeder Teil die Hälfte der Kosten zu

tragen habe. Dann übertrug das Aloster die Ausübung der hohen Gerichtsbarkeit

in dem Gebiet der Ukundat der Stadt Schaffhausen. Erstens weil die Stadt

schuldig und verbunden sei, Abt und Aloster als ihre Bürger bei allen ihren

Rechten zu schützen, und zweitens weil „sie geistliche Leute seien, singen, lesen und

den Gottesdienst üben und nicht mit dem Schwerte strafen sollen." slVie früher

schon erzählt wurde, ist dieser Prozeß erst nach HO Zahren durch Heinrich von

Fürstenberg als Schiedsrichter erledigt worden.) Zu der Zeit aber, als Abt
Dettikofer mit der Stadt wegen dieser Sache prozessierte, d, h. sich über die

Auslegung des Vertragsverhältnisses mit dem Rat herumzankte, bestanden diese beiden

Urkunden noch zu Recht: Der Vertrag zwischen Abt und Rat vom Jahre
und die schiedsrichterliche Auslegung desselben durch den Ratsherrn Brennwald

und Ratsschreiber Tonrad von Tham, beide von Zürich, vom 23. August

Es ist unschwer zu erkennen, daß man sich beiderseits nicht strenge an den

Vertrag gehalten hatte; der Abt war mindestens so eigenmächtig gewesen wie

der Rat. Die gefundene gütliche Lösung war um so erwünschter, als Abt und

Rat jetzt wieder gemeinschaftlich gegen den dritten, gegen die Grasen von Lupfen,

agieren konnten.

Zm Anschluß an die Beurteilung des Zagdwesens erließ das Schiedsgericht

noch verschiedene Bestimmungen über die Bestrafung von Forstfreveln, die in der

Beschwerdeschrift nicht besonders betont wurden, und ebenso über die Ausmarkung
der Grundstücke, die unter den Parteien nicht streitig gewesen zu sein scheint.

Ueber das Fischereirecht, resp, die Idee des Abtes, daß dieses auch, wie die

Zagd, gebannt sein solle, sagte das Schiedsgericht nichts. Es war aber auch

nicht nötig; denn die Fischereirechte bildeten, namentlich bei Bächen, aber auch bei

Flüssen, besondere Privatrechte, waren also nicht ohne weiteres in dem Hoheitsrecht

enthalten. Der Rat von Zürich fällte am ^9. Abai s507 in Sachen des
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Landgrafen Rudolf von Lulz gegen Heinrich Brümsi ein Urteil in einer solchen

Frage. «Line Frau Katharina von Krenchingen hatte den Vorfahren des Heinrich

Brümsi die Vogtei Büel sim Hundsrück, bei Dettighofen) mit allen Rechten Holz,

Feld, Wasser und Weid zu kaufen gegeben. Der Landgraf beanspruchte die

Fischerei, gestützt auf seine Hoheitsrechte; der Rat von Zürich wies ihn ab,

indem er annahm, daß in dem Recht auf die Wasserläufe auch das Fischereirecht

erworben worden sei.

Ziff. 53. Weinausschank.

Beschwerde des Abtes: Lange Zeit hindurch habe das Gotteshaus

nach altem Herkommen das Recht gehabt, seinen Wein auszuschenken und zu

feilem Kauf ausrufen zu lassen, ohne Umgeld für den Ausschank zu bezahlen,

und dabei habe es die große, alte Maß benützt. Zetzt müsse das Kloster Wein

ausschenken nach der Ltadt-Usiaß, der kleinen Maß, und der Ltadt davon das

Umgeld bezahlen.

Antwort des Rates: Das Umgeld gebe derjenige, der den Wein

trinke, und nicht der Abt. Zudem sei ein Lpruch da, daß er die „Ufsätz" sWein-

und Wühlezoll) geben solle, wie andere Bürger.

Die Schiedsrichter vermochten den Abt, seine Reklamation wegen

Anwendung der alten Maß fallen zu lassen. Ueber das Umgeld bestimmten sie

nichts, und damit verblieb es also bei dem Bezug desselben durch die Ltadt.

Gerade weil beide Prozeßschriften sich über diesen Streitpunkt nicht näher

auslassen, mag es am Platze sein, hier einige Bemerkungen über den Weinaus-

schank im UUttelalter erläuternd anzuführen. Das Wirtschaftswesen hat ja im

Kanton Lchaffhausen schon lange eine wichtige Rolle im öffentlichen Leben gespielt

von, Wilchinger-Handel an bis zur letzten verunglückten Verfassungsrevision, und

wer glauben sollte, mit den genannten Lruptionen sei die Lache nun abgetan,

der würde sich täuschen; denn von Zeit zu Zeit verspürt man doch noch so kleine

Lrdstöße oder vernimmt unterirdisches Getöse, das sich hie und da bis in die

Zeitungen verirrt. Ls ist daher lehrreich zu sehen, wie die Lache früher

gehalten wurde.

Abgaben für den öffentlichen Ausschank von Wein und Bier finden sich

schon im ersten Verzeichnis der Einkünfte von Allerheiligen vor. Daneben hatte

das Kloster, welches ja in ältester Zeit den Flecken Lchaffhausen beherrschte, sich
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das Rech! vorbehalten, von dem eigenen Wein zu „feilein" Aauf auszuschenken,

d. h. also ohne eine öffentliche Abgabe auf den preis zu schlagen.

Eine ähnliche Einrichtung bestand in 5tein, Dort hatte das Aloster 5t,

Georgen das Recht, während drei „Bännen" im Jahr, nämlich an 5t. Georgen

Dult, am 5t. Johannistage im Zum und an 5t. Ukartins Dult, je fH Tage

lang seinen Wein, Bannwein, auszuschenken. (5iehe Urkunden vom jsi- Rug f267
und 26. Juli f385.)

Aber schon im Zahre (325, an dein nächsten Ukontag nach dem zwölften

Tag, (d. h. am 9. Januar) erließ der Rat ein Gesetz über die Erhebung des

Weinzolles in der 5tadt, und dabei wurde bestimmt, daß der Weinzoll auch zu

erheben sei von dem Wein, den die Alöster, also Allerheiligen und 5t. Agneseil,

sowie auch der 5pital ausschenke, und zwar jeweils bei einer Buße von s Pfund

Heller, und derjenige, der ihnen bei einer Umgehung des Gesetzes behülflich wäre,

solle 20 Pfund Buße bezahlen. (5. Zoh. Nieder: das 5tadtbuch von 5chaff-

hausen, 5. 20).

Ob die 5tadt 5chasshausen damals berechtigt war, dem Aloster sein Privileg
einfach wegzudekretieren, mag dahingestellt bleiben. Dem Aloster 5t. Georgen

wurde sein Ausschankrecht im Zahre (385 durch den Abtsrodel neuerdings

bestätigt. Bei 5chaffhausen ist nicht zu vergessen, daß das Aloster gerade zu der

Zeit, als der neue Weinzoll eingeführt wurde, sich in starkem Versall und schwerer

Vermögenszerrüttung befand und kaum in der Lage war, sich dem neuen, starken

Landesherrn, der österreichischen Herrschaft, zu widersetzen. Als später die 5tadt

die Zölle erhöhte, (anfangs des (5. Jahrhunderts) und neue Zölle einführte,

schützte zwar der Herzog von Oesterreich das Aloster gegen die Zulässigkeit neuer

Auflagen; aber nicht lange nach dem Erlöschen der österreichischen Herrschaft nahm

das nunmehr wieder Reichsstadt gewordene 5chaffhausen die Frage der Besteuerung

des Alosters (auch mit dem Weinzoll) wieder auf, und jetzt entschied ein 5chieds-

gericht zugunsten der 5tadt (Urk. v. 28. Zuli (H2(). Unzweifelhaft ist dieser

Urteilsbrief der 5pruch, aus den sich der Rat in seiner Alagbeantwortung
berufen hat, und sehr wahrscheinlich hatten auch die 5chiedsrichter Aenntnis von

diesem Brief und wollten alte Urteile nicht aufheben.

Eine ganz originelle, nicht oft anzutreffende Berechtigung zum Weinausschank

bestand zu jener Zeit in Ramsen. Nachdem der Aufstand dei oberdeutschen

Bauern überwunden war, rechnete auch Hans Easpar von Alingenberg mit

seinen Untertanen von Ramsen ab, die während der Zeit des Bauernkrieges auch
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nicht ganz stillgesessen waren. Schwer waren die Fronen, die sie wieder für ihre

Junker übernehmen mußten. Allein den Weinausschank scheint der von Alingen-

berg mehr oder minder als ein allgemeines Menschenrecht angesehen zu haben.

In der betreffenden Uebereinkuntt heiß es: „Weiter ist auch gemelten von Ramsen

zugelaussen und erloupt, das ain jeder, so seßhaft zu Ramsen im Dorf, den Win,
so er selbst erbuwen hat, vom Zapfen ausschenken mag, aber nit zu essen geben

änderst dann Win und Brot. Damit aber der Gastgäb stät wirt uff der Taberne

(also der Gastwirt in Ramsen) daneben auch bedacht werde, so ist beredt: Wann

einer ain Baß Win ufthun und vom Zapfen schenken wil, so soll ers ungefährlich

s H Tage usthun oder ufthon haben vor den vier hochzitlichen (hohen) Festen,

auch der Uilwy (Uirchweih), der Fastnacht und den Hochzeiten. Und wann ainer

ein Baß ußgeschenkt hat, so soll er den Bogt darüber führen, das ychen (eichen)

und beschezen (schätzen) lassen und das Umgelt davon geben, wie das der oben

angeregt Bertrag vermag, als nämlich von jettlicher Maaß insonders darus ain

Heller. Und welcher am Umgelt sümig, so mag der Gerichtsherr darumb pieten

laussen wie um ander Schulden. Und welcher andrer Gestalt Win schenken würd

dann nach der erlüterung wi's obstat, der soll das Bott, daran es verboten ist,

versallen haben." (S. Harder IV, S. 76 und I. Weyer, Stadtbuch, S. Zs)

Aehnliches kam auch in Schaffhausen vor.

Noch in neuerer Zeit ist bei Beratung eines Wirtschastsgesetzes der Antrag
gestellt worden, ein Weinbauer solle das Recht haben, von seinem eigenen Wein

kleinere Partien, aber nicht unter einigen Litern, vom Zapfen zu verkaufen.

Dieser alten Reminiscenz wurde aber keine Folge gegeben, und es wird wohl

auch so bleiben.

Ziff. 54. Alühlenzoll und Trinkwein.

Der Abt meinte, er werde in diesen Punkten weiter gedrängt (also höher

belastet), als die Briefe weisen. Da er aber jede weitere Ausführung und

Begründung unterließ, erwidert der Rat kurz, er wisse hiervon nichts, der Abt möge

aber sagen, woran, dann wolle er, der Rat, Antwort geben.

Ziff. 55. Bürgerrecht des Abtes und Rlosters.

Beschwerde des Abtes: Die Stadt vermeine, ein Herr von Schaffhausen

(also der Abt) sei ihr Bürger, wie ein anderer Bürger; da vermeint ein

Herr: Nein.
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Antwort des Rotes: „Da lassen sie ihn sein ein Burger wie von

alter harkommen ist."

Dieser Artikel ist nicht nur der kürzeste der ganzen Beschwerdeschrift, nicht

nur deswegen der originellste, weil er der einzige, augenscheinlich vom Abt selbst

geschriebene ist, sondern auch der wichtigste, inhaltlich bedeutendste, und es ist in

der Tat schade, daß die Parteien ihn nicht des nähern ausgeführt haben. Es

ist gerade, wie wenn ihnen hier die Tinte ausgegangen wäre. Das war nun

jedenfalls nicht der Fall; auch der Stoff und die Gedanken waren ihnen nicht

ausgegangen, denn der Artikel berührt ja die Hauptfrage, die Basis des ganzen

Verhältnisses zwischen Abt und Stadt; das Bürgerrecht bildete die ganze und

einzige Grundlage der meisten Antworten des Rates. Man muß glauben, daß der

Abt nicht an die Erörterung dieser heiklen Frage hätte herantreten wollen. Hier

hatte er keine alten Urkunden und Privilegien, aus die er sich stützen und berufen

konnte; das war eine staatsrechtliche Frage, und mit dem Staatsrecht der jungen

Stadt, das sich erst in den zwei letzten Jahrhunderten entwickelt hatte, stand er

nicht aus gutem Fuße. Es ist aber nicht gar schwer, sich vorzustellen, was der

Abt ausgeführt haben würde. Er dürste, nicht dem Wortlaute, aber dem Inhalt
nach Folgendes gesagt haben:

„Es ist wahr, fast möchte ich sagen: leider wahr, daß Abt und Aloster

Bürger von Schaffhausen werden mußten. Schon das in: Jahre j^2s in Steuer-

sachen amtende Schiedsgericht hat erklärt, daß wir Bürger seien, und Abt Berch-

told hat es in der Urkunde, mittelst welcher er der Stadt die hohe Gerichtsbarkeit

in der Mundat und den halben Anteil am Forst- und Wildbann schenkte, auch

anerkannt. Es läßt sich auch nicht bestreiten, daß die Stadt schon seit mehr als

zweihundert Jahren uns mit samt ihren Bürgern mit ihren Toren und Mauern

umschlossen hat und uns ihren Schutz und Schirm gewährt, wie ihren Bürgern.

Deshalb wehren wir uns auch nicht, einen gewissen Betrag als Steuer zu bezahlen

und unter Umständen sonst Beihülse im Ariegsfalle zu leisten.

Aber damit sollte es sein Bewenden haben. Der Rat vergißt, daß wir
immer noch eine reichssreie Abtei sind und als selbständiges Glied des Reiches

zu den Reichstagen geladen werden. Wir sind also in derselben Stellung, wie

andere Herren oder Städte, welche mit Schaffhausen auch im Bürgerrecht stehen,

wie eine Anzahl von umliegenden Herrschaften, z. B. Alingenberg zu Hohentwiel,

Truchseß zu Herblingen usw., welche gegen gewisse Leistungen auch das Bürgerrecht

der Stadt haben, aber im übrigen vollständig frei und unabhängig von der
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Stadt sind, welche namentlich nicht in allen Gesetzen und Verordnungen, die bloß

den gewöhnlichen Bürger und dessen politische und ökonomische Rechte und Pflichten

betreffen, wie ein Untertan einfach Gehorsam zu leisten haben. Niemals ist dem

Uloster ein einziges der Rechte, welche ihnen von deutschen Kaisern und Königen
und auch von Päpsten verliehen wurden, entzogen worden; gegenteils wurden sie

bis aus den heutigen Tag immer wieder bestätigt, zuletzt von Kaiser Friedrich III,
und vom Papst Paul. Weiset uns einen Vertrag, durch welchen wir uns aller

dieser Rechte zugunsten der Stadt begeben hätten, Ts ist also einfach eine

Vergewaltigung des Klosters durch die Stadt, welche es nicht nur räumlich, sondern

auch mit ihren Satzungen umschlossen hält. Und wenn wir Recht suchen bei

einem Schiedsgericht, so sind es Reichsstädte oder eidgenössische Stände, welche die

Schiedsrichter stellen, die mit ihren guten Freunden von Schaffhausen meistens

gleicher Weinung sind und das, was politisch oder militärisch für zweckmäßig

erachtet wird, auch für recht ansehen. Deshalb glaube ich allerdings, es sei ein

Unterschied im Bürgerrecht, ob ein Abt mit seinem Kloster durch das Bürgerrecht

nur ein Verbündeter der Stadt werde, oder ob irgend ein zugereister ausländischer

Handwerker hier sich einbürgern wolle."

Sicher wäre der Rat um eine Antwort auch nicht verlegen gewesen.

„Auch die Stadt," so dürfte der Rat ausgeführt haben, „hat als Reichsstadt

ihre kaiserlichen Privilegien. Aber das Kloster muß so gut wissen, wie der Rat,
welchen N)ert sie haben, wenn man sich nicht selbst wehren kann. Kaiser

Heinrich VI. sicherte dem Abt Hugo zu, weder das. Kloster noch die Stadt jemals

vorn Reiche zu lassen oder irgend einer Person zu gestatten, dies zu tun; aber

Kaiser Ludwig verpfändete sie an Oesterreich. Sigismund nahm uns wieder zum

Reich auf und versprach, uns dabei zu schirmen; sein Nachfolger Friedrich befahl

uns wieder Unterwerfung an Oesterreich.

Trotz aller Privilegien hat des Klosters Schirmvogt Adalbert von Wörsberg

seiner Zeit des Klosters Nlönche mit blutigen Köpfen zurückgeschickt und Berchtold

von Zähringen Schaffhausen berannt und in Brand gesteckt. Nur wer die Wacht

und den Wut hat, sich selbst zu schützen, ist einigermaßen sicher, und unzweifelhaft

hat die Stadt ihren Bürger, den Abt und das Gotteshaus, bisher noch besser

beschützt, als dessen frühere Schirmvögte dies taten. Als Schaffhansen unter

österreichische Herrschast gelangte, war es auch mit der Reichssreiheit des Gotteshauses

vorbei, denn die Herzoge bevormundeten es in einer Art, wie dies weder

vorher noch nachher vorkam. Trst als die Stadt aus eigenen Witteln und eigener
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Arast ihre Reichsfreiheit wieder erlangte, kam dies auch Allerheiligen zu gut; aber

das scheint ein Abt vergessen zu haben.

Als Reichsstadt hat Schaffhausen das Recht, alle, die in seinen Mauern und

hohen und niedern Gerichten sitzen, als Bürger zu behandeln und den Satzungen

der Stadt zu unterstellen, soweit nicht für die Aloster gewisse Vorrechte bestehen,

die wir noch immer geachtet haben, sStadtbuch S. 2s2, L. HO, anno l372.)
Gs war deshalb auch nicht nötig, mit dem Gotteshaus Allerheiligen und

dem St. Agnesenkloster besondere Verträge über den Grwerb des Bürgerrechtes

abzuschließen, wie dies bei auswärtigen herrschasten oder Alöstern, z. B. den:

Aloster Paradies, geschah; denn die Tatsache, daß Allerheiligen und St, Agnesen

innerhalb der Stadtmauern lagen, genügte, um das Bürgerrecht zu begründen.

Zudem kann mit Recht nicht behauptet werden, daß wir das Aloster inbezug

aus die Bürgerpflichten und insbesondere die Steuer strenge halten; die ein für
allemal für das Aloster fixierte Steuer ist so gering bemessen, wie für keinen

andern Bürger, wenn man den großen Besitz und die Ginkünste des Alosters in

Betracht zieht. Ueberdies hat das Gotteshaus nicht nur als Entgelt für seine

geringe Steuer den Schutz und Schirm der Stadt, sondern auch die Mitbenutzung

von Straßen, Märkten und allen öffentlichen Ginrichtungen, welche den Bürgern

zu gute kommen, so daß es in der Tat noch besser gestellt ist, als die andern

Bürger. Zn diesem Sinne hat allerdings der Abt Recht, wenn er vermeint

„Nein", sein und des Alosters Bürgerrecht seien nicht das gleiche, wie das der

andern Bürger, Gr hat freilich noch ein besseres Recht, als andere Bürger, aber

eben deswegen sollte er sich auch nicht beschweren,"

Das dürften so ungefähr die Standpunkte beider Parteien gewesen sein.

Weil aber, wie schon berührt, die Bürgerrechtssrage eines der wichtigsten Fundamente

des ganzen Verhältnisses war, so dürste es sich schon lohnen, sie hier etwas

einläßlicher zu besprechen und dies um so mehr, weil sie nicht nur eines der

interessantesten, sondern auch der am wenigsten behandelten Rechtsverhältnisse jener

Zeit bildet.

Wer im Mittelalter nicht als Untertan oder sogar höriger oder Leibeigener

unter dem Schutz eines Herrn stand, mußte irgendwo das Bürgerrecht erwerben,

wenn er nicht für Leben und Gut allen Gefahren ausgesetzt sein sollte, Ze mehr

nun im s 3, bis s5. Jahrhundert die Bedeutung und Macht der Städte wuchs,

desto größer war der Zudrang zum Bürgerrecht, und desto bereitwilliger nahmen

auch die Städte Fremde als Bürger aus.
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Dabei gab es in gewissem Sinne zweierlei Bürgerrechte. Bas Bürgerrecht

des gemeinen Mannes war nach seinen Rechten und Pflichten durch Satzungen

genau bestimmt; es wurde seiner Dauer nach nicht befristet, der Bürger konnte

es auch nicht beliebig aufgeben, wie dies heutzutage der Fall ist, und er mußte

der Obrigkeit Treue schwören, seinen Wohnsitz in der Stadt nehmen, an manchen

Orten war auch Erwerbung von Grundbesitz damit verbunden.

Anders gestaltete sich das Bürgerrecht, oder, wie es vielfach noch richtiger

benannt wurde: „Burgrecht" der einzelnen größern oder kleinern Herrschaften,

ganzer Dörfer oder Aloster, das mehr einem Bündnis zu Schutz und Trutz glich,

als einem Bürgerrecht, In solchen Fällen wurde ein Bürgerrechtsbrief ausgestellt,

in welchem die beidseiligen Verpflichtungen genau fixiert waren; solche Verträge

waren meist nur aus eine bestimmte Zeit abgeschlossen, aus 5 oder sv Jahre

gewöhnlich. Der Neubürger mußte in diesen Fällen auch nicht einmal immer in

der Stadt wohnen, es genügte, wenn er ein Haus dort hatte. Was er im Uriegs-

salle zu leisten hatte, und was er als Steuern und Abgaben entrichten mußte,

wurde im einzelnen Fall, je nach den Verhältnissen, festgestellt. Häusig wurde

auch festgesetzt, was von einem solchen Bürger von seinen Ländereien zollfrei in

die Stadt eingeführt werden dürfe, und was er beim Wegzuge aus der Stadt als

Abzug zu bezahlen habe. Einige Beispiele mögen dies näher dartun.

Gras Friedrich zu Fürstenberg schloß am s 6. Juli s5s5 mit Schaffhausen

einen Vertrag ab, einen Bürgerrechtsbries, folgenden Inhalts: „Im Bündnis

sind inbegriffen die Grafschaft Fürstenberg, die Landgrafschaft Baar und der

Schwarzwald. Für Schirm- und Burgrecht werden jährlich bezahlt -O Gulden,
die Parteien verpflichten sich, die offenen Feinde der andern nicht zu Hausen und

Hosen, einander zu helfen, doch über 20 Unechte nicht zu schicken. Die Uläger
beider Uontrahenten haben ihre Beklagten an deren Wohnort zu suchen: feiler

Uaus wird auch ausbedungen usw.

Das ist nach heutigen Begriffen schon das reinste Bündnis, wie auch der

folgende Bürgerrechtsbrief:
Die Truchsessin von Waldburg, Ehefrau des Hans von Ulingenberg, begab

sich unter Zustimmung ihres Mannes für die Dauer von s0 Iahren mit den

ihr gehörenden Ortschaften Blumenseld, Tengen, Wciterdingen, Leipserdingen,

Mißlingen, Wil, Hoswiesen, Mtenhofen, Nordhalden und Epsenhofen, mit Lüt
und mit Gut, in das Bürgerrecht von Schaffhausen. Für Schirm- und Burgrecht

hatte sie und ihre „armen Lüt und underton" 25 Gulden Schirmgeld zu zahlen;
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auch mußte sie ihre „Schloß und Stett" für die gemeinen Eidgenossen zu

Schaffhausen offen halten, dagegen hatte sie sich in deren Kriegen einfach neutral zu

verhalten. ((^59 VI. 23.) Schon ein Jahr vorher hatten sich die dem Hans

von Klingenberg gehörenden Gemeinden Gber- und Unterstammheim und Nuß-

baumen mit 3 Höfen in das Bürgerrecht der Stadt Schaffhausen begeben für die

Dauer von 5 fahren. Sie bezahlten jährliches Schirmgeld (0 Gulden und für
Dienst und Raifen (Kriegsdienste) jährlich 5 Gulden.

Es ist dieses letztere bereits kein eigentliches Bündnis mehr, fondern nur
ein Schirm- und Schutzverhältnis, das unter dem Namen Bürgerrecht inbegriffen

ist. Ein ganz ähnliches Verhältnis hatte das Nonnenkloster Paradies schon im

Jahre (330. Die Aebtissin und der Konvent wurden in dem Sinne zu Bürgern

aufgenommen, daß sie in dein ihnen gehörenden Hause in Schaffhausen Burgrecht

haben sollen. Hiesür zahlten sie jährlich 3 Pfund Pfennige, Nur das in der

Stadt gelegene Vermögen hatten sie zu versteuern, auswärtsliegende Güter nicht;

für diese hatten sie auch nicht in der Stadt ihr Recht zu suchen. Erst anno (H(3

(III. 24) begab sich das Kloster wegen Verarmung ganz in den Schutz der Stadt,

welche ihm dann Pfleger bestellte.

Verschieden nun von diesem Bürgerrecht, das sich aus auswärts wohnende,

einzelne Personen, Herrschasten, Gemeinden und Klöster bezog, war das Burgrecht

der innerhalb der Stadt wohnenden Bürger, das nicht jeweils durch besondern

Vertrag, sondern auf erfolgtes Gesuch durch Beschluß des Rates erworben wurde.

Dessen Horm und Inhalt sei hier in Kürze geschildert.

Die älteste Bestimmung über den Erwerb des Bürgerrechtes findet sich in

Satz 73 des Richtebrieses. Er lautet: „Swer der lantlüte hie wellen burger

werden: das sol mit richters unde mit des Rates wissende unde ander der burger

willen sin^ ald er hat aber niht burgrecht."

Gegen das Ende des (3. Jahrhunderts fand die Bürgerrechtsausnahme also

statt durch Schultheiß und Rat, unter Zustimmung der Bürger.

In, Jahre (378 hatte sich die Sache schon geändert. Ueber die Ausnahme

entschied der Rat allein; bei der Bürgerrechtserteilung mußten mindestens 20 UAt-

glieder des Großen Rates mitwirken, wenn der Kandidat ein Edelmann war;
wenn er ein Nichtadeliger war, wenigstens (6. Niemand durste ausgenommen

werden anders als unter der Bedingung, daß er der Stadt diene und steuere und

dem Rate gehorsam sei, wie die eingesessenen Bürger. Die Ausnahmsgebühr

bestand in einem Harnisch bei Adeligen, bei Bürgerlichen oft in mehreren, später



Die Beschwerdeschrift, ihre Beantwortung und Beurteilung. 6^

aber nahm man bei kleinem Besitz der Neubürger auch mit Teilen oder Bruchstücken

des Harnisch vorlieb. Diese Rüstungen blieben Eigentum der Stadt, wenn

der Betreffende wieder wegzog. Die Aufnahme geschah also nicht von dem Standpunkte

aus, daß wieder ein neuer Teilhaber am Bürgergut mehr da sei und dafür
ein Aequivalent zu leisten habe, sondern von dem Gesichtspunkte aus, daß wieder ein

neuer Verteidiger von Wall und Mauern und eine neue Steuerkraft zugewachsen

sei, von der man bloß verlangte, daß sie zur Wehre einen kleinen Beitrag leiste.

Später wurde die Aufnahme noch mehr erleichtert und an tüchtige Leute

unentgeltlich bewilligt oder geschenkt; wenn aber einer Zunft- und Stubenrecht

haben wollte, so hatte er nicht mehr als 6 Gulden zu geben, (l^5ß) und anno

(500 hatte ein Fremder ^ Gulden für das Bürgerrecht zu zahlen. Die

Bürgeraufnahme war schließlich so leicht und formlos geworden, daß man (1522) beschloß,

daß Bürgeraufnahmett nur vor einem versammelten Rate behandelt werden

sollen. Auch wurde nicht lange nachher bestimmt, daß Leibeigene, welche sich ins

Bürgerrecht aufnehmen lassen wollen, sich vorher aus dieser „Eigenschaft"
loszukaufen haben. Es muß befremden, daß dies erst so spät geschah; wir haben

früher gesehen, daß schon Abt Dettikofer mit Recht gegen die Aufnahme von

Alosterleuten protestiert Hal. Eine kleine, nicht nennenswerte Erhöhung der

Bürgerrechtsgebühr erfolgte im Jahre s5H8; sie wurde auf (0 Gulden erhöht
und das Zunftrecht auf ^ Gulden festgesetzt.

Eine böse Weildung nahm es mit der Bürgerrechtsfrage infolge des

Beschlusses der eidgenössischen Tagsatzung vom Zahre s55(, durch welchen, um das

Unwesen des Bettelvolkes loszuwerden, bestimmt wurde, daß künftig jeder Grt
seine Landesangehörigen selbst zu versorgen habe. Der Rückschlag erfolgte in

Schaffhausen im Jahre s575 in der Weise, daß man das Bürgerrecht auf 5 Zahre

ganz schloß und für spätere Einkäufe für die Stadt 50 Gulden und die Zünfte
30 Gulden Gebühr festsetzte; auch mußte sich ein Uandidat bereits über den Besitz

eines reinen Vermögens von H00 Gulden ausweisen; fremde Weiber hatten

bei der Verheiratung in Schaffhausen s00 Gulden Vermögen einzubringen. Nun

wuchs der Appetit rascher. Anno s6s0 wurde die Einkaufsgebühr für die Stadt

auf 200 Gulden, das Zunftrecht auf 86 Gulden angesetzt, der Bewerber hatte

sich über ein reines Vermögen von (000 Gulden auszuweisen: ausländische Frauen,
die sich nach Schasfhausen verheiraten wollten, mußten ein Vermögen von H00

Gulden, Aantonsangehörige von 200 Gulden ausweisen. Endlich ward der

Erwerb des Bürgerrechtes ganz verunmöglicht; denn die Einkaufsgebühr von H000
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Gulden, die im )ahre l?23 festgesetzt wurde, war faktisch ein Ausschluß vom

Bürgerrechtserwerb. Binnen sD Jähren nach diesem Beschluß sollen nur noch 6

oder 3 Personen das Bürgerrecht der Stadt gekauft haben.

An diese Tatsache muß man sich heute wieder erinnern, an dieses Geburtsjahr

des Bürgergutes, wenn es sich um dessen Unantastbarkeit handelt. Nachdem

durch 3 Jahrhunderte hindurch, von der Mitte des s 3. Jahrhunderts etwa bis

Mitte des l6. Jahrhunderts, durch die Steuerkraft aller das Gut des Gemein

wesens gewachsen war, der größte Teil des Kantons als Vogteien und das Klofter-

gut zuerst teilweise durch Vertrag, dann durch Aufhebung ganz erworben worden

war, als die Truhe stattlich gefüllt war, schlugen die damaligen Bürger den

Deckel derselben zu und schlössen alle anderen aus. Erst die versassung von s8(N

enthielt die Bestimmung: „Jeder Bürger des Kantons kann das Bürgerrecht

der Stadt Schaffhausen an sich bringen."

Doch wir wollen wieder zu dem Bürgerrecht des Mittelalters zurückkehren.

Den Anhalt desselben, die Rechte und Pflichten ersieht man am besten durch die

Wiedergabe des Wortlautes einer Bürgerrechtsurkunde.

Johannes uno Friedrich von Stoffeln erwarben an, 2H. Oktober s353 das

Bürgerrecht der Stadt Schaffhausen. Der Bürgerrechtsbrief lautet: „Allen den

die diesen Brief ansehent ald hörent lesen künden wir Johannes und Friedrich

von Stoffeln, Gebrüder, das uns die wisen, ehrbaren Lüt der Schultheiß und der

Rat zu Schaffhusen zè Burgern genommen und empfangen hant und hant uns

alle die Stöße (Streitigkeiten) so wir je gehabt hant mit jemanne untz (bis) uf

diesen hütigen Tag als dirre Brief geben ist mit Geding usgelassen, also, das

sie uns darzu nichts helfen sont, sie thun es denne gerne, und söllen zehn Jahr ihr

Burger sin, sie, aid aber die, die in ihr Statt Gewalt hant, erlassen uns denne

des Burgerrechtes. Wir versehen (versichern) och, das wir gesworen haben gelert

aide zu den hailigen, der Stadt zu Schaffhusen Nutz und Thren ze werkenne

(fördern) und allen Anfried und tail (parteiung) ze wendenne unter den Burgern

ze Schaffhusen in der Stadt und davor, so wir beste mügen, und dem Schultheiß

und den Räten ze Schaffhusen gehorsam ze sinne, mit Stüren, Dienst und mit
allen Dingen, di wil wir ir Burger sind, in allen der wise als andere in ingeseffenen

Burger an alle geverde. Und ze warer Urkunde und Stätekait dieser Ding haben

wir unser ^nsigel gehenkt an diesen Brief :c. Datum.

Die Dienste, welche der Bürger zu leisten hatte, waren teils persönliche:

Raisen (Kriegsdienste leisten) und Wachen (Polizei- und Kriegswachtdienst), wobei
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Frauen mit Vermögen einen Trjatz zu stellen hatten, teils finanzielle, direkte steuern

nach Höhe des Vermögens; weniger bemittelte den Wochenpfennig; indirekte Steuern:

Wein und Mühlenzoll. Schon seit alten Zeiten bestand auch das Gesetz, daß

jeder, der darum werben würde, daß er frei und ohne Steuer sitzen sollte, mit

lv Mark Silber bestraft werde. Als bei dem großen Brande von l3?2 dieser

Privilegienbries verbrannt war, stellte Herzog Leopold der Stadt einen neuen Brief

aus, der diese persönlichen Steuerprivilegien untersagte, <Siehe auch Z. Meyer, Stadtbuch,

S. 22 si) Gegenwert dieser Leistungen war der Schutz und Schirm, den

man einem Bürger angedeihen ließ, namentlich auch dem Auslande gegenüber.

Um nun indessen wegen derjenigen Bürger, die im fremden Dienste standen, oder

an irgend einem Arieg oder einer Fehde, welche die Stadt nicht berührte, teilnahmen,

nicht in Ungelegenheiten oder gar in Fehde mit anderen Herrschaften oder Städten

zu geraten, wurde festgesetzt, daß, wenn einer, er sei Hauptmann, Helfer, Diener

oder Anecht, in einen offenen Arig ziehen wolle, so habe er vorher sein Bürgerrecht

aufzugeben und vor dem Rate zu beschwören, daß er vor acht Tagen

Abwesenheit von der Stadt keinen Angriff tun wolle und auch erst wieder 3 Tage

nach dem Friedensschluß zurückkehren wolle. (l3?9) (ôtadtb. S, 206).

Daß die Auffassung des Bürgerrechtes in der Zeit des Mittelalters ein etwas

andere war als heute, geht namentlich hervor aus den Bedingungen, die man
bei einem Austrittsbegehren stellte. Zm Zahre l356 wurde das Gesetz erlassen,

daß, wer als Bürger aufgenommen werde, für den Fall, als er sein Bürgerrecht

wieder aufgeben wollte, angehalten werden soll, an den Gemeindeschulden, welche

während seines Bürgerrechtes aufgelaufen seien, nach Ermessen des Rates zu

partizipieren. Auch mußte der auf das Bürgerrecht Verzichtende geloben, für alle

Ansprachen an Bürger auch nach seinem Austritt seine Rechte in der Stadt zu

suchen, und für etwaige Frevel und Bußen wurde er künftig gehalten wie ein

Ausländer sStadtb. S. p u. 23), selbst wenn er in der Stadt blieb.

Wie sehr viel um die Mitte des s5. Jahrhunderts die Politik und die

Frage der Wehrkraft der Stadt bei der Verzichtleistung aus das Bürgerrecht zu

bedeuten hatte, geht aus dem Prozeß hervor, den Schaffhausen in den Zahren

l^55—l^36 mit H der angesehensten und einflußreichsten Bürger, nämlich mit

Wilhelm Zmthurn, den Brüdern Heinrich und Taspar von Fulach und Wilhelm
Brümsi zu führen hatte. Nach dem Städtebundkrieg, der Zerstörung von Balm
und dem Zerwürfnis mit Oesterreich, insbesondere aber nach dem im Zahr
vorher abgeschlossenen ersten Bunde mit 6 eidgenössischen Ständen sahen sich die
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Genannten veranlaßt, ihr Bürgerrecht von schaffhausen aufzugeben und sich in

Dießenhosen, der gut österreichischen Stadt, einzubürgern. Umsonst waren alle

Bitten, von ihren Borhaben abzustehen. Da wurde auf ihr Vermögen in Schaff-

hausen Arrest gelegt; ihren Frauen und Kindern wurde der Verkehr mit Meßenhofen

verboten, ebenso ihren Wcännern das Betreten der Stadt. Die Weggezogenen

beriefen sich auf das Recht des freien Abzuges, das in gefahrlosen Zeiten und

in einzelnen Fällen zugestanden worden war; der Rat berief sich auf den Bürgereid,
den sie geschworen, aus ihre Verpflichtung, über die innegehabten Beamtungen

Rechnung abzulegen, aus das Recht von Nachsteuer und Abzug. Entlassen seien

sie aus dem Bürgerrecht noch nicht; so wenig als eine Bundesstadt während eines

Krieges aus dem Bunde treten könne, so wenig haben in solcher Lage einzelne

Bürger das Recht, ihre Hülfe der Stadt zu entziehen.

Die streitenden Parteien kamen vor den Rat von Ueberlingen, wo
Schaffhausen in Streitsachen mit ihren Bürgern Recht geben mußte, nach der Stadt

Satzung. Der Rat von Ueberlingen entschied, die 4 Adeligen sollen bis Ende

des Krieges im Bürgerrecht bleiben; nach dem Friedensschluß könne dann jeder

das tun, was „er traue zu genießen", und wozu er sich für berechtigt halte. Der

Arrest blieb ausrecht. Brümsi söhnte sich aus, die beiden Fulach und Imthurn
machten Wiene, an den Kaiser zu appellieren. Der Rat von Zürich, die Folgen

einen solchen Prozesses fürchtend, hintertrieb dies und veranlaßte die Parteien,

einen Spruch von Zürich anzuerkennen. Dieser bestätigte im wesentlichen das

Urteil von Ueberlingen und verglich im Uebrigen die Parteien. Zu vergleichen

sind für diesen interessanten Prozeß die Spruchbriefe von Ueberlingen vom

9. Zuli 1455 und von Zürich vom f. Juni 1456, sowie die Ausführung in

Kirchhofers Neujahrsblättern, Heft XVII, S. 1—4.

Das Bürgerrecht bildete damals nicht wie heute der Hauptsache nach einen

Armenunterstützungsschein, und deswegen waren auch die Bedingungen der

Aufnahme und Entlassung andere. Deshalb wird man auch die Stellungnahme des

Rates von Schaffhausen gegenüber dem Abt von Allerheiligen begreiflicher finden.

So viel über das Bürgerrecht des Abtes.

Uut dem 55. und letzten Artikel der Beschwerdeschrift ist deren Besprechung

beendigt. Wir können dem Abt Dettikofer es zu Dank wissen, daß er uns eine

Urkunde hinterlassen hat, welche, wie keine zweite, die Darstellung der damaligen

Rechtsverhältnisse uns in so umfassender und anschaulicher Weise vorführt.
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In manchen Punkten Hal er Recht bekommen, in verschiedenen hat er den

Vorstellungen der eidgenössischen Schiedsrichter nachgegeben. Der Hauptsache nach

ist er unterlegen und mußte unterliegen: es konnte wohl kein reichsfreies Aloster

mehr als Sonderstaat in einer Reichsstadt existieren; der Abt und sein Aloster

mußten sich den Satzungen der Stadt unterziehen; sie waren steuerpflichtige Bürger

geworden und hatten dafür den Schirm und

Schutz der Stadt; diese war jetzt der Schirmherr

des Alosters. Alle geistlichen Rechte

aber, alle Privatrechte und Vogteirechte, wie

sie auch ein einzelner Bürger der Stadt

damals besitzen konnte, blieben dem Aloster

gewahrt.

Es nützte dem Abt Dettikofer und

seinen Nachfolgern nichts mehr, daß sie

Sekret-Jnsiegel von Abt Aonrad Dettikofer
(lqss)

Siegel von Abt Aonrad Dettikofer
(l^ss)

vom Aaiser immer noch zum Besuch der Reichstage eingeladen wurden, (unterm

2. April (5O( sogar unter der Androhung, daß, wenn der Abt auf dem nächsten

Reichstag in Augsburg wieder nicht erscheine, er als Ungehorsamer behandelt

werde). Der Schwabenkrieg hat in der Folge nicht nur die Stadt, sondern mit

ihr tatsächlich auch das Aloster vom Reiche gedrängt; der förmliche Eintritt der

Stadt in den ewigen Bund der Eidgenossen erfolgte bald darauf und besiegelte

auch das Schicksal des Alosters. Allerdings bestand eine Zeit lang noch ein

Unterschied: Der Abt mußte sein Aontingent zum Reichsheer anno (H89 noch
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leisten; die Stadt stellte, wie schon früher, das ihrige nicht mehr, gleich den

andern Lidgenossen, Von einer eigenen sDolitik des Alosters respektive politischen

Stellungnahme nach außen war schon längst keine Rede mehr, und eben deshalb

erinnert es an bekannte Vorbilder, wenn der Abt sich immer noch: L)err von

Schasshusen oder nun bferr" nannte, oder auf seinein Sekretinsiegel auch das

Wappen der Stadt Schaffhausen führte.

Das von Aonrad Dettikofer erbaute Abteigebäude,

Zm übrigen aber bleibt die markige Gestalt dieses tapfern Aämpfers für
sein Aloster in guter Erinnerung. Er hat den Zusammenbruch von Allerheiligen,
der damals schon vorbereitet war, wieder aufgehalten, zum mindesten in

ökonomischer und rechtlicher Beziehung: sein Aampf aber gegen die Neuzeit mit

mittelalterlichen Urkunden, der Streit eines schon seit 2 Jahrhunderten im Rückgang

begriffenen Alosters gegen das aufblühende Bürgertum der Stadt, war
hoffnungslos.
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In den letzten Jahren seiner Verwaltung führte Dettikofer noch einige

andere Prozesse um die Rechte des Alosters; so mit dem Aloster Paradies wegen

der Fischenzen im Rhein, mit den Grasen von Lupfen wegen der Gerichtsbarkeit

von Allerheiligen in Grasenhausen und mit deni Lehensmann der Ulühle an der

Wutach. Seine Haupttätigkeit widmete er in dieser Zeit dem Bau der neuen

Abtei (Abteigebäude), Airchensachen, (z. B. dem Guß der großen Glocke) und

verschiedenen andern Verwaltungsangelegenheiten. Im Jahre scheint er

zurückgetreten zu sein, denn ihm folgte als Abt Heinrich Wittenhan; Dettikoser

soll nach seinein Rücktritt noch ll Jahre gelebt haben.

IV. Dcis Ende von Allerheiligen.

Wichtige Vorkommnisse sind von dem Rücktritt Vettikofers weg bis zum

Beginn der Reformation für das Aloster nicht mehr eingetreten, Sein Nachfolger,

Abt Heinrich Wittehan (oder Wittenhan), der von (-(89—(50 l die Ablswürde

bekleidete, machte nicht viel von sich reden. Die wenigen Urkunden, die seine

Persönlichkeit erwähnen, handeln von vermögensrechtlichen Angelegenheiten des

Alosters; der Aamps zwischen Stadt und Aloster um politische Rechte war ja

zuni Austrag gekommen. Gs scheint, daß sowohl unter diesem Abt wie unter

seinem Nachfolger die Verwaltung des Alostergutes eine tüchtige und sparsame

gewesen sei, denn bei der Säkularisation des Alosters im Jahre l529 fanden sich

(beispielsweise erwähnt) zirka (VOO Saum alter Wein in den Alosterkellern vor.

Auch UUchael Gggenstorfer (oder Uuchael von Gggenstorf) der letzte Abt

von Allerheiligen, ist als Verwalter des Alostergutes unzweifelhaft ein tüchtiger

Wann gewesen, und somit wäre das Aloster mit dem Beginne des (6.
Jahrhunderts wieder nach außen hin und namentlich ökonomisch gut gestanden. Aber

inwendig war es faul; Religiosität, strenge Zucht und Sitte fehlte; nicht erst jetzt;

aber dies Uebel war so arg, daß, was sonst nicht vorgekommen, der Papst dem

Abte schrieb, es solle dafür Sorge getragen werden, daß die Zierden der Altäre
und die Aleider, die bei gottesdienstlichen Handlungen getragen werden, von allen

Gntheiligungen durch Blut oder andere nicht zu nennende Stoffe durch geweihtes
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Wasser zu reinigen seien. Der Rat war im Jahre f522 gezwungen, den Mönchen

und Pfaffen die Teilnahme an öffentlichen Tanzbelustigungen zu untersagen und

ebenso das nächtliche Herumstreifen und den Besuch anrüchiger Häuser, Der

Skandal muß arg gewesen sein, fVergl, Thronik von Harder und Imthurn
IV. Bd. 5, 29). Im St, Agnesenkloster bestand grober Unfug schon einige

Jahrhunderte, Das Leben der Alosterleute gab so viel Aergernis, daß es mit ein

wesentlicher Faktor war, in bessern Gemütern den Wunsch nach einer Aenderung

in religiösen Dingen zum Ausbruch zu bringen.

Es kann als ein Glück für Schaffhausen bezeichnet werden, daß gerade

damals, als die Glaubensänderung sich zu regen begann, an der Spitze des Alosters

ein Mann stand, wie Michael Eggenstorser, Er war ein ernster, religiös

gesinnter Mann, und gewiß mag es ihn einen harten Aamps gekostet haben, bis

er seinen Abtsstab niederlegte und sich dem neuen Glauben zuwandte. Doch wir
wollen hier nicht die Geschichte der Reformation in Schaffhausen schildern, sondern

ausführen, wie es gekommen ist, daß nach kurzem Aampfe der Sieg der Reichsstadt

über die Abtei ein so vollständiger wurde, daß diese zuletzt ganz verschwand.

Schon aus dem Prozeß von Abt Dettikofer mit der Stadt haben wir
gesehen, wie schwierig die Stellung der Abtei Allerheiligen in weltlichen Dingen der

Reichsstadt gegenüber geworden war. Vollends mit den: Tintritt Schaffhausens

in den Bund mit den Eidgenossen, also immerhin geraume Zeit vor der

Reformation, hatte sich die äußere Machtstellung zugunsten der Stadt gewendet. Diese

stand nunmehr nicht allein für sich da: die eidgenössischen Stände, damals eine

europäische Großmacht, waren ihre Verbündeten resp. Bundesglieder. Bei irgend

einem Streite zwischen Stadt und Aloster hatten nunmehr diese Verbündeten zu

entscheiden, deren Urteilsspruch die Stadt nicht zu fürchten brauchte.

Im Jahre s52H, als die Reformation in Schaffhausen zwar begonnen hatte,

aber noch nicht völlig zum Durchbruch gelangt war, schloß nun der Abt von

Allerheiligen, der sich mit der Mehrzahl des Aonvents dem Einfluß der Glaubensbewegung

nicht entziehen konnte, mit dem Rat von Schaffhausen einen Vertrag
ab, durch welchen der Reformationsbewegung in Schaffhausen insofern ein sehr

großer Dienst geleistet wurde, als ohne diesen Vertrag, also wenn der Abt und

Aonvenl dem alten Glauben unwandelbar zugetan geblieben wären und das

Aloster trotz aller seiner Gebrechen und Schäden hätten halten wollen, der Stadt

ganz andere Schwierigkeiten bei der successiven Säkularisation des Alosters hätten

entstehen können. Wäre Michael Eggenstorf ein Mann gewesen, wie Dettikofer,
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weichern der Einfluß des Klosters in politischen Dingen und großer weltlicher

Besitz vor allem maßgebend war, und hätte nicht die neue Lehre das religiöse

Denken und Empfinden des Eggenstorfer so mächtig ergriffen, daß er geistige

Dinge über weltliche setzte, so hätte der Rat von Achaffhausen es kaum wagen

dürfen, entgegen dem Willen von Abt und Konvent einen Stand des Reiches,

die reichssreie Abtei Allerheiligen, und ein unmittelbar dem Papste unterstehendes

Kloster einfach aufzuheben.

Doch gehen wir zunächst zur Besprechung dieses Vertrages über.

Die Titel „Abt" und „Konvent" fallen weg; es bleiben einfach s2 Kapitu-

laren, von welchen jeder seine eigene Behausung und Pfründe (ooi'pus) erhält;
nach dem Tode eines Aapitularen kann dessen Stelle nur mit Zustimmung des

Rates wieder besetzt werden; die Betreffenden sollen gelehrte und geschickte Leute

sein, die das Wort Gottes wohl verstehen und verkünden können und Bürger

sein müssen. Diese Aapitularen wählen einen probst, aber so, daß der Rat die

zweite Wahl, d, h, wohl das Bestätigungsrecht hat. Den probst können die

Aapilularen jeder Zeit absetzen. Diese haben auch ein Erbrecht wie andere Bürger.
Die Wahl und Besoldung des Geistlichen am St. Johann und seines

Helfers steht den Aapitularen zu, aber der Rat hat zu entscheiden, ob ihm die

betreffenden angenehm und gefällig seien.

Die Wühlen, die Walke und Schleifen in der Stadt, saint dem zum Bau
und Unterhalt der Werke dienenden Eichwald im Rheinhart, gehen an die Stadt

über, ebenso die Vogteien und Gerichte zu Neuhausen, Grafenhausen und die

Hälfte von Merishausen, sowie der Forst am Randen. Zm letztern behalten sich

die Aapitularen das Zagdrecht vor. Als Gegenleistung wird das Aapitel befreit

von der Pflicht, mit Anechten, Rossen, Wagen und anderm Zeug der Stadt zu

Kriegsdiensten und Bauten Hülfe zu leisten.

Dagegen behielt sich das Aapitel vor: die Münze, die Zölle, Lehen, Grundzinse

und andere Rechte. Deren Verwaltung stand dem probst zu, aber in

wichtigen Dingen war die Zustimmung der Aapitularen erforderlich. Ebenso

wurden zur Kontrolle zwei städtische Pfleger bestellt, die aber nicht mit einem der

Aapitularen verwandt sein dursten.

Die Besorgung des gesamten Armenwesens, auch desjenigen, das bisher vom

Aloster besorgt wurde, übernimmt die Stadt. Das Aapitel tritt deshalb verschiedene

Kapitalien, im Gesamtbetrage von s 200 Gulden, und eine beträchtliche Anzahl

von Naturalgefällen, worunter einzig 6 s Hektoliter Kernen, jährlich an die Stadt ab.
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Aus dem frühern Klostergebiet und verschiedenen Teilen der Stadt wurde

eine eigene scharret gebildet, die im wesentlichen den Umfang der heutigen Kirch-

gemeinde Wtünster bildet, Zm übrigen blieb dem Kapitel noch eine gewisse

Gerichtsbarkeit im Klostergebiet; das Gericht der ffünfe für Streitigkeiten zwischen

Stadt und Aapitel wurde beibehalten, über die Benutzung der früheren Kloster-

waldungen wurden detaillierte Bestimmungen ausgestellt und eine Reihe anderer

Angelegenheiten geordnet, wobei viele Bestimmungen, die infolge des Prozesses

der Stadt mit Abt Dettikoser vereinbart oder entschieden worden waren, einfach

in den neuen Vertrag wieder aufgenommen wurden. Endlich erfolgte eine Zn-
ventarisation des frühern Alostervermögens.

Es ist unschwer einzusehen, welche Bedeutung dieser Vertrag hatte. Wenn

auch der bisherige Abt und Aonvent sich den größten Teil des Alostervermögens

in Liegenschaften, Kapitalien und Einkünften aller Art vorbehielten, so hatten sie

darans verzichtet, eine weltliche Herrschaft, eine Abtei, zu bilden; sie hatten auch

verzichtet, in geistlichen Dingen eine Selbständigkeit zu haben; sie waren zu einer

Korporation von Geistlichen der Wlünsterkirche unter der Hoheit des Rates

herabgesunken. Eine solche Selbstdegradation zu begreisen ist schwer; wir können sie

nur verstehen, wenn wir die Resormationsbewegung kennen.

Die Korruption und Sittenlosigkeit eines großen Teiles der damaligen

katholischen Geistlichkeit und insbesondere der Klöster hatte schon lange Zeit die

bessern Gemüter entfremdet, ja empört. Wenn man sich erinnerte, zu welchen

idealen Zwecken das Kloster ausgestattet worden war, und wenn man sah, in

welcher Weise das Vermögen verwendet wurde, so mußte das anwidern Eine

lange Zeit hindurch war Allerheiligen nicht eine Stätte der Pflege der Wissenschaft

und andächtiger Religionsübung gewesen, sondern ein Ort von Zänkereien aller

Art, des Wohllebens, vielfach auch der Unsittlichkeit; zum wesentlichen Teil auch

eine bloße pfrundanstalt für Personen, die nicht einmal dem geistlichen Stande

angehörten. Verschiedene Aebte waren recht weltlich gesinnte Herrn, und die bessern

unter ihnen waren so sehr von der Sorge der Vermögensverwaltung in Anspruch

genommen, daß sie für das Wesentliche, das geistige Leben im Kloster, keine Zeit
mehr fanden. Oder, wenn sie Ordnung schaffen wollten, stießen sie aus den

Widerstand der Konventualen, die, zum großen Teil aus adeligen oder sonst

begüterten Leuten bestehend, sich nicht viel sagen ließen, da sie ja meist eine schöne

Ausstattung mit ins Kloster gebracht hatten. So standen die Dinge am Eingange
des neuen Zeitalters, und es war ganz und gar begreiflich, daß die liefe, religiöse
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Erschütterung der Gemüter in jener Zeit suchte, alle diese Uebelstände aus der

Welt zu schaffen. Abt Michael und seine Konoentualen kannten gewiß die

Bibelstelle, daß das Reich Gottes nicht von dieser Welt sei, und wir wissen, wie

rasch und konsequent und ohne alle Rücksicht in der Reformation die religiöse

Ueberzeugung in Taten umgesetzt wurde So ist jener Vertrag entstanden, und

der Rat von Schaffhausen, der im Zahre (52q> noch zum Katholizismus hielt,

machte sich kaum ein Bedenken, die lang ersehnten Rechte zur Vergrößerung und

im Znteresse der Stadt als Geschenk zu akzeptieren. Venn ein Geschenk kann die

Leistung des Abtes und Konventes genannt werden gegenüber der nicht

allzubedeutenden Entlastung an Steuern und im Armenwesen, abgesehen davon, daß die

Stadt damit endlich ganz eigener Herr und Meister im Hause wurde. Mit diesem

Vertrag gab es nämlich keine reichssreie Abtei mehr als Glied des deutschen

Reiches, sondern nur noch die Reichsstadt Schaffhausen, die aber seit dem Bunde

mit den Eidgenossen weder Beiträge zur Reichssteuer noch ein Kontingent zum

Reichsheer mehr stellte, gleich wie die andern Stände.

Aber dieser Vertrag hatte eine kurze Existenz. Nachdem es den zur
Reformation übergetretenen Städten Zürich, Bern, Basel, St, Gallen und Mülhausen

gelungen war, den Rat auf die Seite der Reformation zu bringen, (29. Sept. (529)

beschloß dieser am 29. November des gleichen Zahres die völlige Aushebung des

Klosters. „Us hüt Datum haben meine Herren des kleinen Rates sich erkannt,

daß der Vertrag so die Herrn im Münster (die Kapitularen) und meine Herren

mit einandern jüngst gemacht, ufgehoben syg," So lautet der lakonische Bericht
des damaligen Ratsprotokolles über diese hochwichtige Begebenheit, Die probstei

war hiermit ausgehoben.

Das Münster wurde sofort in eine reformierte Kirche umgewandelt; alles,

was an den katholischen Kultus erinnerte, entfernt. Das frühere Klostervermögen

fiel der Stadt als Staat anheim, die es eines Teils als öffentliches Gut, zum

Teil auch als Zweckvermögen für Kultus- und Armenzwecke übernahm. Die

Kapitularen der Probstei erhielten ein jährliches psrundgeld von (-(00 Pfund

Heller, (0-( Hektoliter Kernen und (2( Saum Wein. Der Rat hatte schon vor
diesem Beschluß den Geistlichen und Kapitularen gestattet, sich zu verehelichen.

Michael Eggenstorfer, der gewesene Abt, machte noch im Dezember des gleichen

Zahres von diesem Rechte Gebrauch, wie bald auch verschiedene Kapitularen,

Er selbst behielt seine Wohnung in der Abtei und starb erst anno (552. — Gleich

erging es mit der Liquidation des St. Agnesenklosters.
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Dies war das kampflose (fast möchte man sagen, ruhmlose) Ende eines

fast ein halbes Jahrtausend alten Institutes, das einst eine bedeutende Stelle

eingenommen hatte, und dessen Münster heute noch ein Denkmal alter Größe und

Schönheit ist. Mit dem Moment der endgültigen Einführung der Reformation

war seine weitere Existenz unmöglich und selbst zwecklos geworden. Es hätte sich

Areuzgang des Münsters, Vstseite, vom Friedhof aus.

fragen lassen, ob ein Abt und Aonvent berechtigt gewesen wäre, ohne weiteres

eine solche Stiftung untergehen zu lassen und das ganze Stiftungsgut an die

Stadt herauszugeben.

Es erfolgte in der Tat auch Einsprache.

Schon bald nach dem Abschluß des Vertrages vom sv. Mai s52H zwischen

Abt und Rat richtete der Vogt zu Nellenburg, Ritter bsans Jakob von Landau,

kaiserlicher Rat, an den Rat von Schaffhausen eine Zuschrift des Inhaltes, wie
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er vernommen, habe der Abt und Konvent von Allerheiligen mit der Stadt eine

Aenderung getroffen, welche der ursprünglichen Stiftung und den Bestimmungen

des Ordens zuwider sei. Da nun der Kaiser als Rechtsnachfolger der Stifter,
der Grasen von Nellenburg, sdas Geschlecht war im Mannesstamm ausgestorben,

und die Grafen von Tengen hatten die Grafschaft Nellenburg schon im Jahre

fH65 an Oesterreich verkaust) einer solchen Aenderung nicht werde zustimmen

wollen, stelle er das Gesuch, der Rat möchte eine solche Aenderung abstellen, damit

er nicht verursacht werde, dies der kaiserlichen Majestät anzuzeigen und Ungnade

deswegen erfolgen möchte. Das Schreiben war in höflichem Tone gehalten, denn

bald nach dem Schwabenkriege war Tengen in das Schaffhauscr Bürgerrecht

getreten.

Der Rat hatte Antwort versprochen, aber erklärlicher Meise verzögert, so

daß der Nellenburgische Bogt schon am f-f. Juni wiederum um eine Antwort

nachsuchte. Die Sache scheint aber rein verschleppt worden zu sein, denn es findet

sich in der Korrespondenz und den Ratsprotokollen nichts mehr hierüber. Ob
der Bogt doch keine Anzeige gemacht hat, oder ob der Kaiser aus irgendwelchen

Gründen von einer Reklamation abgestanden sei, scheint nicht ermittelt zu sein.

Einen Rechtstitel dürste der Kaiser entweder als Nachfolger der Nellenburger

oder eher als Reichsoberhaupt, dessen Borfahren die Privilegien und Rechte von

Allerheiligen immer garantiert hatten, wohl gehabt haben.

Auch in den fahren f537 und f538 erfolgten Reklamationen, Thristos,

Gras von Nellenburg und Herr zu Tengen, richtete verschiedene Schreiben an

den Rat von Schaffhausen, in welchen er daran erinnerte, daß seine Borsahren

es gewesen seien, die das Kloster Allerheiligen gestiftet und fundiert hätten, und

daß, nachdem Schaffhausen das Kloster und dessen Religion und Ordnung kassiert

habe, das Stiftungsvermögen wieder an die Nachkommen des Stiiters zurückzufallen

habe. Diese Briefe waren ebenso höflich geschrieben, wie früher diejenigen

des Vogtes von Nellenburg, hatten aber auch den gleichen Erfolg, d. h. der

Rat ließ sich einfach auf das Ansinnen nicht ein. Das war nun klar, daß die

Grafen von Tengen hier nichts zu reklamieren hatten. Erstens hatten die

Grafen von Nellenburg nach der Stiftung des Klosters dasselbe dem Papst

übergeben und sich selbst der Vogtei über das Kloster begeben. Es hätte also höchstens

der Pabst, dessen Amtsvorsahren das Kloster ja immer in Schutz genommen

hatten, ein Recht zur Einsprache gehabt. Dann hatte der Gras Hans von Tengen

in Geldnöten die Grafschaft Nellenburg im ^sahre fH(,5 um 3795V Gulden an
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das Haus Oesterreich verkauft, uud dieses war also der Rechtsnachfolger der

Nellenburger. Es ergab sich dies schon daraus, daß gerade der nellenburgische

Dogt, Ritter Hans ^sakob, geltend machte, sein Herr, der Raiser, sei in die Rechte

der Grafen von Nellenburg eingetreten. Aber, wie wir schon gesehen haben,

der Raiser, sowohl in seiner Eigenschaft als österreichischer Fürst wie als

Reichsoberhaupt, reklamierte nicht. Hinler Echaffhausen standen die reformierten Etände

Areuzgang des Münsters, Gstseite (restauriert).

der Achweiz, und der Echwabenkrieg war noch in zu frischer Erinnerung, ganz

abgesehen davon, daß der Raiser in Deutschland selbst vollauf beschäftigt war.
Allerdings nach einer Richtung hin konnten der Etadt Echaffhausen Schwierigkeiten

bereitet werden. Ein nicht unbeträchtlicher Teil der Grundzinsen des Rlosters

lag im Gebiete der ehemaligen nellenburgischen Grafschaft, und da stand zu

befürchten, daß das Landgericht in Etockach den Rat von Echaffhausen bei der

Geltendmachung seiner Ansprüche als Rechtsnachfolger des Rlosters kaum schützen
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werde. Vorsichtigerweise hatte deshalb der Rat den Klöstern Allerheiligen und

St. Agnesen schon ini Januar des Jahres s529 Weisung gegeben, Häuser und

Güter im Hegau zu verkaufen, und das scheint befolgt worden zu sein, denn

nachher ergaben sich keine Differenzen aus dortigem Besitz.

Auf diese Weise erfolgte die Aufhebung des Klosters Allerheiligen (wie auch

von St. Agnesen) und die Säkularisation des Klostergutes ohne Kampf und Streit.

Sie wäre natürlich auch erfolgt bei erhobenem Widerspruch; Zürich hatte

mit der Aufhebung des Klosters St. Georgen in Stein auch keine langen Umstände

gemacht.

Es war bei uns in der Zeit der Reformation undenkbar, daß in einer

reformierten Stadt eine katholische Kirche oder ein Kloster noch existieren konnte.

Der katholische Gottesdienst wäre den Bürgern ein ebenso großer Greuel gewesen,

wie den Einwohnern einer katholischen Stadt der reformierte Kultus. UUt dem

Kloster hätten nun selbstverständlich auch sofort die Bedingungen und Grundlagen

für dessen Existenz aufhören sollen, die Abgabe des Zehenten und Grundzinses

für katholischen Kultus. Nur mit Hülfe obrigkeitlichen Zwanges konnten noch

eine kurze Zeit hindurch die Abgaben für die Klöster erhältlich gemacht werden.

Am 2s. Januar (527 mußte der Rat von Zürich den Bauern in ZIlnau und

Umgebung ausdrücklich befehlen, dem Kloster Allerheiligen die Fastnachtshühner

zu liefern, und am (5. Zum mußte er unter Androhung von Strafen die Bezahlung
des Aehenten verlangen. Zn dem betreffenden Uiandat lautet eine Stelle: „Wiewohl

wir verrückter (vergangener) Zahren euch und andern den unsern allenthalb
ernstliche Gebot der Zehenten halb, daß man die sollt richten und wehren (geben)

wie von alter her, haben lassen usgan, so hat doch sölichs an etlichen, so uß

irem nutz irer Ungehorsame das gottswort fürgehenkt, wenig fruchtbarlichs
geschaffet und ist bemelter Zehent eben schlechtlich gegeben worden." Daß die

Obrigkeiten den Zehenten nicht eingehen lassen konnten, liegt auf der Hund; sie

brauchten ihn nachher notwendig für den reformierten Kultus, ebenso wie das

ganze bisher angesammelte Kirchengut. Die Säkularisation war etwas
Selbstverständliches und Notwendiges; man konnte den Bauern nicht zumuten, Zehent und

Grundzinse für eine katholische Stiftung weiter, wie bisher, zu liefern und dann

die Kosten der reformierten Landeskirche noch besonders zu bestreiken durch neue

Auflagen.
Ueber die Größe des eingezogenen Klostergutes herrschen vielfach irrige

Vorstellungen. Einerseits haben wir aus dieser Darstellung gesehen, daß das
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Aloster verschiedene Rtale der Verarmung entgegenging, daß es sich wegen ver-

schwenderischer Verwaltung einiger Aebte eine Art Bevormundung gefallen lassen

mußte, und daß die Zahl der Klosterbrüder schon im Zahre söst) aus HO reduziert

wurde. Anderseits besteht die Tatsache, daß der kantonale Airchen- und Schulsonds,

der ja zu einem großen Teil aus dem ehemaligen Alostergut gebildet wurde, zur

Zeit über 8 Rlillionen beträgt. Der scheinbare Widerspruch ist unschwer zu lösen.

Areuzgang des Münsters. Nordseite (restauriert

Tin großer Teil des Alostervermögens bestand in Ländereien von ganz

geringer Rendite, die zudem kaum verkäuflich waren, so insbesondere die Wälder.

Diese waren durch die vielfachen Nutzungsrechte der Gotteshausleute oder

Gemeinden und insbesondere der Weiderechte meist in schlechtem Stand; die wichtigsten

Rechte an den Forsten waren das Recht, Bußen für Holzsrevel einzuziehen und

die Zagd auszuüben Das brachte allerdings wenig Geld ein; die Einnahmen

stehen in einem fast lächerlichen Gegensatze zu den heutigen. Das veränderte

Wirtschaftssystem, die Ablösung der Weiderechte und die von dem Aanton ver-
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wendeten Auslagen haben den heutigen Wert geschaffen; der ist also nicht vom
Kloster ererbt. Die Zehenten und Grundzinse bildeten allerdings eine ziemlich

sichere Quelle der Einkünfte; immerhin kamen auch hier Verluste, hie und da

Nachlässe sz. B, bei Hagelwetter) vor, und zudem war der Einzug mit sehr viel

Unkosten verbunden, ganz abgesehen vom Verlust durch ungetreue Amtmänner.

Als z. B, das paradieserkloster sich wegen Verarmung in den Schutz der Stadt

begab, wurde ausdrücklich als ein Hauptgrund des Rückganges die ungetreue

Verwaltung angeführt, welche die Nonnen wegen des Verbotes des Ausganges

aus den Klostermauern nicht kontrollieren konnten (1^)3 III. 2H). So glich das

Kloster Allerheiligen einem sehr begüterten Zunker, der Geld brauchte und, weil

er nicht immer Käufer für seine Liegenschaften oder Grundrechte fand, oft Geld

zu ungünstigen Bedingungen ausnehmen mußte und dadurch schließlich in die

Klemme geriet. So ist diese Verarmung zu verstehen, es war mehr Geldverlegenheit

und Ungeschicklichkeit in der Verwaltung.
Unser unermüdlicher Historiker W, Harder hat sich s. Z. die Usiühe genommen,

das Wobiliarvermögen des Klosters zur Zeit seiner Aufhebung festzustellen. Es

sei das Resultat, das sich in den Beiträgen des hiesigen historischen Vereins

Bd. IV, S. s 33 findet, rekapituliert.

Kapitalzinse und Gefälle an Geld 2500 Pfund Heller

Erlös aus Naturalien und Vieh ^300 „ „
Barer Kassarezeß 3300 „ „

An Naturalzinsen und Erzeugnissen erzeigte die Rechnung von l52ß—)530
folgende Einnahmen:

Kernen 630 Uäutt

Roggen 323 „

Uuschelfrucht )27 Walter

Fäsen 6H0 „
Hafer 330 „
Gerste H6 „
Erbsen 8 „
Wein 7H5 Saum lein alter Zaum — tö? Liter),

Auf diesem sehr schönen Einkommen hafteten aber beträchtliche Ausgaben, so

für Pfarrbesoldungen, Pfründen und dazu die ganze kostspielige Klosterverwaltung.

Bemerkenswert ist der erhebliche Einnahmeposten von 7H5 Saum Wein pro

)529. Als Berichtigung ist aber zu bemerken, daß in diesem Zahr viel, aber

das Pfund
à -zo Areuzer.

Nutt — 8y Liter.

Malter — 556 Liter,
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saurer wein wuchs. Znimerhiil ergibt sich daraus, welche Rolle der wein in
den Einnahmen nnd dein Verbrauch bei dein Aloster spielte, wenn auch, wie

wir aus dem Prozeß von Abt Dettikoser wissen, das Aloster wein verkaufte, so

mag doch der jährliche Aonsuin im Aloster 300—-ftx> Saum betragen haben.

Auch nach der Säkularisation halte der Alosterwein die gleiche Bedeutung; statt

der Mönche tranken ihn jetzt die Ratsherren; die Herren Geistlichen wurden nicht

vergessen, und die ^eute der Alosterverwaltung kamen auch nicht zu kurz. Dazu

kam, daß sehr viel wein für Ehrengeschenke und sür die Bürgerschaft bei

besonderen Anlässen spendiert wurde. Diesem Abusus machte erst die Zeit nach

der großen Revolution ein Ende.

war nach diesen Angaben das Mobiliarvermögen bescheiden, so waren die

Gesälle aller Art beträchtlich und der Grundbesitz sehr bedeutend. Zu Dank müssen

wir es den Behörden der zwei traurigsten Jahrhunderte unserer Geschichte wissen,

daß sie wenigstens das Aapital, d. h. die Gesälle, und den Grundbesitz des

ehemaligen Alosters intakt erhielten. Namentlich der letztere hat seit der Mitte des

vorigen Zahrhunderts eine Bedeutung und Wertvermehrung erhalten, an die man

srühcr nicht gedacht hat.

Auffallen muß im hohen Maße, daß über diese hochwichtigen Vorgänge

der Alosteraushebung und der Säkularisation des Vermögens sich so wenig

Angaben in unseren Archiven befinden. Die Ratsbücher enthalten sowohl über diese

wie über andere wichtige politische Ereignisse jener Zeit ganz mangelhafte und

kurze Bruchstücke; die Korrespondenzen sind sehr spärlich, und Missivenbücher sind

erst aus der Zeit nach vorhanden. Es macht beinahe den Eindruck, als

sei mit Absicht dafür gesorgt worden, alle Auskunft über das Zustandekommen

der Verträge und Beschlüsse, über die Gründe der Handlungen und Unterlassungen

der Behörden unmöglich zu machen. So ist z. B der so wichtige Vertrag vom

Zahre der seinerzeit gewiß in Doppel ausgefertigt wurde, in Original nicht

mehr vorhanden; die vorhandene Aopie, aus welcher nicht einmal am Schluß

vorgemerkt ist, wer den Vertrag unterzeichnet hat, trägt einfach am Ende die Notiz:
„Bestet ^bestätigt) von kleinem und großen Rate Zinstags vor Pfingsten anno s52^."

Nirgends ist auch dargetan, daß die Stadt bei der Säkularisation sich dem

Abt oder sonst jemanden gegenüber ausdrücklich verpflichtet hätte, das übernommene

Alostergut nun bleibend als Airchengut zu verwalten. Das Aloster hatte

verschiedene Zwecke gehabt. Die Hauptausgabe, der Unterhalt der Klosterbrüder,

war mit der Aufhebung des Alosters definitiv weggefallen. Ein anderer Zweck
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war Bau und Unterhalt des Alünsters und Besorgung des Aultus in dieser

Airche, ebenso die Pastoration der Gemeinden, die bisher vom Aloster aus niit
Geistlichen bestellt worden waren, in dritter Linie aber auch eine beträchtliche Armen-

Unterstützung. Diese beiden letzteren Zwecke resp, die Erfüllung derselben und

die dafür nötigen Ausgaben fielen selbstverständlich zu Lasten der Stadt Was

übrig blieb, wurde von den Alosterpflegern verwaltet und zum Teil kapitalisiert,
der Wein getrunken oder zu Präsenten an Bürger oder Ehrengäste verwendet.

Dieser Zustand dauerte bis zum Jahre f<98 unangefochten, von dort an

noch ZZ Jahre weiter, aber nur noch tatsächlich, nicht rechtlich geordnet.

AIs im Frühjahr s 798 die Landleute sich anschickten, bewaffnet in die Stadt

zu ziehen, erließ die Versammlung der Wahlmänner von Stadt und Land eine

Proklamation mit der Versicherung, „daß nicht nur das hiesige (Schaffhausersche)

öffentliche, dem Staat zugehörige Vermögen, sondern auch das allhiesige Zeughaus

zum allgemeinen Nutzen von Stadt und Land gebraucht werden solle, und sollen

alle Gemeinden gleichen Anteil daran haben." sproklama vom fH. Acärz s798).

Wenn man auch eine Proklamation von Wahlmännern noch nicht als einen

rechtskräftigen Staatsvertrag ansehen kann, so half das Witte! doch; die Bauern zogen

wieder heim. Akan wird aber in den 3 Verfassungen von f8()H, s8fH und s 826

umsonst nach einein Artikel suchen, der das Versprechen verwirklicht hätte. Allerdings

war in der Ausiteuerungs-Urkunde der Stadt Schaffhausen vom q>. Juli fbO-s

bestimmt, „nach Vollziehung des Inhalts gegenwärtiger Urkunde sollen die

Ansprachen der Stadtgemeinde Schaffhausen an ein ihren örtlichen oder Ulunizipal-
bedürfnissen angemessenes Einkommen vollständig befriedigt und ihre wirklichen

oder vermeinten vormaligen Rechte an das übrige noch vorhandene bewegliche

oder unbewegliche Vermögen des Aantons Schaffhausen von nun an und für alle

kommenden Zeiten ausgeglichen und abgetan fein," allein die Wehrheit der Bürger
des Aantons hat sich dann für die Fortdauer der bisherigen gemeinsamen

Verwaltung ausgesprochen.

Erst die Versassung vom Zum f83s forderte in Artikel 3 des Anhanges

die Vornahme der Ausscheidung durch eine Aommission, und als diese sich nicht

einigen konnte, erfolgte der schiedsrichterliche Spruch des eidgenössischen

Schiedsgerichtes vom 23. Oktober s 832, welcher die Dotation (Ausstattung) der Stadt

erledigte und das übrige Staatsvermögen, also mit Inbegriff des vom Aloster

herrührenden, endgültig dem Aanton zuwies. Das Alostergut erhielt damit den

dritten perrn, den Aanton Schaffhausen.
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Von Anfang an, d. h. seit der Säkularisation des Alostergutes wurde über

dasselbe gesonderte Rechnung geführt. Nach dem Uebergang an den Aanton

wurde die Verwaltung durch Gesetz geregelt, so zum ersten Wal im Jahre 1832,

flaut § 2^ des Finanzgesetzes, I. Bd. a, Folge Seite 120), wo schon bestimmt

wurde, daß das Alostervermögen zu den fundierten Aemtern des Aantons gehöre

und der Beaufsichtigung und Leitung der obersten Administrativbehörden unterstehe.

Biese Bestimmung wurde wiederholt in der Finanzorganisation vom 8. Januar 182b

und in dem Gesetz über die Finanzorganisation vorn 19- Usiärz 1850, § 21 und 22.

Eine wesentliche Aenderung erfolgte durch das Gesetz die Finanz-Verwaltung des

Aantons Schaffhausen betreffend vorn 30. April 1855. Damals wurden von

den das mittelbare Staatsgut bildenden 12 Aemtern und Stiftungen folgende

sieben ausgeschieden und in eine Verwaltung und Rechnung vereinigt:

1. Bas Aloster Allerheiligen mit dem Andelfinger-Amt,
2 Bie Aonstanzer Aemter,
3. Bie Vereinigten Aemter,

H. St. Georgen-Amt in Stein,

5. Der Psarrpsrundsonds Buchberg,

6. Der j?farrpfrundfonds aus Burg,
7. Der Baufonds auf Burg.

„Dieser Verwaltung wird der Titel: Airchen- undSchulsonds
des Aantons Schafshausen beigelegt, und sie wird wie bisher
ausschließlich zu Airchen- und Schulzwecken des Aantons
verwendet." So lautet der Schlußsatz von § 10 des genannten Gesetzes.

Eine Abänderung von diesem Grundsatz brachte noch das Gesetz die Finanz-

Verwaltung des Aantons Schaffhausen betreffend vom 15. Wai 1867. Es wird

dort in Artikel -s Schlußsatz gesagt: „Dem Großen Rate bleibt es vorbehalten,

auf Antrag der Regierung allfällig sich ergebende Einnahmeüberschüsse des

Airchen- und Schulfonds zu Gunsten der Aantonskasse zu verwenden."

Biese Bestimmung hat allerdings bloß noch historischen Wert, denn jetzt hat

der Staat jährlich ein Defizit von 100,000- 150,000 Franken für den Fonds zu decken.

Wenn heute der Abt und die Ntönche von Allerheiligen wieder kommen

und nachfragen könnten, wie es denn mit dein seiner Zeit geschenkten Alostergut

gegangen sei, so könnte man ihnen fnach q-00 Iahren) die Antwort geben, das

Vermögen sei noch da, vermehrt, gut verwaltet in dem gleichen Abteigebäude, und

werde zu Zwecken verwendet, die der Stiftung nicht widersprechen, aber mit dem

Bezug von Alosterwein sei es längst aus.


	Schaffhausen und Allerheiligen : rechtshistorische Studie

